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Vorwort 
Noam Chomsky stellt die existentiellen Bedrohungen durch Atomwaffen und den Klimawandel in den Kontext einer 


globalen Macht der Konzerne, die mittlerweile die führende Rolle bei der Gestaltung unserer Zukunft übernommen 
haben. Das ist ein „institutionelles Problem, das gelöst werden kann, aber nur durch enormen öffentlichen Druck“; 
„eine funktionierende Demokratie bietet die einzige Hoffnung, die beiden anderen Gefahren abzuwenden. “ 
Mitglieder des Gesprächskreises Frieden und Sicherheitspolitik der Rosa-Luxemburg-Stiftung sprechen sich 
„für neue Initiativen und neue Bündnisse im Kampf um den Frieden“ aus: Fehlentwicklungen durch den 
„Klimawandel, dem Ressourcenproblem, (...) und insbesondere der zunehmenden sozialen Differenzierung (...) 
haben das Eskalationspotenzial zu Chaos, zu Flucht und Vertreibung bis hin zu militärischen Konflikten“. Es „muss 
den Friedenskräften insbesondere darum gehen, die offensichtlichen Lügen, Verleumdungen, Manipulationen, 
Völkerrechtsverstöße, Widersprüche und realen Auswirkungen der NATO-Politik aufzudecken.“ (s. auch „Nein zu 
Rassismus, Antisemitismus, Feindbildproduktion!“ von zwei Bundes-Arbeitsgruppen von Attac Deutschland). 
Aktions- und Themenfelder wären vor allem die „Gefahr eines Kernwaffenkrieges“ und „als Alternative zur NATO 
eine neue Friedensordnung und eine gemeinsame Sicherheitsarchitektur“. Norman Paech berichtet über die vom 
Internationalen Strafgerichtshof eingeleitete „Untersuchung von Kriegsverbrechen im Gaza-Krieg“. 


Zur Überwindung der Krisen entwickeln sich neue Initiativen: 
Das Weltsozialforum, das im Januar 2021 virtuell stattfand, hat zur Wiederbelebung der Vernetzung von sozialen 
Bewegungen weltweit und zur politischen Klärung beigetragen. 

Das Netzwerk Seattle to Brussels nennt „drei Grundsätze zur Neugestaltung von Handel und Investitionen“. 
Zur Finanzierung der notwendigen ökologischen und sozialen Vorhaben schlägt eine Gruppe von 
Wirtschaftswissenschaftler*innen vor, „die von der EZB gehaltenen Staatsschulden abzuschreiben“. 

Attac Frankreich setzt sich für eine alternative Staatsschulden- und Steuerpolitik ein. 

Zur Eindämmung des Klimawandels finden wieder Klimastreiks weltweit am 19.März statt; eine Petition fordert, 
dass die EU „aus dem Energiecharta-Vertrag aussteigt“; der französische Staat wird wegen Untätigkeit in Sache 
Klimaschutz verurteilt. Latifa Madani warnt davor, dass Wasser weltweit zum einem Finanzprodukt wird „wie Erdöl 
oder Weizen“ und unterstreicht, „unreines Wasser tötet jährlich 2,6 Millionen Menschen“. 

Attac Deutschland unterstützt die Petition „Corona trifft Arme extra hart - Soforthilfen jetzt!“ 

Wolfram Elsner und Norman Paech begründen den Vorschlag, „den kubanischen Henry-Reeve-Ärztebrigaden den 
Nobelpreis zu verleihen“. Noam Chomsky und Vijay Prashad begrüßen „die Klage der brasilianischen 
Gesundheitsgewerkschaften gegen Jair Bolsonaro vor dem Internationalen Strafgerichtshof (IstGh)“ und merken an, 
„die Deklaration von Alma-Ata (WHO 1978) enthält die beste Erklärung zur Verteidigung der öffentlichen 
Gesundheit, die jemals von einer Regierung verabschiedet wurde." (...) 

Am 7. April 2021 findet der Internationale Aktionstag gegen die Privatisierung und Kommerzialisierung der 
Gesundheit statt. Zwei europäische Bürgerinitiativen (EBI) sind eine Antwort auf die Versuche, die Herrschaft der 
Konzerne weiter zu sichern: „Kein Profit durch die Pandemie“ und „Für ein Verbot biometrischer 
Massenüberwachung“. 

Gisela Notz berichtet über die Frauenbewegung in Deutschland in den 90er Jahren. Jetzt findet eine „Feminisierung 
des Arbeitskampfes“ statt. „ Wahrscheinlich wird ein Tag im Jahr zukünftig nicht reichen.“ (mdv) 





Das SiG-Dossier ‚Leben in Zeiten des Corona-Virus‘ wird weiter geführt. - Thematische Übersicht 
Die SiG-Sondernummern fassen thematisch die Dokumente und Links zusammen, die im Dossier chronologisch 
veröffentlicht wurden (1. bis 25. April 2020: Nr.1; 26. April bis 24. Mai: Nr.2; 25. Mai bis 30. Juni 2020: Nr. 3); Weitere 
Artikel in SIG 136, SiG 137, SIG 138 und SiG 139; Sondernummer Nr. 4 erscheint im März 2021 














Der Rundbrief „Sand im Getriebe” ist ein Medium für Menschen, die eine Welt jenseits der neoliberalen 
rg Globalisierung verwirklichen wollen. Er gibt Texten von Autorinnen und Autoren unterschiedlicher Gesinnung 
einen gemeinsamen Ort. Die enthaltenen Positionen sind nicht notwendigerweise solche der Attac-Bewegung. 

Wir bedanken uns für die Artikelvorschläge und für die Übersetzungen durch die ehrenamtlichen 


MitarbeiterInnen von coorditrad! Coorditrad braucht noch Unterstützung! www.coorditrad.attac.org 


Der SiG-Newsletter kann abonniert werden: 
Eintragung online: http://www.attac.de/bildungsangebot/sig/startseite/ 


Gedruckte Exemplare von „Sand im Getriebe” zum Selbstkostenpreis (2 €+ Porto). 
Bestellung in Deutschland per Mail an sig-abo@gmx.de. Abonnement: 18 € für 6 Ausgaben. 








An dieser Nummer haben mitgewirkt: Sabine Gondro, Marie-D. Vernhes, Werner Horch (Attac Deutschland), 
und viele, die uns gewollt oder ungewollt Hinweise und Anregungen gegeben haben. V. i. S. d. P.: Marie-D. Vernhes 
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Noam Chomsky 
Rebellion oder Untergang - 


ein 
u. 











ir leben seit 75 Jahren 
—Junter der Bedrohung ei- 
-iines Atomkrieges. Wenn 

f in man auf diese Geschichte 
zurückblickt, kann man über die Tatsache, dass wir bis jetzt 
überlebt haben, nur erstaunt sein. Wir standen wieder und 
wieder buchstäblich nur Minuten vor der endgültigen Kata- 
strophe. Dass sie nicht eingetreten ist, ist letztlich ein Wun- 
der, aber selbst Wunder dauern nicht ewig. Wir müssen die- 
ser Gefahr ein Ende machen, und das schnell. Die neueste 
»Richtschnur zur US-Kernwaffenpolitik« der Trump-Admi- 
nistration erhöht das Risiko einer für die menschliche Spe- 
zies tödlichen nuklearen Feuersbrunst dramatisch. Wir erin- 
nern uns vielleicht, dass diese Richtschnur von Jim Mattis 
in Auftrag gegeben wurde, den Trump später als zu zivili- 
siert für einen Verbleib in seiner Regierung betrachtete — 
daran lässt sich ermessen, was das Trio Trump-Pompeo- 
Bolton als zulässiges Meinungsspektrum ansieht. 


Bis 2002 gab es insgesamt drei große Abrüstungsverträ- 
ge: den ABM-Vertrag über Abfangraketen, den INF- 
Vertrag zu den »mittleren« Nuklearwaffen und den New 
START-Vertrag. (1) 


2002 zogen die USA sich aus dem ABM-Vertrag zurück. 
Und jeder, der glaubt, Abfangraketen seien Verteidigungs- 
waffen, täuscht sich sehr ernsthaft über diese Systeme. 

Der 1987 von Gorbatschow und Reagan abgeschlossene 
INF-Vertrag hat die Gefahr eines Krieges in Europa, der 
sich dann sehr rasch ausbreiten würde, scharf reduziert. 
Massive, öffentlichkeitswirksame Demonstrationen bildeten 
den Hintergrund, der zu einem Abkommen beitrug, das eine 
äußerst einschneidende Veränderung herbeiführte. Es lohnt 
sich, an diesen und etliche andere Fälle zu denken, in denen 
ein bedeutender und breiter Aktivismus der Bevölkerung ei- 
nen enormen Unterschied gemacht hat. Die Lehre daraus ist 
zu offensichtlich, um eigens ausgesprochen zu werden. 
Aber jetzt, viele Jahre später, hat sich die Trump-Admi- 
nistration aus dem INF-Vertrag zurückgezogen und die 
Russen haben dann sofort dasselbe getan. 

Dazu sollte angemerkt werden, dass beide Seiten glaubwür- 
dige Gründe für die Behauptung haben, die jeweils andere 
Seite habe Vertragsbruch begangen. Für Leser, die sich ein 
Bild von der russischen Sicht der Sache machen wollen, gab 
es in der wichtigsten Zeitschrift zu Fragen der Rüstungs- 
kontrolle, dem Bulletin of Atomic Scientists, einen Leitarti- 
kel von Theodore Postol, in dem er darauf hinwies, wie ge- 
fährlich die Stationierung von Abfangraketen an der russi- 
schen Grenze nicht nur per se, sondern aufgrund ihrer 
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Aufruf zur Rettung unserer Zivilisation 


ER In seinem neuen Buch „Rebellion oder Untergang!“ klärt Noam Chomsky 
> \ eindrücklich über die existentiellen Bedrohungen durch Atomwaffen und den 


Klimawandel auf. 


Er stellt diese Bedrohungen in den Kontext einer nie dagewesenen globalen Macht 
" |der Konzerne, die mittlerweile die führende Rolle bei der Gestaltung unserer Zukunft 
übernommen haben und die Demokratie mehr und mehr aushebeln. Ein Auszug. 


Wahrnehmung aus russischer Perspektive sei. Immerhin 
handelt es sich hier um die russische Grenze. Die Spannun- 
gen werden schärfer; beide Seiten führen provokative Akti- 
onen durch. In einer vernunftgesteuerten Welt würde das zu 
Verhandlungen zwischen den beiden Seiten führen, bei de- 
nen unabhängige Experten die von beiden gegen die jeweils 
andere Seite erhobenen Beschuldigungen bewerten würden, 
um zu einer Lösung zu kommen und den Vertrag wiederher- 
zustellen. So wäre es in einer vernünftigen Welt, aber leider 
ist das nicht die Welt, in der wir leben. Stattdessen wurden 
überhaupt keine Bemühungen in diese Richtung gemacht. 
Und solange es keinen beträchtlichen Druck gibt, wird das 
auch so bleiben. 


Damit bleibt noch der New START-Vertrag übrig. Dieser 
Vertrag ist vom zuständigen Mann (der sich bescheiden als 
den größten Präsidenten der amerikanischen Geschichte be- 
zeichnet) schon als schlechtester Vertrag, der je abgeschlos- 
sen wurde, abgekanzelt worden, die übliche Bezeichnung 
für alles, was seine Amtsvorgänger getan haben. Und 
Trump fügte auch hinzu, dass wir den Vertrag aufkündigen 
müssen. Dieser Vertrag steht zur Verlängerung an und so 
steht eine Menge auf dem Spiel. Ob er verlängert wird, ist 
eine sehr wichtige Frage, da er die Zahl der Nuklearwaffen 
scharf verringert hat, auf ein Maß, das immer noch viel zu 
hoch, aber doch weit geringer liegt als die frühere Zahl. 
Und er könnte weitergeführt werden. 


Zugleich schreitet die Erderwärmung unerbittlich vor- 
an. In unserem Jahrtausend ist mit einer einzigen Ausnahme 
jedes Jahr wärmer als das vorhergehende gewesen. Kürzlich 
publizierte wissenschaftliche Studien von James Hansen 
und anderen deuten darauf hin, dass die Kurve der Erder- 
wärmung, die seit etwa 1980 eine starke Steigung aufweist, 
sich rapide nach oben beschleunigen und sich von einem li- 
nearen zu einem exponentiellen Wachstum bewegen könnte, 
was bedeuten würde, dass die Erwärmung sich alle paar 
Jahrzehnte verdoppelt. Wir bewegen uns bereits auf die 
Temperaturen von vor 125.000 Jahren zu, als der Meeres- 
spiegel etwa acht Meter höher lag als heute. Mit dem rapi- 
den Abschmelzen der riesigen Eisfelder der Antarktis könn- 
te dieser Punkt wieder erreicht werden. Die Konsequenzen 
dieser Entwicklung wären beinahe unvorstellbar. Ich werde 
nicht einmal versuchen, sie zu beschreiben, aber ich bin si- 
cher, Sie können sie sich selbst ausmalen. 


Unterdessen lesen wir in den Medien regelmäßig euphori- 
sche Berichte darüber, wie die Vereinigten Staaten ihre 
Förderung fossiler Brennstoffe vorantreiben: Sie haben 
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mittlerweile sogar Saudi-Arabien überholt. Wir sind welt- 
weiter Führer in der Produktion fossiler Brennstoffe. 

Die großen Banken, JPMorgan Chase und andere, pumpen 
Geld in neue Investitionen in diese Brennstoffe, darunter 
auch die gefährlichsten wie die kanadischen Teersande. 
Und all das wird äußerst begeistert und aufgeregt präsen- 
tiert: Wir sind dabei, das Ziel der »Energieunabhängigkeit« 
zu erreichen. Wir können die ganze Welt kontrollieren und 
über die Verwendung fossiler Brennstoffe in der Welt be- 
stimmen. 

Dabei fällt kaum ein Wort darüber, was all das bedeutet, ob- 
wohl das ziemlich offensichtlich ist. Das liegt nicht daran, 
dass die Journalisten und Kommentatoren das nicht wissen 
oder dass die Top-Manager der Banken es nicht wissen. 
Natürlich tun sie das. Aber hier operieren dann die Formen 
institutionellen Drucks, denen die Einzelperson sich schwer 
entziehen kann. Versetzen Sie sich einmal in die Lage des 
Vorstandsvorsitzenden der größten Bank, JPMorgan Chase, 
die gewaltige Summen in fossile Brennstoffe investiert. 

Er weiß mit Sicherheit genau so viel über die Erderwär- 
mung wie Sie. Sie ist ja kein Geheimnis. Aber welche Opti- 
onen hat er? Im Wesentlichen nur zwei: Die eine ist, genau 
das zu tun, was er tut. Die andere ist, zu kündigen und 
durch jemanden ersetzt zu werden, der genau dasselbe tun 
wird, was er jetzt macht. Es handelt sich hier nicht um ein 
individuelles, sondern um ein institutionelles Problem, 
das gelöst werden kann, aber nur durch enormen öffent- 
lichen Druck. 


Im Januar 2019 wurde die Weltunterganguhr des Bulletin 


of Atomic Scientists auf zwei Minuten vor Mitternacht vor- 
gestellt. So nah war sie dem endgültigen Untergang seit 
1947 noch nie gewesen. Die Erklärung der Experten zur 
Umstellung der Uhr erwähnte die beiden uns nun schon be- 
kannten Gefahren, nämlich die wachsende Gefahr eines 
Atomkrieges und die ebenfalls wachsende Gefahr des Kli- 
mawandels. 

Und zum ersten Mal sprach sie auch von einer dritten 
Gefahr, der Aushöhlung und Schwächung der Demokra- 
tie. Sie ist neben der Erderwärmung und der Gefahr eines 
Atomkriegs die dritte tödliche Bedrohung. Und sie hinzuzu- 
fügen war absolut richtig, da eine funktionierende Demo- 
kratie die einzige Hoffnung bietet, die beiden anderen 
Gefahren abzuwenden. Ohne massiven Druck der Bevöl- 
kerung werden die derzeit ausschlaggebenden staatlichen 
und privaten Machtinstitutionen diese Gefahren nicht ange- 
hen, und das heißt, dass die Mechanismen einer funktionie- 
renden Demokratie am Leben erhalten werden und so ein- 
gesetzt werden müssen, wie es die Sunrise-Bewegung und 
die großen Massendemonstrationen Anfang der 1980er-Jah- 
re getan haben und wie wir es auch heute tun können. 


Anm. der SiG-Redaktion: 

(1) Zu den drei erwähnten Verträgen (ABM-Vertrag, INF- 
Vertrag und New Start-Vertrag: mehrere Dokumente auf der 
Seite der Friedenskooperative: 

a. kurze Übersicht 

b. Ein historischer Rückblick: Atomwaffen und 
Friedensbewegung von Andreas Buro,: „Der ABM-Vertrag 
über die Begrenzung der Stationierung von Raketenabwehr- 
systemen (ABM -Anti Ballistic Missiles) von 1972 zwischen 
den USA und der UdSSR dient vor allem der Stabilisierung des 
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Abschreckungssystems. Keine Seite sollte sich unverwundbar 
machen dürfen, um damit möglicherweise eine Erstschlagka- 
pazität zu gewinnen. Abrüstung war also nicht sein Anliegen. 
Die Friedensbewegung war sehr beunruhigt, als die USA un- 
ter Präsident Ronald Reagan im Juni 2002 den Vertrag kün- 
digte. 

Die Verträge zur nuklearen Rüstungsbegrenzung (SALT - Stra- 
tegic Arms Limitation Talks) wurden von 1969 bis 1979 zwi- 
schen den USA und der UdSSR geführt. Ein Ergebnis war der 
ABM-Vertrag. Ferner sollte die Zahl der Interkontinentalen 
Raketen nach dem Stand von 1972 für fünf Jahre eingefroren 
werden. Beide Staaten hatten danach noch immer eine mehrfa- 
che Overkill-Kapazität. Die beiden START-Verträge wurden 
1991 und 1993 zwischen den USA und Russland geschlossen. 
Es ging um die Verringerung der Zahl der weit reichenden In- 
terkontinentalraketen und ein Verbot von Mehrfachsprengköp- 


fen auf diesen Raketen.“ 
c. Von der „Charta von Paris“ zur NATO-Osterweiterung, 
von Otmar Steinbicker, Friedenskooperative 2015 


Noam Chomsky, geboren 
1928, ist Professor emeri- 


NOAM 
CHOMSKY 


tus für Sprachwissenschaft 
und Philosophie am M.L.T. 
Er hat die moderne Lingu- 
istik revolutioniert und 
zahlreiche Bestseller ver- 
fasst. Chomsky ist einer 
der weltweit bekanntesten 
linken Intellektuellen und 
seit jeher ein prominenter 
Kritiker der amerikani- 
schen Politik wie auch des 
globalen Kapitalismus 


Westend-Verla 


Ein Aufruf zu 
globalem Ungehorsam zur Rettung 


unserer Zivilisatior 





Die neuesten Artikel von Noam Chomsky: 


https://chomsky.info/updates/ 


Liste der Texte von Noam Chomsky, deren Übersetzung in 
‚Sand im Getriebe‘ veröffentlicht wurde: SiG 130, S. 40 
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Marie-D. Vernhes, Harald Porten 


Weltsozialforum 
Eine andere Welt ist möglich, notwendig und dringlich 


2001 in Porto Alegre, Brasilien, als Alternative zum Welt- 
wirtschaftsforum gegründet, hat sich das Weltsozialforum 
zur weltweiten Vernetzungsplattform der sozialen Bewe- 
gungen entwickelt. 


Vom 23. bis zum 31. Januar 2021 haben 1360 
Organisationen aus 144 Ländern 751 virtuelle 
Veranstaltungen durchgeführt, an denen außer den einge- 
schriebenen registrierten 9561 Menschen noch zig Tausende 
andere teilgenommen haben. Attac-Verbände aus Argentini- 
en, Quebec, Frankreich, Großbritannien, Spanien, Un- 

garn, Japan, Togo sowie das Europäische Attac-Netzwerk 
haben sich am Programm beteiligt. 

Der Bruchteil der Veranstaltungen, die von uns besucht 
bzw. im Nachhinein angeschaut wurden, kann nur einen 
groben Einblick geben. Durchgehend wurde aber festge- 
stellt, dass die virtuelle Durchführung viele Möglichkeiten 
eröffnet hat. Covid hat Probleme verstärkt sichtbar gemacht, 
was als Ansporn für einen nötigen Neubeginn gesehen wird. 
An den Veranstaltungen haben viele Frauen und viele junge 
Menschen teilgenommen. 

Die Atmosphäre bei den Veranstaltungen war geprägt von 
Verständnis, von Respekt und Vertrautheit, über Kontinente 
hinweg. Die Veranstaltungen waren sehr interessant. 

Die Chats, z.T. sehr umfangreich, teils witzig, mit viel 
Links, zeigten Routine mit dieser Kommunikationsart. 

Der Bedarf an Kommunikationsplattformen jenseits von 
Facebook und Zoom ist groß. 

Die Beteiligung von Organisationen aus Deutschland war 
sehr gering, sehr große Beteiligung kam dagegen aus La- 
teinamerika. Der „amerikanische Süden“ (Indigene und 
Farbige aus Nord- Mittel- und Südamerika) und der „globa- 
le Süden“ haben sich zusammengeschlossen zum „Tiefen 
Süden“ (Deep South). 


Zum Auftakt des Weltsozialforums gab es einen virtuellen 
Marsch, gefolgt von einem Eröffnungspanel. Am 30. Januar 
bereiteten Versammlungen die "Agoras der Zukunft" vor, in 
denen am 31. Januar soziale Bewegungen und Organisatio- 
nen aus der ganzen Welt die Aktionen, Kämpfe und Kampa- 
gnen vorstellen und gemeinsam beraten, die sie sich bis 
zum nächsten WSF - voraussichtlich 2022 in Mexiko - auf 
die Fahnen geschrieben haben. 


Zeitgleich zum WSF trafen sich Staats- und Regierungs- 
chef*innen gemeinsam mit Konzernlenker*innen und ande- 
ren "Entscheider*innen" zum diesjährigen Weltwirtschafts- 
forum (World Economic Forum/WERF), das ebenfalls on- 
line stattfand. Eines ihrer Hauptthemen: die Reintegration 
der Weltmärkte in Zeiten von COVID-19. 
Dabei zeigt die von Oxfam veröffentlichte Studie „Das_ 
Ungleichheitsvirus“ anschaulich, wie die Corona-Pande- 
mie weltweit soziale Ungleichheit verschärft und warum die 
Lösung in einem gerechten Wirtschaftssystem statt mehr 
Wirtschaftswachstum liegt. Einen Beitrag zu der notwendi- 
gen Debatte über alternative Wege aus der Krise leisten 
Powershift, das Forum Umwelt und Entwicklung, die 
Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft, die Na- 
turfreunde und Attac mit der gemeinsamen Informations- 
broschüre "Global - regional - alles egal?". Anhand von 
Milch und Milchprodukten stellt die Broschüre exempla- 
risch dar, wie eine solidarische Regionalisierung aussehen 
kann. 
Verwandte Links 

° Programm des WSF 


e "Die internen Prozesse im Weltsozialforum" 


Aufzeichnung von Gustave Massiah, SiG 139 





Nachrichtensplitter (wir werden in SiG 141 ausführlicher 
über das Weltsozialforum berichten) 

- Mehrere große Gewerkschaften aus Brasilien, Argentinien, 
Spanien, Marokko, Niger, Südkorea, Frankreich, Italien .... 
rufen zu Aktionen parallel zum Weltwirtschaftsgipfel 2021 
in Singapur auf: https://join.wsf2021.net/initiatives/9140 
Weitere aufrufende Organisationen sind willkommen. 

- Vielleicht interessant für die Verkehrswende: 
https://join.wsf2021.net/activities/7200 Es geht um die Ver- 
kehrswende im Flugverkehr. Berichtet wurde auch, wie Fra- 
port in Nazare, einem Ortsteil von Porto Alegre eine Flug- 
hafenerweiterung plant, mit „Umsiedlung“ der dort Woh- 
nenden. 

- Ebenso interessant der Aufruf zu einem Demokratischen 
Reset - Global Crises Need Global Governance in the Pu- 
blic Interest, der von FIAN, TNI, Peoples Health Movement 
(PHM), Public Services International (PSI) u. a. m. initiiert 
wurde 

- https://mandala.news/ gibt eine umfassende Übersicht 
über alternative Medien weltweit. (In Aufbau!) 








Campaigns4Whistleblowers Freiheit für Julian Assange, Chelsea Manning und Edward Snowden! 
Diese Seite ist den Hinweisgebern Julian Assange, Chelsea Manning und Edword Snowden und 
allen anderen bekannten und unbekannten Hinweisgebern für Frieden, Freiheit und Gerechtigkeit 
dieser Welt gewidmet, einschließlich der Tausenden von Aktivisten, die ihre Stimme laut und 
friedlich gegen die Kriegspolitik ihrer Regierungen erheben! Mathias Tretschog - Freier Journalist 


https://free-whistleblower. jimdofree.com/ 
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PD Dr. Johannes M. Becker, Prof. Dr. Lutz Kleinwächter, Prof. Dr. Karin Kulow, 
Prof. Dr. John P. Neelsen, Prof. Dr. Norman Paech, Prof. Dr. Werner Ruf, 
Prof. Dr. Wilfried Schreiber, Dipl. Staatswissenschaftler Achim Wahl 


Fur neue Initiativen und neue Bundnisse 
im Kampf um den Frieden 


Berlin, 08.02.2021 - Die Coronakrise und die Verschärfung 
der geopolitischen Konfrontation mit all ihren Konsequen- 
zen lehren uns in aller Deutlichkeit, dass es nur diese eine 
Welt gibt und dass diese Welt ihre Probleme nur gemeinsam 
und friedlich lösen kann. Was wir brauchen, ist die vereinte 
Kraft aller Friedenskräfte zur Entmilitarisierung des traditi- 
onellen Sicherheitsdenkens. Die neuen globalen Herausfor- 
derungen lassen sich nicht mit Streitkräften lösen. Die Do- 
minanz des Militärischen im Sicherheitsdenken ist heute 
selbst zum Sicherheitsrisiko geworden. 

Tief besorgt angesichts der multidimensionalen Krise rufen 
wir, ehemalige Diplomaten, Abgeordnete, Hochschullehrer 


und Offiziere — als Mitglieder des Gesprächskreises Frieden 


und Sicherheitspolitik der Rosa-Luxemburg-Stiftung - alle 
Friedenskräfte zu einem neuen Dialog im Kampf um den 


Frieden auf. 

In diesem Kampf stellt sich die Aufgabe, unter den neuen, 
komplizierteren Bedingungen der 2020er Jahre parlamenta- 
rische und außerparlamentarische Mehrheiten zu organisie- 
ren. Das wirft unweigerlich die Frage nach neuen Bündnis- 
sen auf — und auch die Frage, wie man solche Bündnisse 
schaffen kann, ohne politische Grundpositionen preiszugge- 
ben. 

Der entscheidende Ansatz hierfür besteht im Verständnis der 
Komplexität des Problems und im Verständnis der außeror- 
dentlichen Differenziertheit der Friedenskräfte. Für den 
Frieden sind breiteste Kreise der Bevölkerung mobilisier- 
bar. Lösungen sind nur durch gemeinsame Anstrengungen 
über die Parteigrenzen hinweg erreichbar. 

Dabei sollte auf bewährte Erfahrungen aus der Friedensbe- 
wegung der 1980er Jahre zurückgegriffen werden. Bei der 
Auseinandersetzung um den sog. Nachrüstungsbeschluss 
der NATO hat es die Friedensbewegung - insbesondere mit 
dem Krefelder Appell aber auch beim Olaf-Palme-Friedens- 
marsch — verstanden, das Instrument des „Minimalkonsen- 
ses“ mit großer Flexibilität zu handhaben. (1) 

Ausgehend von diesen Erfahrungen, schlagen wir vor, vor- 
rangig solche Ziele zu finden und in den Vordergrund zu 
stellen, an denen sich Friedenskräfte in einer großen Vielfalt 
orientieren können — wo also Kooperationen am ehesten Er- 
folg versprechen. 

Wir halten für ein solches Herangehen insbesondere folgen- 
de Aktionsfelder und Themen am ehesten geeignet: 


Erstens: Potenzielle Kooperationspartner sind vor allem 
jene Kräfte und Bewegungen, die sich den mehr oder 
weniger neuen, existenziellen Herausforderungen der 
Menschheit als Ganzes stellen, also dem menschenge- 
machten Klimawandel und den damit für die Menschheit 
drohenden Gefahren, dem Ressourcenproblem, der un- 
gleichmäßigen demografischen Entwicklung und insbeson- 
dere der zunehmenden sozialen Differenzierung innerhalb 
und zwischen den Staaten und Weltregionen. 

All diese Herausforderungen sind untrennbar mit der Frie- 
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densfrage verbunden. Fehlentwicklungen in diesen Berei- 
chen haben das Eskalationspotenzial zu Chaos, zu Flucht 
und Vertreibung bis hin zu militärischen Konflikten. Die 
Friedensfrage ist das einigende Band, das all diese komple- 
xen Probleme, alle Teile der Bevölkerung und auch die ver- 
schiedenen Gruppierungen miteinander verbinden kann. 


Zweitens: Die entscheidenden Gefahren für Frieden und 
Stabilität in Europa gehen gegenwärtig von der Existenz 
und Politik der NATO aus, die der ökonomische Theoreti- 
ker Samir Amin nicht zu Unrecht die „eiserne Faust des 
westlichen Imperialismus“ genannt hat. Hinter der NATO 
stehen einflussreiche Kräfte des Militär-Industrie-Komple- 
xes aus den USA und Westeuropa, die von einem Anheizen 
der Spannungen und der Konfrontation profitieren und die 
ihre geostrategischen Machtinteressen gegenüber aufstre- 
benden Mächten durchsetzen wollen und diese wie im Falle 
Chinas und Russlands als politische und militärische Geg- 
ner angesehen werden. Das Dilemma der Friedensbewe- 
gung besteht aber darin, dass die NATO von einer Mehrheit 
der Bevölkerung in Deutschland und Europa eher als Si- 
cherheitsfaktor wahrgenommen wird. Insofern muss es den 
Friedenskräften insbesondere darum gehen, die offensichtli- 
chen Lügen, Verleumdungen, Manipulationen, Völker- 
rechtsverstöße, Widersprüche und realen Auswirkungen der 
NATO-Politik aufzudecken. Forderungen nach Auflösung 
der NATO oder Austritt aus ihrer Militärorganisation schei- 
nen gegenwärtig in Deutschland nicht mehrheitsfähig. 
Wichtiger ist es, sicherheitspolitische Alternativen zur 
NATO als Ganzes bzw. zu einzelnen Aktivitäten zu entwi- 
ckeln, die in den weiteren Aktionsfeldern und Themen an- 
gesprochen werden sollen. Wir warnen in diesem Zusam- 
menhang vor der Illusion einer militarisierten EU: Diese 
wird kein Friedensfaktor sein, sie wird die Aufrüstung nur 
effektiver gestalten. 


Drittens: Mehr denn je ist die Normalisierung der Bezie- 
hungen zwischen Russland und dem transatlantischen 
Westen die Schlüsselfrage für Frieden, Sicherheit und 
Stabilität in ganz Europa. Sicherheit in Europa kann 
und darf es nicht gegen sondern nur gemeinsam mit 
Russland geben (Egon Bahr). Die NATO benötigt und be- 
nutzt das „Feindbild Russland“ zur Begründung und Recht- 
fertigung ihrer eigenen aggressiven Politik. Besonders die 
USA haben großes Interesse an der Verhinderung einer 
deutsch-russischen bzw. westeuropäisch-russischen Partner- 
schaft. Es ist die Furcht vor einem starken „eurasischen 
Block“, die zur permanenten Dämonisierung Russlands und 
seines Präsidenten als Verkörperung des „Bösen“ benutzt 
wird. Deshalb eine Politik der ständigen Provokationen 
Russlands durch die NATO und die Darstellung seiner legi- 
timen Schutzmaßnahmen als aggressiv. Nicht Russland ist 
an die Grenze der NATO vorgerückt, sondern die NATO bis 
an die Grenzen Russlands. Dabei hat sich die NATO von 16 


6.März 2021 Seite 6 


auf 30 Mitgliedsländer erweitert. Der Rüstungshaushalt der 
NATO beträgt gegenwärtig fast das Zwanzigfache von dem 
Russlands. (2) 

Russland selbst will Partnerschaft auf Augenhöhe und keine 
Politik der Konfrontation, erst recht keinen Krieg mit dem 
Westen. Russland braucht alle Kraft zum Aufbau seiner 
Wirtschaft und zur sozialen und politischen Entwicklung 
seiner Gesellschaft. Deshalb verweigert es sich auch einer 
neuen Runde des Wettrüstens. Es gibt gute Grundlagen für 
eine Überwindung der feindseligen „Politik der Stärke“, die 
die Verteidigungsministerin der Bundesrepublik gegen 
Russland als „gute Tradition“ zu beschwören versucht. 
Deutschland hat starke Wirtschaftsinteressen in Russland 
und traditionell enge kulturelle Verbindungen mit diesem 
Land - und das keineswegs nur über die östlichen Bundes- 
länder. Wer in Europa Frieden will, muss neu anknüpfen an 
den Grundsätzen der KSZE und der Charta von Paris. 


Viertens: Ein eigenständiges Aktions- und Themenfeld 
ist die Auseinandersetzung mit der Gefahr eines Kern- 
waffenkrieges. Diese Problematik hat in der letzten Zeit 
dadurch an Brisanz gewonnen, dass die vorhandenen Waf- 
fensysteme modernisiert und effektiver gemacht worden 
sind. Es wurden qualitativ neue Trägersysteme entwickelt; 
es vollzog sich eine Tendenz zur Miniaturisierung von 
Kernwaffen und zur Automatisierung der Entscheidungs- 
prozesse. Gleichzeitig sind die bisher bestehenden Vertrags- 
systeme zwischen Russland und den USA zur Rüstungskon- 
trolle und -begrenzung faktisch außer Kraft gesetzt worden. 
Der einzige wirkliche Abrüstungsvertrag — INF-Vertrag 
über das Verbot von Mittelstreckensystemen in Europa — 
wurde von den USA und in der Folge auch von Russland 
gekündigt. Für Deutschland ist vor allem von Bedeutung, 
dass die Stationierung US-amerikanischer Nuklearbomben 
in Büchel aufrechterhalten und diese Bomben modernisiert 
wurden. Gleichzeitig stellt sich die Frage nach einer Be- 
schaffung neuer Trägerflugzeuge für die Luftwaffe. 
Deutschland ist zwar völkerrechtlich zum Verzicht auf 
Kernwaffen verpflichtet, ist aber über die „nukleare Teilha- 
be“ in die nukleare Bedrohungspolitik der NATO eingebun- 
den. Diese „Teilhabe“ verstößt jedoch eindeutig gegen den 
Nichtweiterverbreitungsvertrag und den Zwei-Plus-Vier- 
Vertrag, und ist daher völkerrechtswidrig. Gleichzeitig be- 
steht aber gerade in der Ablehnung der Stationierung von 
Kernwaffen auf deutschem Boden und in der Kritik der nu- 
klearen Abschreckung ein starker Konsens in der Friedens- 
bewegung - wie in der deutschen Bevölkerung insgesamt. 
Beachtenswert ist dabei gegenwärtig besonders ein kriti- 
scher Neuansatz in der SPD zur „nuklearen Teilhabe“. Ge- 
rade in der Kernwaffenfrage gibt es in Deutschland ein tra- 
ditionell kritisches Potenzial für gemeinsame Protestaktio- 
nen, wie z.B. gegen die Stationierung und Modernisierung 
der Kernwaffen in Büchel. 


Fünftens: Die real vorhandene Grundstimmung in der 
Bevölkerung gegen Kernwaffen sollte mit einer kon- 
struktiven Haltung zur Abrüstung und Rüstungsbegren- 
zung verbunden werden. Faktisch ist das Gesamtsystem 
der vertraglich vereinbarten Rüstungskontrolle und Rüs- 
tungsbegrenzung auf konventionellem wie nuklearem Ge- 
biet zusammengebrochen. ABM-Vertrag, INF-Vertrag, 
Open Sky und der Iran-Deal wurden einseitig durch die 
USA aufgekündigt. Das KSE-Abkommen der Wiener Kon- 
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ferenz über die Begrenzung der konventionellen Bewaff- 
nung wurde nie rechtskräftig, da es die NATO-Staaten nicht 
ratifiziert haben. Die sog. Steinmeier-Initiative von 2016, 
die über die OSZE zu einer Neubelebung der konventionel- 
len Rüstungskontrolle führen sollte, verlief im Sande. Auch 
das System der Vertrauens- und Sicherheitsbildenden Maß- 
nahmen (VSBM) ist ins Stocken geraten. Ein Neustart des 
Gesamtsystems von politischem Dialog, Abrüstung und 
Rüstungskontrolle ist dringend erforderlich. Die Verlänge- 
rung von START 3 um ein Jahr kann als Signal realpoliti- 
scher Möglichkeiten gewertet werden. Notwendig ist dabei 
auch die Aufnahme neuer nichtnuklearer Technologien in 
ein umfassendes Rüstungskontrollsystem, wie vollautomati- 
sche Führungs- und Leitsysteme, Kampfdrohnen und Syste- 
me für den Cyberwar. Eine neue Entspannungspolitik ist 
aber nur realistisch, wenn es zu neuen parteiübergreifenden 
Initiativen und zu einem gesellschaftlichen Konsens 
kommt. Ein Ansatzpunkt könnte der Termin des Inkrafttre- 
tens des Kernwaffenverbotsvertrags der Vereinten Nationen 
Ende Januar 2021 sein. Die NATO hat in ihrer politischen 
Erklärung vom 15. Dezember 2020 bereits angekündigt, 
diesen Vertrag ignorieren zu wollen. Das sollte als Auslöser 
für eine breite Protestkampagne und Masseninitiative gegen 
Atomwaffen und zur Forderung nach einem Neustart des 
Prozesses der Rüstungskontrolle und Abrüstung genutzt 
werden. 


Sechstens: Insbesondere der Kernwaffenverbotsvertrag 
verweist auf das Potenzial des Völkerrechts und der Or- 
ganisation der Vereinten Nationen für den Friedens- 
kampf. Das Verbot von Kernwaffen ist zwar derzeit nur für 
51 Staaten zwingendes Völkerrecht und kann aufgrund der 
Ablehnung durch die Kernwaffen besitzenden Staaten nicht 
voll wirksam werden. Das spricht nicht gegen die UNO, 
sondern nur für die Notwendigkeit ihrer Stärkung. Es geht 
um die Durchsetzung des Rechts und nicht um das Recht 
des Stärkeren. Es geht um die Kraft der Generalversamm- 
lung und aller Institution der UNO. Dabei sind wir uns sehr 
wohl der Ambivalenz und Interpretierbarkeit des Völker- 
rechts bewusst. Insofern steht damit die Auseinandersetzung 
mit der Anwendung von Doppelstandards und Versuchen 
des Missbrauchs des Völkerrechts auf der Agenda für ge- 
meinsame Aktionen. 


Siebentens: Europa braucht als Alternative zur NATO 
eine neue Friedensordnung und eine gemeinsame Si- 
cherheitsarchitektur, die alle Europäischen Länder um- 
fasst — wobei Nordamerika durchaus eingeschlossen sein 
kann. Einen völkerrechtlichen Ansatzpunkt hierfür bildet 
die OSZE mit ihrer Charta von Paris (1990), die in Überein- 
stimmung mit der Charta der Vereinten Nationen (1949) 
und der Schlussakte von Helsinki (1975) die Unterzeichner- 
staaten verpflichtet, sich jeder gegen die territoriale Integri- 
tät oder politische Unabhängigkeit gerichtete Androhung 
oder Anwendung von Gewalt zu enthalten. Es sind die im 
KSZE-Prozess und in der Charta von Paris festgeschriebe- 
nen Erfahrungen, die die Staaten Europas zur Kooperation 
auf der Basis der Gleichberechtigung und gegenseitigen 
Achtung der Souveränität verpflichten. Das ist eine gute 
Grundlage für eine starke parteiübergreifende und von gro- 
ßen Teilen der Bevölkerung getragene Bewegung, die sich 
aktiv gegen jegliche Konfrontationspolitik einsetzt. Mag ge- 
genwärtig eine spezielle europäische Sicherheitsarchitektur 
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noch Vision bleiben, es geht vor allem um die Praktizierung 
bewährter Prinzipien, die die Grundlage gemeinsamen Han- 
delns sein können. 


Wir rufen hiermit alle an Frieden und Stabilität interessier- 
ten Kräfte in Deutschland dazu auf, diesen Aufruf für neue 
Initiativen und neue Bündnisse zu unterstützen und mit ih- 
rer Unterschrift zu bekräftigen. Das Gebot der Stunde ist 
gemeinsames Handeln über alle parteipolitischen, sozialen 
und weltanschaulichen Unterschiede hinaus. 
Friedenspolitik und Friedensbewegung müssen heute 
damit beginnen, sich konsequent mit jeglicher Konfron- 
tationspolitik auseinanderzusetzen, da hier der Aus- 
gangspunkt für die Gefahr einer unkontrollierbaren Es- 
kalation bis hin zum Krieg liegt. 


Originaltext: friedensratschlag 

(1) Der „Minimalkonsens“ bestand in der Einigung auf den kleinsten 
gemeinsamen, aber für die Erreichung des Ziels erforderlichen 
Nenner. Dieses Ziel hieß: „Keine Stationierung von Pershing-II- 
Raketen und Cruise Missiles in der Bundesrepublik“. Die Prinzi- 
pien des „Minimalkonsenses“ waren: Keine Mitgliedschaft in der 
Kooperation, dafür offene Plenen; Keine Abstimmungen, dafür 
Konsensfindung; Überparteilichkeit. 


(2) Nach dem SIPRI-Jahrbuch von 2020 betragen die Rüstungsetats 
2019 der USA allein 732 Mrd. und der NATO 1040 Mrd. $, wäh- 
rend der Haushalt Russland bei 65 Mrd. $ liegt. 





Kriegsübung trotz Pandemie 


4.3.2021 GEP - Die NATO-Staaten bereiten sich auf 
ein zweites "Defender Europe"-Großmanöver vor. 
Mit ersten Aktivitäten ist voraussichtlich im Mai zu 
rechnen. 


IMI-Online: Jürgen Wagner: Glutkern des Westens 
NATO-Manifest aus der Böll-Stiftung 
Das Thesenpapier „Transatlantisch? Traut Euch!“ ist ein 
Pro-NATO-Manifest. Die Böll-Stiftung leistet damit einen 
wichtigen Beitrag, dass zunehmend militaristische Forde- 
rungen satisfaktionsfähig werden, während antimilitaristi- 
sche und pazifistische Positionen vollständig marginali- 
siert werden. (...) 











Atomwaffengegner*innen feiern Inkrafttreten 
des Atomwaffenverbots 


Stopp der nuklearen 
Aufrüstung in Deutschland 


BÜCHEL IST ÜBERALL! 


atomwaffenfrei. 


mm) jetzt 


20.01.2021 - Die bundesweit tätige Kampagne „Büchel ist 
überall! atomwaffenfrei.jetzt!“ — mit über 70 Mitgliedsorga- 
nisationen — begrüßt das völkerrechtliche Wirksamwerden 
des 2017 von 122 UN-Staaten auf den Weg gebrachten Ver- 
trages zum Verbot aller Atomwaffen (Ireaty on the Prohibi- 
tion of Nuclear Weapons, TPNW). 

Der TPNW verbietet allen — bislang 51 — beigetretenen 
Staaten u.a. Produktion, Besitz, Stationierung und Einsatz 
von Nuklearwaffen. Damit bildet dieser Vertrag ein wesent- 
liches Element auf dem Weg zu einer Welt ohne Atomwaf- 
fen. Wie schon mit den chemischen und biologischen Waf- 
fen geschehen, steht nun die Ächtung der Atomwaffen auf 
der politischen Agenda der Weltgemeinschaft. (...) 

Die Kampagne kritisiert die Haltung der Bundesregierung, 
die sich bislang weigert, dem Verbotsvertrag beizutreten. 
Die Bundesregierung und das Parlament sind aufgefordert, 
jetzt Schritte zur Vertragsunterzeichnung und für den Abzug 
der ca. 20 in Büchel lagernden US-Atombomben einzulei- 
ten. Die Argumentation der Bundesregierung, der Vertrag 
widerspreche dem Nichtverbreitungsvertrag (NPT), verzerrt 
die Tatsachen, denn der neue Verbotsvertrag nimmt ausdrü- 
cklich positiv auf den NPT Bezug und versteht sich als des- 
sen weiterführende Ergänzung. Die Bundesregierung darf 
sich nicht länger weigern, die Drohung mit und den Einsatz 
von Atomwaffen als völkerrechtswidrig anzuerkennen, und 





Abzug der Atomwaffen 
aus Büchel 





Verbot der Atomwaffen 
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muss dementsprechend die Nukleare Teilhabe in der NATO 
beenden. Nur dies entspricht auch dem deutlichen Mehr- 
heitswillen der Bevölkerung. 

Die laut SIPRI weltweit existierenden 13.400 Atomspreng- 
köpfe - davon 90% in den USA und Russland - bilden ei- 
nen mehrfachen nuklearen Overkill. Statt den über 50 Jahre 
alten Forderungen des Nichtverbreitungsvertrags zur voll- 
ständigen nuklearen Abrüstung nachzukommen, kündigen 
die Atomwaffenstaaten etablierte Begrenzungsverträge und 
streben die milliardenschwere „Modernisierung“ ihrer Arse- 
nale an. Deutschland will sich mit der Beschaffung neuer 
Atombomber an dieser nuklearen Aufrüstungsrunde beteili- 
gen. Dies gilt es auch hinsichtlich des neuen Verbotsver- 
trags zu verhindern. 

Die Kampagne verweist auch auf den Brief von 56 ehemali- 
gen Außen- und Verteidigungspolitikern aus verschiedenen 
NATO-Staaten und Japan, in dem diese ihre Regierungen 
und Parlamente auffordern, dem Verbotsvertrag beizutreten. 
Diese Erklärung vom 21.9.2020 haben unter anderem die 
ehemaligen NATO-Generalsekretäre Javier Solana und Wil- 
ly Claes unterschrieben. Darin widersprechen sie auch den 
immer wieder vorgetragenen Behauptungen, ein Beitritt 
zum Atomwaffenverbotsvertrag sei mit einer NATO-Mit- 
gliedschaft nicht kompatibel. Es ist also an der Zeit, dass 
die Bundesregierung in der nuklearen Abrüstung voran- 
schreitet, dem Verbotsvertrag beitritt, den Abzug der Atom- 
bomben aus Büchel veranlasst und die Nukleare Teilhabe in 
der NATO aufgibt. Mit diesen Forderungen werden sich die 
Kampagne und die Friedensbewegung insgesamt in den 
diesjährigen Bundestagswahlkampf aktiv einbringen. 


Übersicht über die Aktionen der Friedensbewegung zum In- 
krafttreten des Atomwaffenverbotsvertrages hier. 


6.März 2021 Seite 8 


AG Europa und AG Globalisierung und Krieg von Attac Deutschland 
Nein zu Rassismus, Antisemitismus, 
Feindbildproduktion und Geschichtsklitterung! 


Erklärung zum Jahrestag der Befreiung von Auschwitz 


Am 27. Januar 1945 wurde Auschwitz von der Roten Armee 
befreit. Das Lager war Teil des Mordsystems des deutschen 
Faschismus und ist seither Symbol für das singuläre 
Menschheitsverbrechen des Holocaust an den Juden. Au- 
schwitz steht auch für alle anderen Menschen, „die der Na- 
tionalsozialismus planmäßig ermordete oder noch vernich- 
ten wollte,“ wie es im Gesetz zum Gedenktag von 1996 
heißt, Sinti, Roma, Behinderte, sowjetische Kriegsgefange- 
ne, unzählige Zivilisten Osteuropas, die in den Vernich- 
tungslagern zu „Untermenschen“ degradiert, versklavt und 
ermordet wurden. Die Erinnerung darf nicht enden und 
muss für die heutigen Generationen zur Wachsamkeit gegen 
alle Tendenzen mahnen, die zu Auschwitz geführt haben, 
was gerade in Anbetracht des erschreckenden Ausmaßes an 
menschenverachtenden Ideologien und Rechtsterrorismus 
wichtiger denn je ist. Deshalb engagieren wir uns aktiv im 
Kampf gegen Rassismus, Antisemitismus, Islamfeindlich- 
keit, Rechtsentwicklung, Neofaschismus und soziale Un- 
gleichheit. 


Nie wieder Faschismus, nie wieder Krieg! 


Uns treibt um, dass die Lehren aus der Vergangenheit zu- 
nehmend verblassen oder gar für andere Zwecke instrumen- 
talisiert werden. Bereits der skrupellose Missbrauch von 
Auschwitz zur Rechtfertigung des völkerrechtswidrigen 
Krieges gegen Jugoslawien 1999 durch den damaligen Au- 
ßenminister Joschka Fischer war eine schockierende Relati- 
vierung des Holocaust. Daran schloss sich mit der Sezessi- 
on des Kosovo erstmals nach 1945 in Europa eine Grenz- 
veränderung durch militärische Gewalt an. 


Gleichzeitig zerstörte die Ostexpansion der NATO die 
Chancen auf eine Zone der Sicherheit und Kooperation von 
Lissabon bis Wladiwostok. Russland wurde - lange vor der 
Ukraine-Krise — wieder das Image eines Feindes verpasst. 
Gegenwärtig erleben wir, wie Ähnliches mit China ge- 
schieht und in atemberaubendem Tempo die Bühne für ei- 
nen Kalten Krieg 2.0. bereitet wird. Daneben wird weiterhin 
das Feindbild Islam ausgebaut - ein außerordentlich nützli- 
ches Feindbild für die Kriege im Nahen Osten und in Nord- 
afrika. 


Waffen, Rüstungsproduktion und Armeen sind notwendige 
Grundlagen für Krieg. Ein wesentlicher Treiber der Gewalt 
unter kapitalistischen Bedingungen ist dabei die weltweite 
Jagd nach Rohstoffen und immer neuen Profitquellen, Krieg 
als Fortsetzung der Profitmaximierung mit militärischen 
Mitteln. Aber immer hängt die Bereitschaft einer Bevölke- 
rung zu Konfrontation und Krieg auch von den entsprechen- 
den Feindbildern ab. 
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Feindbilder - ideologische Grundlage für 
Konfrontation und Aggressionsbereitschaft 


Feindbilder zeichnen sich durch eine simple, binäre Welt- 
sicht aus. Der Feind wird als vollkommen böse dargestellt, 
und wir sind die Guten. Gegenwärtig verläuft die Berichter- 
stattung über Russland und neuerdings auch über China 
prinzipiell nach dem gleichen Muster. Die Zwischentöne 
zwischen absolut Böse und Gut werden ausgeblendet. Mit 
der Zeit verfestigen sich so die Feindbilder. 


Ein typisches Resultat dafür bringt im Zusammenhang mit 
dem russischen Corona-Impfstoff DIE WELT auf den Be- 
griff; „Auch wenn ein russische Produkt im internationalen 
Wettbewerb mithalten kann, der Stempel des Russischen ist 
und bleibt ein Makel.“ (4.11.2020; S. 10). Die Qualität einer 
solchen Feststellung erschließt sich in voller Tragweite, 
wenn man sich vorstellt, anstelle von russisch stünde ame- 
rikanisch oder gar israelisch. 


Die meisten großen Medien sind Teil dieser Dynamik. So- 
bald es um die „äußeren Feinde“ geht, betreiben sie häufig 
staatstragende Hofberichterstattung und stellen kaum mehr 
kritische Fragen. Unüberprüfbare Verlautbarungen von Ge- 
heimdiensten werden plötzlich zu Quellen unhinterfragter 
Wahrheit. Jüngste Beispiele sind die grotesken Inszenierun- 
gen um die Fälle Skripal und Nawalny. 


Kein Feindbild ohne idealisiertes Selbstbild 


Zum Feindbild gehört immer auch ein idealisiertes Selbst- 
bild. Wir sind die Guten, böse sind die anderen. Das Sche- 
ma wird dann gern noch emotional durch Patriotismus un- 
termauert. Da Patriotismus hierzulande aber zurecht ziem- 
lich diskreditiert ist, gibt es zunehmend Versuche, die Sache 
als Europatriotismus zu verpacken. 


Wer von Patriotismus nicht reden will, spricht lieber von 
„europäischen“ Werten. Aber auch das läuft auf eurozentris- 
tisches Überlegenheitsdenken hinaus. Natürlich haben Wer- 
te wie Demokratie und Menschenrechte - inklusive die der 
zweiten Generation, der ökonomischen, sozialen und kultu- 
rellen Menschenrechte - als normative Leitbilder universel- 
le Geltung. Aber gerade diese universelle Geltung wird aus- 
gehebelt, wenn sie in den internationalen Beziehungen se- 
lektiv gehandhabt und für geopolitische Interessen instru- 
mentalisiert wird. Im Vergleich zu Saudi-Arabien steht 
Russland bei Demokratie und Menschenrechten ganz anders 
da. Dennoch werden zu Riad enge wirtschaftliche, politi- 
sche und militärische Beziehungen gepflegt, während gegen 
Moskau Kalter Krieg geführt wird. 
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Geschichtsfälschung 


Teil von Feind- und Selbstbildproduktion war schon immer 
Geschichtspolitik, d.h. die Manipulation der historischen 
Wahrheit. Mit Erschrecken stellen wir fest, dass auch die 
EU beim Zweiten Weltkrieg mit seinen über 70 Millionen 
Toten, davon 27 Millionen Sowjetbürger, Geschichtsfäl- 
schung betreibt. 


So z.B. in der Erklärung „Bedeutung der Erinnerung an die 
europäische Vergangenheit für die Zukunft Europas“ des 
Europaparlaments vom 19.09.2019, in dem der Zweite 
Weltkrieg zu einem Gemeinschaftsprojekt von Hitler und 
Stalin verfälscht wird. Das ist eine skandalöse Relativierung 
der deutschen Verantwortung für den Krieg. Auch in Doku- 
menten von Kommission und Rat finden sich ähnliche Fäl- 
schungen. 


Die Geschichte des Zweiten Weltkriegs ist gründlich er- 
forscht und dokumentiert. Die Belege dafür, dass Hitler von 
Anfang an auf Krieg zusteuerte, um die Ergebnisse des Ers- 
ten Weltkriegs zu revidieren und Osteuropa für „die Her- 
renrasse“ und „das Volk ohne Raum“ zu unterwerfen, sind 
erdrückend. Die Beweiskette reicht u.a. von seinem Mach- 
werk „Mein Kampf“ und der Wahnidee von der jüdisch-bol- 
schewistischen Weltverschwörung, über die massive Auf- 
rüstung nach 1933, das Eingreifen der „Legion Condor“ auf 
Seiten der Truppen des faschistischen Generals Franco ge- 
gen die gewählte Regierung in Spanien 1936-1939, die An- 
nexion Österreichs im März 1938, die Besetzung des Sude- 
tenlandes im Oktober 1938, der Frankreich und England im 
Münchener Abkommen zugestimmt hatten, die Zerschla- 


Überfall auf Polen im Mai 1939. Auch in den Nürnberger 
Prozessen wurde die Alleinschuld Deutschlands eindeutig 
nachgewiesen. 


Man muss kein Historiker sein, um zu erkennen, dass die 
Behauptung in der Resolution des EU-Parlaments, Hitler 
und Stalin hätten durch den Nichtangriffspakt, den sie acht 
Tage vor Kriegsbeginn abschlossen, die Weichen für den 
Zweiten Weltkrieg gestellt, die Vorgeschichte des Krieges 
auf absurde Weise verfälscht. 


Friedenspolitik statt Kalter Krieg 


Vor dem Hintergrund der dramatischen Umbrüche im Inter- 
nationalen System, der neuerlichen Zunahme der Atom- 
kriegsgefahr durch die Kündigung der Rüstungskontrollab- 
kommen und neue Technologien — Stichwort: Digitalisie- 
rung, Hyperschallwaffen, Drohnen - sowie der globalen 
Herausforderungen durch Pandemien, wachsende Armut 
und wachsenden Reichtum, Klimakrise und Verlust der bio- 
logischen Vielfalt ist ein neuer Kalter Krieg purer Wahn- 
sinn. Friedliche Koexistenz, vertrauensbildende Maßnah- 
men, Völkerrecht und Menschenrechte, internationale Ko- 
operation und Abrüstungsschritte sind Voraussetzungen, die 
globalen Probleme zu meistern. 


Notwendig sind breite solidarische, antirassistische und an- 
tifaschistische Bündnisse im Kampf gegen soziale Un- 
gleichheit, Privatisierung, Militarisierung und Überwachung 
sowie für eine Stärkung der Grundrechte und konsequente 
Umwelt- und Klimagerechtigkeit. 


27. Januar 2021 


gung der Tschechoslowakei bis zum Beschluss über den 


Claus Scheer 


BAG Europa _ ‚BAG Globalisierung und Krieg 


Lockdown für Rustung, Militär und Krieg! 
Demonstration des Aktionsbündnisses gegen die NATO- Sicherheitskonferenz , 20.02.2021 


Es war eine super Demo, bunt, power- 
voll und mit klasse RedebeiträgenWä- 
re es nach dem Münchner Kreisver- 
waltungsreferat gegangen, dann hätte 
unsere Kundgebung auf dem Marien- 
platz und die anschließende Demonstra- 
tion zum Bayerischen Hof mit mehr als 
500 Menschen so nicht stattfinden kön- 
nen. Das KVR hatte in seinem schriftli- 
chen Auflagenbescheid die Teilnehmer- 
zahl sowohl auf dem Marienplatz, als 
auch für die Demonstration auf 100 Per- 
sonen begrenzt. (...) Mit der Beschrän- 
kung der Teilnehmerzahl sollte der Pro- 
test gegen die Aufrüstungs- und Kriegs- 
politik Deutschlands und der NATO 
möglichst klein gehalten werden. Dafür 
spricht auch, dass uns der Auflagenbe- 
scheid für die vor Wochen bereits ange- 
meldete Demonstration erst einen Tag 
vor der Veranstaltung am späten Nach- 
mittag zugestellt wurde. Damit hat das 
KVR unsere beabsichtigte Klage beim 
Verwaltungsgericht gegen den skandalö- 
sen Eingriff in das Grundrecht der Mei- 
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nungs- und Versammlungsfreiheit ver- 
hindert. 

Erfreulicherweise hat die Polizei 
nichts unternommen, um die grundge- 
setzwidrigen KVR-Anordnungen 
durchzusetzen, sodass die Demonstrati- 
on zum Bayerischen Hof, dem traditio- 
nellen Tagungsort der Kriegsstrategen 
wie geplant und ohne Behinderungen 
durchgeführt werden konnte. 

Während auf Ischingers diesmal virtuel- 
len Munich Security Conference (MSC) 
die Repräsentanten der NATO-Staaten 
den transatlantischen Schulterschluss ge- 
gen Russland und die VR-China be- 
schworen, höhere Rüstungsausgaben 
und die Fortsetzung ihrer Kriegseinsätze 
ankündigten, forderten die Rednerin- 
nen und Redner auf der 
Antikriegsdemonstration am 20. Fe- 
bruar eine Politik der Entspannung 
und Abrüstung, anstelle des brandge- 
fährlichen Konfrontationskurses ge- 
gen Russland und die China. Die Mil- 
liardensummen, die für militärische Auf- 
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rüstung und Kriegsvorbereitung ver- 
schleudert würden, müssten für Investiti- 
onen in die Sozialsysteme, das Gesund- 
heits- und Bildungswesen sowie in den 
Umwelt- und Klimaschutz investiert 
werden. Deutschland dürfe keinerlei 
Beihilfe zu den US-Drohnenmorden und 
zu völkerrechtswidrigen Angriffskriegen 
leisten, die Bundesregierung müsse die 
Beteiligung an der Atomkriegsstrategie 
der USA beenden und dem Atomwaffen- 
verbotsvertrag beitreten. 

„Wir kommen wieder“, erklärte Tobias 
Pflüger von der Informationsstelle Mili- 
tarisierung vor dem Bayerischen Hof, 
nämlich dann, wenn in einigen Monaten 
die sogenannte Sicherheitskonferenz 
2021 im Bayerischen Hof doch noch 
stattfinden wird. 

Reden von Laura SDAJ, Andrea Anti- 
Siko Bündnis , Tobias Pflüger (IMI), 


Jenny (Antifa) 
IMI Bericht zur virtuellen MSC 


Michael Lüders : Vortrag über Joe 
Biden 


Norman Paech 
Untersuchung von Kriegsverbrechen im Gaza-Krieg 


Endlich: Der Internationale Strafgerichtshof kommt nach Palästina. 


Alles Völkerrecht ist politisch. Es regelt die Beziehungen 
zwischen den Staaten, und die sind politisch, ob im Krieg 
oder Frieden. Das erklärt auch, weswegen der Prozess der 
Entstehung von Völkerrecht bis zu seiner Verbindlichkeit so 
zeitraubend ist. Das internationale Strafrecht hat über 50 
Jahre gebraucht, bis es vom Auftrag der UN-Generalver- 
sammlung an die Völkerrechtskommission 1946 bis zu sei- 
ner vertraglichen Kodifizierung im Römischen Statut 1998 
die Strafverfolgung durch den Internationalen Strafgerichts- 
hof (IStGH) in Den Haag ermöglichte. Es gab gewaltige 
Bedenken der Souveränität aus dem Weg zu räumen und 
große Staaten wie die USA, Russland und Indien, aber auch 
Israel sind dem Statut nicht beigetreten. 

So sind die fünf Jahre, die vergangen sind, seit die Chefan- 
klägerin Fatou Bensouda 2015 von der palästinensischen 
Regierung aufgefordert wurde, die Kriegsverbrechen im 
Gaza-Krieg von 2014 zu untersuchen, bis zur jüngsten Ent- 
scheidung des IStGH vom 5. Februar 2021, mit der er 
seine Zuständigkeit für den israelisch-palästinensischen 
Konflikt erklärte, vergleichsweise kurz. Nach palästinensi- 
schen Angaben waren damals 2.251 Palästinenserinnen und 
Palästinenser und 73 Israelis umgekommen. 

Palästina hatte 2015 seinen Beitritt zum IStGH erklärt 
und war vom Gericht wie vom UN-Generalsekretär ak- 
zeptiert worden. Das war ein gewaltiger Erfolg in seinem 
Bestreben, als Staat auch von der UNO anerkannt zu wer- 
den. 122 Staaten hatten das schon zuvor getan. Für die Mit- 
gliedschaft im IStGH reichte es aus, dass die Generalver- 
sammlung Palästina den Status eines »Beobachterstaates« 
erteilt hatte, die Anerkennung eines »Mitgliedstaates« aber 
noch vorenthalten hat. Diese Statusdifferenz spielte nun 
auch bei der Entscheidung des IStGH eine Rolle. Während 
Richter Marc Perrin de Brichambaut (Frankreich) und Rich- 
terin Reine Alapini-Gansou (Benin) den Beobachterstatus 
für die Gerichtszuständigkeit als ausreichend befanden, hat 
der Vorsitzende Richter Peter Kovacs (Ungarn) in einem 
ausführlichen Minderheitsvotum eine Gegenposition bezo- 





Gaza-Krieg von 2014: Artikel in SiG 111 
Gaza - Ein Freiluftgefängnis, in SiG 128 


Artikel über Israel und Palästina 
in Sand im Getriebe: Liste in SiG 129, Seite 12 


Amnesty International: UN database of companies operating 
in Israeli settlements could help prevent human rights abuses 








Aktuelle Meldungen 


Zerstörung von Beduinen-Dörfer und -Einrichtungen 
durch die israelische Armee in Palästina , btselem , FR 








Deutscher Koordinationskreis Palästina-Israel 
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gen und die Zuständigkeit in Frage gestellt. Ein hochpoliti- 
scher Dissens. Das wird auch daran deutlich, dass 43 Staa- 
ten, juristische Organisationen und einzelne Juristen eine 
sog. Amicus-Curiae-Stellungnahme (Freund des Gerichts) 
eingereicht hatten, um die Argumentation einer der beiden 
Parteien zu unterstützen — die Bundesregierung natürlich 
auf Seiten Israels. Kovacs wollte Ostjerusalem und das ge- 
samte C-Gebiet im Westjordanland aus der Zuständigkeit 
des Gerichtshofs herausnehmen. Die Mehrheit des Ge- 
richts hat jedoch die Zuständigkeit nicht nur für den 
Krieg von 2014, sondern auch für die Erschießung von 180 
Demonstrantinnen und Demonstranten während der Ge- 
denkmärsche 2018 in Gaza und die Siedlungspolitik im 
Westjordanland und Ostjerusalem erklärt. Die Ermittlungen 
sollen sich sowohl gegen Kriegsverbrechen der Israelis wie 
der Hamas im Gazastreifen richten. 

Da die Amtsperiode von Bensouda in diesem Frühjahr en- 
det, wird ihr Nachfolger die Ermittlungen bis zur Eröffnung 
eines Hauptverfahrens übernehmen müssen. Der politische 
Druck wird immens sein. Netanjahus Reaktion — »ein Skan- 
dal, sturer Antisemitismus« — kam nicht überraschend. Er 
nutzt bereits alle diplomatischen Kanäle, um die USA, die 
Bundesregierung und die EU-Staaten dazu zu bekommen, 
das Verfahrens zu blockieren. Außenminister Gabi Aschken- 
asi meinte, dass der Strafgerichtshof »das Völkerrecht ver- 
zerrt und diese Institution zu einem politischen Instrument 
der antiisraelischen Propaganda macht«. 

Das sind Worte, auf die der deutsche Außenminister hört. 
Seine Ablehnung der Gerichtsentscheidung begründet er mit 
einer diplomatischen Pirouette. So sei Palästina eben kein 
Staat — dabei hat er, Heiko Maas, in der UNO alles unter- 
nommen, dass Palästina nicht als Staat anerkannt wird. 
Dennoch stehe er fest zu der Zweistaatenlösung. In der Ab- 
lehnung stehen ihm Brasilien, Ungarn, Tschechien, Öster- 
reich und Uganda zur Seite, was die Juristen im Auswäfrti- 
gen Amt eher nachdenklich stimmen sollte. 


http://www.norman-paech.de/ 





Reiner Bernstein (1939 - 2021) 


https://www.jrbernstein.de/ 
„In Israel haben wir eine Regierung, die von einem großen 


Teil der dortigen Gesellschaft unterstützt wird — von extre- 
mistischen Siedlern, von orthodoxen Juden, von orientali- 
schen und von nationalistischen Juden, die die Rechte der 
Palästinenser und mittlerweile auch einem Teil der jüdi- 
schen Israelis - wie man bei den Demonstrationen gegen 
Netanyahu erlebt - mit Füssen tritt. Die Tötung palästinen- 
sischer Kinder durch israelische Soldaten, die in den meis- 
ten Fällen freigesprochen werden, belegt die moralische 
Korruption. Beigetragen dazu hat der politische Westen, 
der den Israelis nie Grenzen gesetzt hat. „(2020) 


Allen Anfeindungen zum Trotz — Deutschland - Israel — 








Liste der Gruppen, Organisationen und Vereine 








Palästina: Meine Bilanz Buch, 2021 
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Latifa Madani 
Wasser: fürs Leben... oder fur die Börse? 


21. November 2020 - Lebenswichtig oder nicht, je knapper 
eine Ressource wird, desto begehrter erscheint sie. 

Dass das blaue Gold aus Kalifornien seinen Weg an die 
Wall Street findet, ist der Beweis dafür. Schlimmer noch: 
Dieser neue Börsenindex könnte sich zu einer "globalen 
Benchmark für Wasserpreise" entwickeln. Für die Mensch- 
heit würde das einen unerhörten und katastrophalen Präze- 
denzfall schaffen. 


Wasser ist Leben, heißt es. Es ist aber auch und vor allem 
ein unschätzbarer finanzieller Geldsegen für skrupellose 
Geschäftsleute, die in den Durst der Menschheit investieren. 
Am 27. Oktober kündigten die Betreiber der Chicago Mer- 
cantile Exchange (CME) und der Nasdaq die Einführung 
von Futures-Kontrakten (1) auf kalifornisches Wasser 
zum Ende des Jahres an. Dies ist ein neuer Schritt in der 
Finanzialisierung von Wasser, und das, obwohl der Zugang 
zu Wasser von den Vereinten Nationen als universelles 
Menschenrecht verankert wurde. 


Ein Finanzprodukt wie Erdöl oder Weizen 


So wird die lebenswichtige Ressource zu einem Finanzpro- 
dukt, das sich neben Erdöl oder Weizen auf einem der hoch- 
spekulativen Börsenmärkte etabliert: "Nichts wird die Spe- 
kulanten davon abhalten, die Preise in die Höhe zu treiben, 
denn sie werden versuchen, möglichst teuer zu verkaufen, 
was sie billig erworben haben. Das hat die Konsequenz, 
dass landwirtschaftliche Betriebe, Gemeinden und deren 
Einwohner*innen unter starken Druck geraten werden", er- 
klärt Pierre Ivorra, Wirtschaftskolumnist. 


(Mehr darüber in der Wirtschaftschronik von Pierre Ivorra. 


Spekulationen bemächtigen sich des Wassers) 


Diese gefährliche Wende im Wassermanagement wurde be- 
reits vor fünf Jahren im Anschluss an die COP21 vorausge- 
sagt. "Der Klimawandel wird die Verfügbarkeit von Wasser 
maßgeblich beeinflussen. Die Zeiten, da das Wasser lustig 
aus der Dusche sprudelte, sind vorbei", sagt Willem Buiter, 
Berater der US-Großbank Citigroup. "Bei jedem Schluck 
Wasser, den die Leute trinken, müssen sie in ihrem Geldbeu- 
tel spüren, dass Wasser einen Preis hat. Dass Wasser Leben 
bedeutet, heißt noch lange nicht, dass es deshalb auch kei- 
nen Preis haben sollte", fügte er mit Nachdruck hinzu. 
„Uns steht eine finanzwirtschaftliche Revolution im Bereich 
Wasser bevor.“ 


Heute, kaum fünf Jahre später, sind wir soweit. Seitdem das 
Wasser in Großbritannien unter der Regierung Thatcher pri- 
vatisiert wurde und in Australien in den Besitz von Invest- 
mentfonds übergegangen ist, ist es nun auf dem besten 
Wege, den Börserhändlern als Börsenindex zu dienen. 

Mit einem Klick auf ihrem Bildschirm werden sie Megaliter 
Wasser kaufen, verkaufen oder sich diese zusichern. 
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Eine Ressource, ohne die es kein Leben gäbe. Der neue ka- 
lifornische Wasserindex könnte sich zu einem "weltwelt 
gültigen Maßstab für Wasserpreise" entwickeln, erklärte die 
Chicago Mercantile Exchange am 27. Oktober 2020, und 
fügte hinzu: "Zwei Drittel der Weltbevölkerung werden bis 
2025 mit Wasserknappheit konfrontiert sein.“ 


Unreines Wasser tötet jährlich 2,6 Millionen 
Menschen 


Die durch Nachfrage und Klimaerwärmung bedingte Ver- 
knappung der Ressource lässt die Begehrlichkeiten wach- 
sen. Nach Angaben der UN könnten im Jahr 2050 5 Milliar- 
den Menschen von der Wasserknappheit direkt betroffen 
sein. 2,6 Millionen Menschen, überwiegend Kinder, sterben 
jedes Jahr an Krankheiten, die auf verunreinigtes Wasser 
zurückzuführen sind. Die Jagd nach Wasser ist eine Ursache 
für Kriege und Migration. In ihrem Bericht vom März 2020 
zu diesem 'Ihema befürchtet die UN, dass sich diese Span- 
nungen in Zukunft verstärken könnten. 


Ein wahrer Glücksfall hingegen für die Spekulanten, die 
auf ein so dramatisches Szenarium gewettet haben. Aus de- 
ren Sicht hat die Branche eine glänzende Zukunft vor sich: 
"Die begehrteste Ressource des Planeten erlebt einen regel- 
rechten Wachstumsboom. Ihr Marktwert könnte bald den 
des Erdöls übertreffen", so die Zeitschrift Capital in einer 
Ausgabe vom März 2020 zum Weltwassertag. "Von der zu- 
nehmenden Urbanisierung, die bis 2050 zu einem Anstieg 
des städtischen Wasserverbrauchs um 80 % führen dürfte, 
werden diejenigen profitieren, die mit der Lieferung und 
Verteilung von Wasser zu tun haben", so ein Experte der 
Unternehmensgruppe Pictet Asset Management in der glei- 
chen Ausgabe. Um "die glänzenden Aussichten im Wasser- 
geschäft zu nutzen", empfiehlt der Experte einen speziellen 
Fonds wie etwa den Pictet Water. Dieser vor zwanzig Jah- 
ren aufgelegte Fonds hat seit seiner Gründung einen Ge- 
winn von insgesamt 263% und allein in den letzten zwölf 
Monaten einen Gewinn von 15% erzielt. 


Die Raffgier der australischen Pioniere 


Investmentfonds in Australien haben den Wassermarkt als 
eine interessante Anlage entdeckt. In diesem Land, das von 
der globalen Klimaerwärmung besonders betroffen ist, zählt 
jeder Wassertropfen. Die je nach Wetterlage variablen Prei- 
se haben die Dividenden der Investoren aufgebläht und den 
Ruin vieler kleiner Familienbetriebe verursacht. 


Wie kann man auf diese Weise mit einem Naturprodukt spe- 
kulieren, das für das Leben und die Menschheit unentbehr- 
lich ist? "Das ist Ketzerei. Die Finanzmärkte sind zu allem 
und jedem bereit, und sie gehen dabei immer weiter", kom- 
mentiert Emmanuel Poilane, Generalsekretär der France Li- 
bertes-Fondation Danielle-Mitterrand. Er erinnert daran, 
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dass der Nestle-CEO schon vor zehn Jahren die Einführung 
von Wasser-Iermingeschäften anregte, unter dem Vorwand, 
dass dies "gut für unseren Planeten wäre, weil damit die 
Ressource auf Dauer gesichert würde". 


Immerhin haben die Vereinten Nationen 2010 „das Recht 
auf einwandfreies und sauberes Trinkwasser und Sanitär- 
versorgung als ein Menschenrecht“ anerkannt, „das unver- 
zichtbar für den vollen Genuss des Lebens und aller Men- 
schenrechte ist" (2) . Ein erster Sieg im langen Kampf um 
den Status des Wassers als Gemeingut. Die Vereinten Natio- 
nen erkannten damit die zentrale Bedeutung von Wasser für 
die Verwirklichung der anderen Menschenrechte an. 

Doch "zwischen einer UN-Resolution und der tatsächlichen 
Umsetzung von Rechten liegen Welten", erklärt Sylvie 
Paquerot von der Fondation Danielle-Mitterrand, Professo- 
rin an der Universität Ottawa. "Dieses Grundrecht hat den 
Status des Wassers nicht in Frage gestellt, der auf einer 
rein ökonomischen, utilitaristischen und extraktivistischen 
Vision beruht, die zur Zerstörung von Leben führt und gro- 
se Ungleichheiten in der Verfügbarkeit schafft. Immer mehr 
Menschenrechte werden in der heutigen Zeit von der Zah- 
lungsfähigkeit abhängig gemacht.“ Nach Ansicht der Ex- 
pertin haben die "Auseinandersetzungen um Wasser grund- 
sätzlich einen politischen und demokratischen Charakter". 


Das Recht auf Wasser, 
Bolivien und Ecuador als Vorreiter 


Es geht um eine zivilisatorische Herausforderung, die sich 
weltweit in Form einer starken Mobilisierung weiter Bevöl- 
kerungskreise äußert. Ein bedeutender Fortschritt beim 
Recht auf Wasser wurde erzielt, als Ecuador im Jahr 2007 
und Bolivien im Jahr 2009 in ihren per Referendum ange- 
nommenen Verfassungen den Grundsatz verankerten, dass 
"Wasser als gemeinsames nationales Gut, das dem Prinzip 
der Nichtvermarktung unterliegt". Darüber hinaus hat Ecua- 


dor die Natur als Rechtssubjekt definiert. In Neuseeland 
wurde den aquatischen Ökosystemen Rechtspersönlichkeit 
zugesprochen. 


In Europa werden regelmäßig Kämpfe gegen die Kommer- 
zialisierung des Wassers ausgefochten. Im Jahr 2012 brach- 
te die europäische "Right to Water"-Petition rund 2 Millio- 
nen Unterschriften zusammen. (3) Die Europäische Kom- 
mission hat dies zwar zur Kenntnis genommen, aber keine 
Taten folgen lassen. Zahlreiche Hindernisse pflastern den 
Weg zur konkreten Verwirklichung des Rechts auf Wasser, 
das als Allgemeingut der Menschheit und aller Lebewesen 
zu betrachten ist und deshalb niemals zum "blauen Gold", 
dem Mineralöl des 21. Jahrhunderts, werden darf. 


In La Victoria del Portete, etwa 15 Kilometer von Cuenca, 
Ecuador, entfernt, beteuert Carlos Perez Guartambel, dass 
dort niemand zum Lockerlassen bereit sei. "Meine Eltern 
haben mir beigebracht, dass Wasser und Feuer miteinander 
geteilt und nicht gegen Geld gehandelt werden", erklärt der 
Präsident der Union der kommunalen Wassersysteme von 
Azuay. In diesem Land ist die gemeinschaftliche Verwal- 
tung des Wassers blutig erkauft worden. Deshalb, so sein 
Versprechen, "wird der Kampf um das Wasser der Kampf 
um das Leben sein". 

(1) Ein Termingeschäft ist eine feste Verpflichtung, einen zu- 
grunde liegenden Vermögenswert, in diesem Fall eine Wasser- 
menge, zu einem zukünftigen Zeitpunkt unter vordefinierten 
Bedingungen zu liefern. Es ist jederzeit übertragbar und verlei- 
tet zu Spekulationen. 

(2) https://www.un.org/Depts/german/gv-64/band3/ar64292.pdf 
https://www.unwater.org/water-facts/human-rights/ 

(3) https://www.verdi.de/themen/internationales/wasser-ist- 


menschenrecht 


https://www.humanite.fr/eau-la-vie-ou-la-bourse-696403 
Übersetzung: Gabriele Fois-SiG-Redaktion 














Stadt - Land -— Gewässer 
Wasser für Alle? 


Online-Seminar-Reihe 
(noch 11. und 18.März 2021) 
vom Forum Umwelt und Entwicklung 

Zugunsten kommerzieller Interessen in glo- 
balem Maßstab schränkt die Privatisierung 
von Wasserrechten und Wasserdienstleistun- 
gen vielerorts den Zugang der lokalen Be- 
völkerung immer weiter ein. Vor allem ein- 
kommensschwache und benachteiligte 
Menschen sind von den Folgen betroffen. 
Neben ausreichendem Trinkwasser geht es 


dabei auch um Wasser für die Landwirtschaft und damit die Ernährungssicherheit. Viele Kleinbauernfamilien drohen beim 
verschärften Wettbewerb um Wasser leer auszugehen, während die „Cash Crops“ der industriellen Exportlandwirtschaft in- 
tensiv bewässert werden. Fast 90 Prozent des weltweiten Wasserverbrauchs geht auf das Konto von industrieller Landwirt- 
schaft, Bergbau und Schwerindustrie (...) Bei einer vierteiligen Online-Seminar-Reihe wollen wir lokale und globale Per- 
spektiven auf Wassergerechtigkeit im Beziehungsgeflecht von Stadt, Land und Umwelt diskutieren, die Verantwortung 
Deutschlands und der Bundesregierung aufzeigen sowie Positionen formulieren und vermitteln. 
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Seattle to Brussels Network 
(eine Vielzahl von Organisationen, darunter Attac Osterreich, ATTAC Argentinien, 
Attac Spanien, Attac Frankreich, Attac Deutschland, Attac Irland, Attac Schweiz) 


Menschenrechte 


Umwelt- und Klimaschutz vor Profit 





Drei Grundsätze zur Neugestaltung von Handel und Investitionen 
zur Überwindung der Krise - 17.November 2020 


In weniger als einem halben Jahr hat die Coronavirus-Pan- 
demie die Karten der wirtschaftlichen Globalisierung 
grundlegend neu gemischt. Komplexe Versorgungsketten, 
internationale Arbeitsteilung und Just-in-time-Herstellungs- 
verfahren haben in den letzten dreißig Jahren zugenommen. 
Ihre Dysfunktionalität ist jetzt eine Quelle der Krise, nicht 
der Widerstandsfähigkeit. 

Die Pandemie bringt die zugrunde liegende strukturelle Ver- 
wundbarkeit, die das Wirtschaftssystem für die Menschen 
und den Planeten mit sich bringt, deutlich zum Vorschein. 
Anstatt uns bei der Überwindung der Pandemie zu helfen, 
hat das neoliberale Handels- und Investitionsregime es an- 
gesichts unserer Abhängigkeit von großen und instabilen 
globalisierten Produktionsketten schwieriger gemacht, 
auf diese Krise zu reagieren. 

Dieses Problem wurde am Beispiel der Persönlichen 
Schutzausrüstung (PSA) veranschaulicht, die nur in einigen 
wenigen Ländern hergestellt wurde und somit für viele Län- 
der nicht verfügbar war, als sie am dringendsten benötigt 
wurde. 

Die Bemühungen um die Entwicklung eines Impfstoffs 
werden durch geistige Eigentumsrechte erschwert, die den 
Pharmakonzernen enorme Gewinne sichern, während die 
Kosten mit Steuergeldern bezahlt werden. 

Viele Notfallmaßnahmen, die von Regierungen zum Schutz 
der öffentlichen Gesundheit während der Pandemie ergrif- 
fen werden, laufen Gefahr, mit dem globalen Investitions- 
schutzregime in Konflikt zu geraten. Infolgedessen könn- 
ten Regierungen auf der ganzen Welt mit einer neuen 
Welle kostspieliger Konzernklagen vor internationalen 
Schiedsgerichten konfrontiert werden. 


Die Pandemie ist für gefährdete Teile der Bevölkerung 
besonders schwerwiegend. Die Menschen im globalen Sü- 
den sind besonders hart betroffen, da sie bereits jetzt unter 
den schmutzigen Praktiken multinationaler Konzerne, unbe- 
zahlbaren Schuldenlasten und den Folgen eines Klimawan- 
dels leiden, den sie nicht verursacht haben. Tatsächlich wird 
sich der Klimawandel noch weiter verschärfen, wenn die 
Wirtschaftspolitik der Regierungen keinen grundlegenden 
Kurswechsel vollzieht. Wir sind besorgt darüber, dass die 
Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten weiterhin auf 
mehr neoliberale Handels- und Investitionsabkommen drän- 
gen, wie z.B. das kürzlich abgeschlossene Abkommen zwi- 
schen der EU und Mexiko oder das heftig kritisierte EU- 
Mercosur-Abkommen. Jetzt ist es an der Zeit, einen Schritt 
zurückzutreten und unser Handelsregime neu zu bewerten, 
anstatt den gleichen unhaltbaren Weg fortzusetzen, der bis- 
her immer in die Irre führte. 

Im Jahr 2013 haben über 50 zivilgesellschaftliche Orga- 
nisationen das alternative Handelsmandat in einem Auf- 
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ruf zur Änderung des internationalen Handelssystems und 
der Handels- und Investitionspolitik der EU vorgelegt. 
Seitdem hat sich die Klima- und Umweltkrise dramatisch 
verschärft und die Ungleichheit hat weiter zugenommen. 
Heute, inmitten einer weltweiten Pandemie, ist der Ruf nach 
dem alternativen Mandat dringender denn je. In vielen Län- 
dern schwindet die Unterstützung der Bevölkerung für die 
Vertiefung der Liberalisierung, da die Menschen deren ne- 
gativen Auswirkungen sowohl für sich persönlich als auch 
für die Gesellschaft und den Planeten erleben. Wir brauchen 
einen sofortigen Strukturwandel. 

Das Seattle to Brussels Network ist der Ansicht, dass die 
folgenden drei Grundsätze die Reaktion der EU auf die viel- 
fältigen Krisen, mit denen wir derzeit konfrontiert sind, lei- 
ten sollten: 


Grundsatz I: Stopp und Neuausrichtung des 
gegenwärtigen Handels- und Investitionsregimes 


Covid-19 ist nicht nur eine Gesundheitskrise. Die Pandemie 
legt die systemischen Mängel offen, die den verschiedenen 
Krisen, mit denen wir seit Jahren konfrontiert sind, Nahrung 
gegeben haben. Handels- und Investitionsabkommen, ob 
in bilateralen Abkommen oder im Rahmen der Welthandels- 
organisation, haben eine große Rolle gespielt, indem sie den 
öffentlichen Sektor geschwächt, liberalisiert und seine 
Privatisierung gefördert haben. Die Lieferketten sind länger, 
komplexer und immer intransparenter geworden. Die Pro- 
duktion wichtiger Güter, wie pharmazeutische und medizi- 
nische Ausrüstung, wurde an private Unternehmen ausgela- 
gert. Gleichzeitig haben die Regelungen in Handels- und In- 
vestitionsabkommen die Position der Länder des Südens 
als Rohstofflieferanten festgeschrieben, was ihre wirt- 
schaftliche Diversifizierung behindert und ihre Abhängig- 
keit von Importen aus Industrieländern erhöht. Zunehmende 
internationale Handelsströme haben Vorrang vor dem 
Schutz der Menschenrechte und des Planeten. 

Deshalb rufen wir dazu auf: 

° Alle bestehenden neoliberalen Handels- und Investiti- 
onsabkommen zu beenden und zu beginnen, sie durch 
Abkommen zu ersetzen, die ein nachhaltiges, klimafreund- 
liches, umweltschonendes, menschen- und arbeitnehmer- 
rechtsorientiertes Welthandelsmodell schaffen. 

°Stopp aller laufenden Handels- und Investitionsver- 
handlungen: Stopp der Verhandlung, Unterzeichnung und 
Ratifizierung neuer bilateraler neoliberaler Handels- und 
Investitionsabkommen. 

Beendigung aller WTO-Abkommen, die die Patentie- 
rung von Medikamenten und Saatgut fordern und durchset- 
zen. 
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«Umstrukturierung aller internationalen Handelsinstitutio- 
nen, um dem Klimaschutz, einer gesunden Umwelt, den 
Menschenrechten, widerstandsfähigen, nachhaltigen Volks- 
wirtschaften und einer stärkeren Stimme für den globalen 
Süden Priorität einzuräumen. 

Sicherstellung, dass neue Handelsregeln niemals das 
Recht auf staatliche Regulierung beeinträchtigen oder 
das Vorsorgeprinzip zum Schutz der öffentlichen Gesund- 
heit und der Umwelt behindern. 


Grundsatz IH: 
Unternehmensprivilegien beenden und der 
Straflosigkeit von Unternehmen Einhalt gebieten 


Das gegenwärtige neoliberale Handels- und Investitionsre- 
gime schränkt unsere Demokratien stark ein. Die Arten von 
Notfallmaßnahmen, die von den Regierungen in der Ge- 
sundheitskrise ergriffen wurden, könnten nach den Regeln 
des gegenwärtigen Investitionsschutzregimes in Frage ge- 
stellt werden. Der Mechanismus zur Beilegung von Streitig- 
keiten zwischen Investoren und Staat (Investor-State-Dispu- 
te-Settlement-Mechanism — ISDS), der Bestandteil vieler 
bilateraler Investitionsverträge ist, ermöglicht es transnatio- 
nalen Unternehmen, Länder wegen demokratischer Ent- 
scheidungen zu verklagen, die den Unternehmensgewinnen 
schaden könnten. ISDS ist für die Öffentlichkeit extrem 
kostspielig und bedeutet oft, dass Regierungen aus Angst 
vor den möglichen Kosten auf notwendige Maßnahmen ver- 
zichten. Maßnahmen zur Bewältigung der Klima- und Um- 
weltkrise, einschließlich des Ausstiegs aus fossilen Brenn- 
stoffen, sind davon am häufigsten betroffen. 
Wir müssen eine globale Ordnung schaffen, die Gesell- 
schaften nicht für demokratische Entscheidungen bezahlen 
lässt. Während unsere Demokratien durch ein System von 
Investitionsverträgen untergraben werden, ist es fast un- 
möglich, Unternehmen für die Verstöße gegen Menschen- 
und Umweltrechte zur Rechenschaft zu ziehen, die sie in 
ihrem Streben nach immer höheren Profiten begehen. 
Demokratische Entscheidungen und Menschenrechte müs- 
sen Vorrang vor privaten Interessen haben, und die Straflo- 
sigkeit transnationaler Unternehmen muss beendet werden: 
°ISDS endgültig beenden und keine ISDS-Entscheidun- 
gen mehr anerkennen. Nachdem die Marke von mehr als 
1.000 ISDS-Klagen erreicht wurde — was bis Ende 2018 zu 
Entschädigungszahlungen von Staaten an private Investo- 
ren in Höhe von mehr als 88 Milliarden US-Dollar geführt 
hat -, ist es an der Zeit, dieses System zu beenden, welches 
zum Nachteil der Menschen und der Umwelt NUR den Un- 
ternehmensinteressen dient. Anstatt den Unternehmen mehr 
Rechte und Geld zu geben, brauchen wir Geld, um unsere 
lokale Wirtschaft und unsere (Gesundheits-)Versorgungs- 
systeme umzugestalten. 
°Schaffung eines verbindlichen Vertrags über Wirt- 
schaft und Menschenrechte auf internationaler Ebene 
und einer Gesetzgebung zur Rechenschaftspflicht von 
Unternehmen auf nationaler und europäischer Ebene, 
um Unternehmen zur Rechenschaft zu ziehen, wenn sie 
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Menschen-, Sozial- und Umweltrechte verletzen. Diese 
Rechtsinstrumente müssen Sanktionsmechanismen enthal- 
ten, um sie wirksam durchsetzbar zu machen, und die ge- 
samte Lieferkette einbeziehen. 


Grundsatz IH: 
Ökologische und soziale Regionalisierung und 
Kooperation statt neoliberaler Globalisierung 
und Konkurrenz 


Statt den unhaltbaren neoliberalen Weltmarkt und die frem- 
denfeindlichen und nationalistischen Maßnahmen von im- 
mer mehr Regierungen aufrecht zu erhalten, sollten wir ei- 
nen anderen Weg wählen: den der ökologischen und sozia- 
len Regionalisierung, die auf starker internationaler Solida- 
rität aufbaut. Das Ziel besteht nicht in der Rückverlagerung 
einiger strategischer Fabriken, sondern darin, die Bedürfnis- 
se der Menschen in den Vordergrund zu stellen, indem wir 
unsere Volkswirtschaften auf der lokalen Ebene verwurzelt 
und unter guten sozialen und ökologischen Bedingungen 
neu aufbauen. 
Dies erfordert, dass die Staaten, die lokalen Behörden und 
die Bevölkerung wieder über die legislativen, rechtlichen, 
steuerlichen und wirtschaftlichen Mittel verfügen, um über 
ihre Bedürfnisse und die Art und Weise, wie sie sie befriedi- 
gen möchten, zu entscheiden. Darüber hinaus müssen wir 
die Handels- und Investitionsregeln und -institutionen 
grundlegend umstrukturieren, um die Grundbedürfnisse 
(Gesundheit, Wohnen, Bildung, Zugang zu Wasser, Energie 
und Nahrung) zu schützen. Diese Prioritäten müssen bei 
Entscheidungen über die Bevorzugung lokaler Lieferanten 
berücksichtigt werden. Regionalisierung bedeutet nicht, den 
internationalen Handels aufzugeben, der auf Komplementa- 
rität, Zusammenarbeit und Solidarität beruht. 
Das bedeutet: 
eRegionalisierung und Vergesellschaftung der Produkti- 
on von Gütern, so weit das möglich und wo das Ökolo- 
gisch sinnvoll ist, bei gleichzeitiger Unterstützung der Län- 
der des globalen Südens bei der Entwicklung ihrer eigenen 
Nahrungsmittel- und Industrieproduktion. Dies kann die 
globale Widerstandsfähigkeit gegen interne und externe 
Schocks erhöhen. Insbesondere die Produktion von lebens- 
notwendigen Gütern, die täglich benötigt werden, sowie 
von Produkten, die zur Gewährleistung qualitativ hochwer- 
tiger öffentlicher Dienstleistungen benötigt werden, muss 
so lokal wie möglich oder zumindest innerhalb der Makro- 
regionen und auf der Grundlage der strikten Einhaltung der 
Sozial- und Arbeitsrechte erfolgen. 
°Den öffentlichen Institutionen und der Bevölkerung 
muss es möglich sein, strategische Sektoren zu regulie- 
ren und von Handelsregeln auszunehmen, wobei den 
Grundbedürfnissen sowie belastbaren und nachhaltigen Ar- 
beitsplätzen Vorrang eingeräumt werden sollte. Dies bedeu- 
tet auch, den Behörden zu gestatten, die Bevorzugung loka- 
ler Lieferanten in ihrer öffentlichen Beschaffungspolitik zu 
verankern. Wenn den lokalen Behörden das Recht einge- 
räumt wird, selbst zu entscheiden, wird das öffentliche Be- 
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schaffungswesen zu einem mächtigen Instrument, um regi- 
onale Wirtschaftskreisläufe entsprechend unseren Bedürf- 
nissen zu unterstützen. 

°Sozialisierung und Rekommunalisierung öffentlicher 
Dienstleistungen. Gute und starke öffentliche Dienstleis- 
tungen, insbesondere Öffentliche Gesundheitssysteme, kön- 
nen nicht nach der Logik der Gewinnmaximierung verwal- 
tet werden. Handels- und Investitionsabkommen müssen 
alle öffentlichen Dienstleistungen ausklammern und den 
Menschen das volle Recht einräumen, sie demokratisch zu 
organisieren. 

Beendigung von irrationalem, unnötigem Handel und 
Herstellung von Komplementarität. Redundanter Han- 
del, d.h. der Austausch derselben Waren zwischen Ländern 
sowie der Transport von Lebensmitteln zur Verarbeitung in 
andere Länder und der anschließende Re-Import (geschälte 
Garnelen, gefrorene Kartoffeln...) zerstört das Klima und 


muss beendet werden. Wir müssen das Prinzip der Kom- 
plementarität etablieren, das Importe aus der Ferne von 
Waren verhindert, die vor Ort produziert werden können, 
basierend auf den Grundsätzen der Ernährungssouveränität, 
Solidarität und Nachhaltigkeit. 

Stärkung lokaler agro-ökologischer Systeme, die das 
Klima und die biologische Vielfalt schützen. Die indus- 
trialisierte Landwirtschaft auf der Grundlage von Abhol- 
zung, Monokulturen, genetisch verändertem Saatgut und 
riesigen Mengen an Pestiziden und Düngemitteln muss be- 
endet werden. Sie zerstört die Lebensgrundlagen von Men- 
schen, Tieren und Pflanzen und erleichtert den Ausbruch 
von Viren wie Covid-19. Die Handelspolitik muss lokalen 
agro-Ökologischen Systemen auf der Grundlage starker So- 
zial- und Arbeitsrechte Vorrang einräumen. 


http://s2bnetwork.org/covidandtradede/ 
(von der SiG-Redaktion lektoriert) 


Energiecharta-Vertrag stoppen! Keine Sonderklagerechte für Konzerne 


Die EU-Kommission, das Europaparlament und die Regie- 
rungen der Mitgliedsstaaten werden aufgefordert, aus dem 
Energiecharta-Vertrag auszusteigen und seine Ausweitung 
auf andere Länder aufzugeben. 

Der ECT (Energy Charter-Treaty) ist ein Handels- und In- 
vestitionsvertrag, der alle Investitionen im Energiesektor, 
einschließlich Kohlebergwerke, Ölfelder und Gaspipelines 
schützt. Für Investoren enthält er als scharfes Instrument 
einseitige Klagerechte: Sieht sich ein ausländischer Kon- 
zern durch einen Vertragsstaat in seinem Recht auf "faire 
und gerechte Behandlung” oder in seinem "Recht auf Ei- 
gentum" verletzt, kann er den Staat vor einem privaten 
Schiedsgericht auf Schadensersatz verklagen. 

Mit 135 bekannt gewordenen Fällen ist der ECT heute das 
meist genutzte Abkommen für Investor-Staat-Schiedsver- 
fahren (Investor-State Dispute Settlement, ISDS). 

So wurde vor kurzem bekannt, dass der deutsche Konzern 
RWE die Niederlande auf 1,4 Mrd. Euro Schadensersatz 
für den Kohleausstieg 2030 verklagt hat. (Attac DE-News) 





Pia Eberhardt und andere: How big coal could sue the 
Netherlands to sabotage climate action — Video 
Über den Energiecharta-Vertrag: SiG 134, S. 21-23 
Attac Österreich 7 Mythen zum Energiecharta-Vertrag 


Ausführliche Dokumentation: Umweltinstitut München 


https://power-shift.de/campaign/ect-petition/ 








Kohle = schwarzes Gift - Umweltinstitut München 





Der Fall Huaraz (Peru) gegen RWE 
Der Kleinbauer und Bergführer Saul Luciano Lliuya aus 
Peru hat 2015 beim Landgericht Essen Klage gegen RWE 
eingereicht. Der Grund: Die gewaltigen Emissionsmengen 
des Energiekonzerns gefährden seine Familie, sein Eigen- 
tum sowie einen großen Teil seiner Heimatstadt Huaraz. 
Ein durch den Klimawandel schnell wachsender Gletscher- 
see wird zum Risiko für die 120.000-Einwohner-Stadt in 
den Anden. (Germanwatch) - Eine Klimaklage von Be- 
stand: 5 Jahre zivilrechtlicher Musterprozess gegen RWE 
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Französisches Bündnis Stop CETA/Mercosur 
Die französische Regierung muss sich verpflichten, alsbald 
einseitig aus dem E.nnergiecharta-Vertrag auszusteigen 


23. Dezember 2020 - (...) Während europäische und franzö- 
sische zivilgesellschaftliche Organisationen seit Jahren ar- 
gumentieren, dass der Energiecharta-Vertrag fossile Brenn- 
stoffe und Investoren in diesem Sektor zum Nachteil der 
Energiewende und des Kampfes gegen den Klimawandel 
schützt (siehe unseren offenen Brief vom Dezember 2019. 
Übersetzung: SiG 134, S. 21), werden diese Argumente nun 
von der Regierung benutzt, um die Europäische Kommissi- 
on aufzufordern, "einen koordinierten EU-Ausstieg aus die- 
sem Vertrag zu prüfen" (Tweet von Barbara Pompili). 
Diese Positionierung kommt zu einer Zeit, in der die Ver- 
handlungen für eine "Modernisierung" des Vertrages im 
Jahr 2020 begonnen haben und vier weitere Sitzungen für 
2021 geplant sind (Programm hier), ohne Verpflichtung auf 
ein Ergebnis und ohne Datum für das Ende der Verhandlun- 
gen. Angesichts des Widerstands mehrerer Länder, darunter 
Japan, ist es unwahrscheinlich, dass diese Verhandlungen 
erfolgreich sein werden, und noch unwahrscheinlicher, 
mehr als ein paar kosmetische Änderungen zu erreichen. 
Die Vorschläge, die die EU und damit Frankreich in diesem 
Verhandlungsprozess macht, sind zudem weitgehend unzu- 
reichend (siehe unsere Position). 

Bereits vor drei Jahren wurde der ECT von einer kanadi- 
schen Firma benutzt, um Druck auf Nicolas Hulot und die 
Regierung auszuüben, um das Gesetz über fossile Energie- 
träger erfolgreich zu verwässern. 

Damals beschloss Italien, einseitig aus dem Vertrag auszu- 
treten. Frankreich hat nichts getan. Idealerweise sollten sich 
die EU und die Mitgliedstaaten tatsächlich einigen und 
gemeinsam aus dem ECT austreten, um sich endgültig 
von den schädlichen Auswirkungen des Vertrags zu be- 
freien. Aber die Zeit läuft ab, und Frankreich kann die 
Kommission nicht einfach freundlich bitten, einen koordi- 
nierten Ausstieg zu erwägen: Es muss sich verpflichten, 
alsbald einseitig auszusteigen. Dies ist im Übrigen der 
beste Weg, um einen gemeinsamen europaweiten Rückzug 
zu erreichen. - Quelle: Attac Frankreich 
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Erklärung aus 13 europäischen Ländern 
Die von der EZB gehaltenen Staatsschulden abschreiben 
und die Kontrolle uber unser Schicksal wiedererlangen 


Die Debatte über den Schuldenerlass der EZB hat in jüngs- 
ter Zeit in Frankreich, aber auch in Italien, Luxemburg, Bel- 
gien sowie auf den Fluren europäischer Institutionen bis hin 
zur EZB selbst sowie den Finanzministerien der Eurozone 
an Dynamik gewonnen. 

Dies ist eine nützliche und gesunde Debatte. Zum ersten 
Mal seit geraumer Zeit stehen Geldfragen wieder im Mittel- 
punkt der öffentlichen Debatte. Geld ist kein abstraktes 
Konstrukt mehr, das der kollektiven Beratung entzogen und 
einer Zentralbank anvertraut wurde, die zwar von der politi- 
schen Macht unabhängig ist, nicht aber von den Finanz- 
märkten. Die europäischen Bürger stellen zum Teil mit Be- 
stürzung fest, dass fast 25% der europäischen Schulden 
jetzt von ihrer eigenen Zentralbank gehalten werden. 
25% unserer Schulden schulden wir mit anderen Worten 
uns selbst, und wenn wir diesen Betrag zurückerstatten wol- 
len, müssen wir dieses Geld woanders finden, entweder in- 
dem wir im Rahmen einer Umschuldung erneut Kredite auf- 
nehmen, um die alten Schulden abzuzahlen anstatt zu inves- 
tieren, oder indem wir Steuern erhöhen, oder indem wir die 
Ausgaben senken. 


Es gäbe jedoch eine andere Lösung. 

Als Ökonomen, Verantwortungsträger und engagierte Bür- 
ger verschiedener Länder ist es unsere Pflicht, darauf auf- 
merksam zu machen, dass die EZB den europäischen Län- 
dern unverzüglich die notwendigen Mittel zur Verfügung 
stellen könnte, nicht nur ihren ökologischen Umbau zu fi- 
nanzieren, sondern auch die von der aktuellen schrecklichen 
Gesundheitskrise verursachten schweren sozialen, kulturel- 
len und wirtschaftlichen Schäden zu reparieren. 

Es wird hier nicht behauptet, dass Staaten tatenlos zuge- 
schaut hätten, da Schutzmaßnahmen ja tatsächlich ergriffen 
wurden. Sie sind jedoch weitgehend unzureichend geblie- 
ben. Der europäische Aufbauplan, der auf einem Budget 
von nicht einmal 300 Milliarden Euro an Subventionen über 
drei Jahre basiert, bleibt hinter den vom Europäischen Par- 
lament geforderten 2 Billionen Euro weit zurück. Muss aus- 
drücklich daran erinnert werden, dass der Europäische 
Rechnungshof bereits vor der Gesundheitskrise im Jahr 
2018 einen Mindestbedarf von 300 bis 400 Milliarden Euro 
an zusätzlichen Investitionen pro Jahr zur Finanzierung des 
ökologischen Wandels in Europa angegeben hatte? Dieses 
Ziel wird ohnehin schon komplett verfehlt, und umsomehr 
aufgrund der Pandemie. 

Wir nehmen die Abschreibung öffentlicher Schulden — auch 
wenn sie von der EZB gehalten werden - nicht auf die 
leichte Schulter. Wir sind uns bewusst, dass Schuldenerlasse 
Momente eines grundsätzlichen Neuanfangs sind. Dies war 
der Fall bei dem Londoner Schuldenabkommen von 1953, 
als Deutschland zwei Drittel seiner Schulden erlassen wur- 
den, was ihm eine gesunde ökonomische Entwicklung hin 
zu seinem zukünftigen Wohlstand erlaubte und gleichzeitig 
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seine Zukunft innerhalb der Europäischen Union fest veran- 
kerte. Aber erlebt die Europäische Union heute nicht genau 
eine solch außergewöhnliche Krise, die wiederum außerge- 
wöhnliche Maßnahmen erfordert? 

Darüber hinaus haben wir das Glück, einen Gläubiger zu 
haben, der keine Angst haben muss, sein Geld zu verlieren: 
die EZB. Unser Vorschlag ist daher ganz einfach: Lassen 
Sie uns ein Abkommen zwischen den europäischen Staa- 
ten und der EZB schließen. Die EZB schreibt die Schul- 
den, die sie hält, ab (oder wandelt sie in unbefristete zins- 
lose Schulden um), und die europäischen Staaten verpflich- 
ten sich im Gegenzug zu einem sozialen und ökologi- 
schen Sanierungsplan in derselben Höhe. Diese Beträge 
belaufen sich europaweit heute auf fast 2,5 Billionen Euro — 
genug, um endlich die Erwartungen des Europäischen Par- 
laments zu erfüllen und vor allem das allgemeine Interesse 
zu wahren. 

Die EZB kann sich dies ohne Zweifel leisten. Wie viele 
Ökonomen selbst unter den Gegnern dieses Vorschlags be- 
reitwillig anerkennen, kann eine Zentralbank problemlos 
mit negativem Kapital operieren. Sie kann sogar Geld 
schaffen, um diese Verluste auszugleichen. Dies ist im Pro- 
tokoll 4 im Anhang des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union vorgesehen. Entgegen den Behauptun- 
gen einiger Verantwortlicher - insbesondere in der EZB — 
ist ein Schuldenerlass in den EU-Verträgen gesetzlich nicht 
ausdrücklich verboten. Zum einen können international alle 
Finanzinstitutionen Schulden abschreiben, und die EZB 
stellt keine Ausnahme dar. Und zum anderen kommt das 
Wort "Abschreibung" weder im Vertrag noch im Protokoll 
über das Europäische System der Zentralbanken (ESCB) 
vor. Vielleicht stünde dies im Widerspruch zum “Geiste des 
Vertrags”, aber war dies nicht auch bei der von Mario Drag- 
hi gewünschten quantitativen Lockerung der Fall? Lassen 
wir uns nicht von rechtlichen Irrtümern ablenken: Am Ende 
zählt nur der politische Wille. Wo politische Einigungen ge- 
troffen werden, finden auch die rechtlichen Schwierigkeiten 
eine Lösung. Dies hat uns die Geschichte immer wieder ge- 
zeigt. 

Lassen Sie uns schlussendlich klarstellen: selbstverständlich 
kann und soll die Abschreibung der von der EZB gehalte- 
nen öffentlichen Schulden, selbst wenn sie unter der Bedin- 
gung massiver Reinvestitionen steht, nicht zum A und O al- 
ler Wirtschaftspolitik in der Eurozone gemacht werden. 
Erstens würde die EZB selbstverständlich nicht selbst in- 
vestieren, sondern nur intervenieren, um den Regierungen 
finanziellen Spielraum zu verschaffen. Manche sind der 
Überzeugung, dass die geringen oder gar negativen Zinssät- 
ze in ganz Europa ausreichen, um die Staaten zu einer Poli- 
tik der kreditfinanzierten Investitionen zu ermuntern. Der 
kontinuierliche Rückgang der durchschnittlichen Staatsver- 
schuldung in der Europäischen Union zwischen 2015, dem 
Zeitpunkt des ersten Auftauchens negativer Zinssätze, und 
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dem Ausbruch der Gesundheitskrise zeichnet ein anderes 
Bild. Tatsächlich haben viele Staaten trotz negativer Zins- 
sätze Schulden abgebaut, anstatt Kredite aufzunehmen und 
zu investieren. Warum sollte sich das jetzt ändern? Das Ab- 
kommen mit der EZB würde die Staaten daran hindern, sich 
ihren Pflichten zu entziehen. Dies reicht natürlich nicht aus. 
Andere Maßnahmen müssen folgen, zum Beispiel eine 
Reform der Schulden- und Defizitkriterien, des ökologi- 
schen und solidarischen Protektionismus, Steuerreformen 
zur Verringerung der Ungleichheit und zur Veränderung des 
Verhaltens, Förderung öffentlicher Öffentliche Investment- 
banken und eine Reform der Vorschriften für staatliche Bei- 
hilfen. Auch ist eine neue europäische Politik nötig, insbe- 
sondere der Übergang zum Prinzip der qualifizierten Mehr- 
heit in Steuerfragen. 

Die Europäische Union kann es sich nicht länger leisten, 
sich systematisch durch ihre eigenen Regeln selbst zu be- 


hindern. Andere Staaten der Welt, wie China, Japan oder die 
Vereinigten Staaten, setzen die Geldpolitik so weit wie ir- 
gend möglich zur Unterstützung ihrer Fiskal- und Haus- 
haltspolitik ein. Die Bank of Japan geht sogar so weit, ihre 
Möglichkeit der Geldschöpfung zu nutzen, um Aktien über 
börsennotierte Indexfonds (ETFs) direkt vom Markt zu kau- 
fen, und wurde so zum größten Investor des Landes. Auch 
wir müssen darüber nachdenken, die Möglichkeit der Geld- 
schöpfung durch die EZB zu nutzen, um den ökologischen 
und sozialen Wiederaufbau zu finanzieren. Und das muss 
mit demokratischer Kontrolle geschehen. Die Abschrei- 
bung der von der EZB gehaltenen öffentlichen Schulden 
im Austausch gegen staatliche Investitionen wäre ein 
erstes starkes Signal dafür, dass Europa sein Schicksal 
wieder selbst in die Hand nimmt. 

Text in 4 Sprachen und Liste der Unterschriften: 
https://annulation-dette-publique-bce.com/ 


Steffen Stierle 


Empfehlung wird Befehl: 
Coronahilfen aus Brüssel 


11.Februar 2021 - Nachdem sie eine 
Reihe symbolischer Zugeständnisse 
durchgesetzt und ordentlich auf Polen 
und Ungarn geschimpft hatten, konnten 
die EU-Parlamentarier am Mittwoch mit 
großem Pathos die geplanten »Corona- 
hilfsmittel« beschließen. 

Sieger des Gezänks sind allerdings we- 
der die Bewohner des Staatenkartells 
noch die Strasbourger Abgeordneten. 
Wer sich im Windschatten der faden- 
scheinigen Rechtsstaatlichkeitsdebatte 
auf ganzer Linie durchgesetzt hat, ist die 
EU-Kommission. Schließlich bemüht 
sich Ursula von der Leyens Behörde seit 
Jahren, das fragile Konstrukt EU unka- 
puttbar zu machen und die eigene Macht 
gegenüber den Mitgliedstaaten weiter 
auszubauen. In beiderlei Hinsicht ist sie 
erfolgreich. 

Durch die gemeinsame Verschuldung 
per EU-Haushalt ist der nächste Schritt 
der Vertiefung der Integration gemacht, 
selbst wenn nach Finanz-, Wirtschafts- 
und Euro-Krise, sowie vor dem Hinter- 
grund des offensichtlichen Versagens in 
der Klima- und der Migrationskrise, jetzt 
in der Coronakrise kaum noch jemand 
Bock hat auf »mehr Europa«. 

Der mit Krediten aufgeblähte Haushalt 
wertet die EU-Institutionen auf. Schließ- 
lich sind sie es, die die Mittel vergeben. 
Zugleich binden die gemeinsamen Au- 
ßenstände die beteiligten Staaten enger 
aneinander und damit an Brüssel: Man 
mag sich nicht vorstellen, wie kompli- 
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ziert der »Brexit« geworden wäre, wenn 
auch noch gemeinsame Verpflichtungen 
mit der Rest-EU gegenüber den Finanz- 
märkten hätten auseinanderklamüsert 
werden müssen. 

Zudem hat sich die Kommission ein 
»Window of Opportunity« geschaffen, 
um durchzusetzen, selbst Steuern erhe- 
ben zu dürfen. Das schien lange undenk- 
bar, doch wenn es darum geht, die ge- 
meinsamen Schulden zurückzuzahlen, 
könnten gemeinsame Einnahmen attrak- 
tiv sein. Wenn Brüssel die Bürger selbst 
besteuern darf, muss die Kommission 
nicht mehr ständig bei den nationalen 
Regierungen betteln gehen, um die eige- 
ne Politik zu finanzieren. Ein Meilen- 
stein auf dem Weg, selbst Regierung zu 
werden. 

Den direktesten Machtzuwachs erfährt 
die Kommission aber durch die Bindung 
der Hilfsgelder an das »Europäische 
Semester«. Dort »empfiehlt« sie den 
Staaten Jahr für Jahr »Reformprogram- 
me«, die von Steuersenkungen bis Ar- 
beitsmarktliberalisierung alles zu bieten 


haben, was das neoliberale Herz begehrt. 


So lassen sich Krisenkosten nach unten 
umverteilen und soziale Ungleichheiten 
zementieren: Wer Geld aus dem Aufbau- 
fonds will, für den werden die Empfeh- 
lungen zum Befehl. Nicht umsonst ist 
das Gros der Mittel für Italien, Spanien 
und Frankreich reserviert — drei Mit- 
gliedstaaten, in denen aus Brüsseler 
Sicht enormer »Reformbedarf« besteht, 
die sich aber in der Euro-Krise schlicht 
als zu mächtig erwiesen haben, um ih- 


nen die »Iroika« auf den Hals zu hetzen. 


Mit dem Wiederaufbaufonds könnte es 
klappen. JW 11.2.2021 
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Attac Österreich zur EU 


Rekordarmut in Südeuropa, Militär gegen 
Flüchtende, der Brexit - die Europäische 
Union steckt in der tiefsten Krise seit 
ihrem Bestehen. Doch hat die EU über- 
haupt das Potenzial, jenes „soziale und de- 
mokratische Europa“ zu werden, das uns 
seit Jahrzehnten als politisches Idealbild 
präsentiert wird? (...) 

In ihrem Kern ist die EU ein Raum ver- 
schärfter Konkurrenz — sowohl zwischen 
den EU-Staaten als auch auf globaler Ebe- 
ne. Um die Verträge zu ändern braucht es 
die Einstimmigkeit aller Länder. Ange- 
sichts der aktuellen Kräfteverhältnisse ist 
eine tiefgreifende progressive Reform da- 
mit unmöglich. (...) Halten wir dennoch 
an dieser Perspektive fest, erreichen wir 
damit vor allem eines: Wir stärken die Le- 
gitimität der real existierenden, neolibera- 
len EU. Indirekt helfen wir damit sogar 
den Rechten, denn wir überlassen es ihnen 
als einzige eine grundlegende Kritik an der 
EU zu üben. (...) 

Wir wollen uns in der strategischen Debat- 
te an der Frage orientieren, wie soziale Be- 
wegungen in dieser Situation Handlungs- 
spielräume gewinnen, Brüche im Gefüge 
der EU erzeugen und die Kräfteverhältnis- 
se auf den unterschiedlichen Ebenen ver- 
ändern können. Einige Vorschläge: (...) 

* Gehen wir pragmatisch damit um, an 
welche politische Ebene wir unsere Forde- 
rungen richten. * Fordern wir 
Regierungen und PolitikerInnen auf mit 
neoliberalen Regeln zu brechen. 

* Nicht nur Länder, auch Städte, Gemein- 
den und Regionen sind politische Akteure. 
Arbeiten wir mit ihnen. * Denken wir 
internationale Kooperation neu. 

* Stellen wir nicht abstrakte Ideen, son- 
dern die Veränderung von Machtverhält- 
nissen ins Zentrum. 

* Bauen wir Alternativen von unten auf. 


Attac Frankreich 


Wer soll die Covid-Schulden 


bezahlen? 


Für steuerliche und soziale Gerechtigkeit, ein neuer Ansatz für Schulden und 
die Einführung eines Beitrags zur Rückzahlung der Covid-Schulden (CRDC) 


Die Covid-19-Krise löste eine globale Krise von seltenem 
Ausmaß aus. In allen Ländern lassen die wirtschaftliche Re- 
zession und die Konjunkturpakete die öffentlichen Defizite 
und Schulden explodieren. In Frankreich haben die staatli- 
chen Maßnahmen zu einem Anstieg der Staatsverschuldung 
um 20 Punkte des BIP im Jahr 2020 geführt. 

Die Regierung hat eine Kommission zur „Zukunft der öf- 
fentlichen Finanzen“ eingesetzt, die von Jean Arthuis, dem 
ehemaligen Finanzminister von Jacques Chirac, geleitet 
wird. Sie soll Vorschläge machen, wie die Covid-Schulden 
ohne Steuererhöhungen durch eine „strengere Verwaltung 
der öffentlichen Ausgaben“ und „Strukturreformen“ zurück- 
gezahlt werden können. 

Die Regierung hat nicht nur den „Rahmen“ abgesteckt, sie 
bereitet den Boden für eine Austeritätspolitik, die verhee- 
rend wirken könnte. Der Minister für Öffentliche Finanzen 
Olivier Dussopt hat erklärt, „2021 wird die Devise ‚egal, 
was es kostet‘ zu beenden sein“, die von Emmanuel Macron 
im März 2020 ausgegeben wurde. 

Attac lehnt die neoliberale Logik dieser „Reorganisierung“ 
ab, die zu Haushaltskürzungen führen soll, deren verheeren- 
de Auswirkungen auf Ungleichheiten, auf die öffentlichen 
Krankenhäuser und auf das Gesundheitssystem durch die 
gesundheitliche Krise deutlich geworden sind. 

Für Attac gibt es Alternativen zu den neoliberalen Entschei- 
dungen, die zum Aufbau einer solidarischen Gesellschaft 
beitragen, die gerechter ist und mit den Imperativen des 
ökologischen Umbaus übereinstimmt. In dieser Perspektive 
ist es notwendig, monetäre und fiskalische Hebel einzuset- 
zen, um eine Rückkehr in die „Welt davor“ zu vermeiden. 


Staatsschulden dürfen nicht 
instrumentalisiert werden 


Die Rückkehr zur Austeritätspolitik lässt sich in keiner Wei- 
se mit der angeblich übermäßigen Belastung durch die 
Staatsverschuldung rechtfertigen. Die von Frankreich im 
Jahr 2020 an den Märkten aufgenommenen 260 Milliarden 
Euro sind Kredite zu negativen Zinsen. Und die Gesamt- 
kosten der Staatsverschuldung sinken seit 2018 aufgrund 
der von der Europäischen Zentralbank orchestrierten Zins- 
senkungen stetig: Die Höhe der vom Staat zu zahlenden 
Zinsen sinkt von 35,2 Milliarden Euro im Jahr 2019 auf 
31,7 Milliarden Euro im Jahr 2020 und 27,2 Milliarden 
Euro im Jahr 2021, so die Schätzungen. 


Dieser Rückgang der Schuldenlast dürfte sich kurzfristig 
aus einem einfachen Grund fortsetzen: Wenn ältere, zu we- 
sentlich höheren Zinssätzen aufgenommene Anleihen fällig 
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doit payer 
la «dette 
Covid » 


werden, werden sie durch 
Anleihen mit wesentlich 
niedrigeren Renditen refi- 
nanziert. Angesichts der 
großen Differenz zwi- 
schen dem aktuellen 
durchschnittlichen Zins- 
satz (a) und dem Marktzins in Frankreich, wie in den meis- 
ten Ländern des Euroraums, gibt es noch viel Spielraum für 
eine Reduzierung der Zinslast. 

Die Staatsverschuldung dürfte auch im Falle eines Zins- 
anstiegs, der in naher Zukunft wenig wahrscheinlich ist, 
weiterhin tragbar sein. Denn der Hauptgrund für eine 
mögliche Straffung der Geldpolitik, die zu einem Zinsan- 
stieg führen könnte, wäre ein Wiederaufleben der Inflation, 
was den Anstieg des realen Zinssatzes auf die Staatsver- 
schuldung auf jeden Fall abschwächen würde. 





Für eine alternative Staatsschuldenpolitik 


Attac ist der Meinung, dass die aktuelle Niedrigzinspolitik 
der EZB keinen Ausweg aus der Schuldenfalle und der 
neoliberalen Politik bietet. Die Staaten bleiben der Gnade 
internationaler „Investoren“ (ein Euphemismus für reine Fi- 
nanzakteure) ausgeliefert, die nicht zögern, zu spekulieren 
und Druck auf gewählte Regierungen zur Durchsetzung ei- 
ner Politik auszuüben, die dem allgemeinen Interesse zuwi- 
derläuft. 

Attac macht seit langem Vorschläge, wie man sich 
dem Zugriff der Finanzmärkte zu entziehen kann: 


- Eine permanente Überprüfung der Schuldenpolitik 
und der Ursachen des öffentlichen Defizits, wie es das 
Bürgerkomitee zur Schuldenüberprüfung (Collectif pour 
l'audit citoyen de la dette, CAC) (1) getan hat. Um den ille- 
gitimen Charakter eines Teils der Schulden beurteilen zu 
können, ist es darüber hinaus notwendig, einen europäi- 
schen Schuldenprüfungsausschuss zu schaffen, der sich aus 
Behörden und Organisationen der Zivilgesellschaft zusam- 
mensetzt, sich auf die Schuldenüberprüfung durch Bürger- 
komitees stützt, gegenseitige Positionen anhört und mit der 
Befugnis ausgestattet ist, ein gerichtliches Verfahren zu 
beantragen. 

— Umstrukturierung der Staatsverschuldung, die ver- 
schiedene Formen annehmen kann: Umschuldung (Ver- 
schiebung der Rückzahlung), Verzicht auf Zinszahlungen 
und teilweise oder vollständige Annullierung der Schulden. 
Dieses Verfahren muss im Interesse des Landes durchge- 
führt werden, anders als der „Haircut“ (2), der Griechenland 
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2012 auferlegt wurde. Drei Länder, Argentinien im Jahr 
2005, Ecuador im Jahr 2007 und Island im Jahr 2008, setz- 
ten erfolgreich eine Umschuldung durch, womit sie sich der 
Vormundschaft ihrer Gläubiger entziehen konnten. Im Falle 
der Länder des Euroraums könnte die Schuldenannullierung 
in Form einer Streichung der von der EZB gehaltenen 
Staatsschulden in Höhe von bis zu 25 % erfolgen, im Ge- 
genzug würden sich die Regierungen zu einer Investition in 
gleicher Höhe in den ökologischen Umbau verpflichten (3). 
— Nationalisierung der Staatsverschuldung, um den An- 
teil ausländischer Investoren zu reduzieren, der bei über 

50 % liegt, nach dem Vorbild Japans, wo die Staatsverschul- 
dung - eine der höchsten unter den reichen Ländern - zu 
fast 80 % von japanischen Finanzinstituten gehalten wird. 
Dies wurde erreicht, indem die ansässigen Investoren und 
Banken zum Kauf der von der Regierung ausgegebenen 
Schuldentitel verpflichtet wurden. 

— Die monetäre Finanzierung der Staatsverschuldung 
durch die EZB sollte die wichtigste Maßnahme sein, da sie 
den doppelten Vorteil hat, eine Vergemeinschaftung der 
Staatsverschuldung im Euroraum zu gewährleisten und eine 
Schuldenstreichung zu ermöglichen (4). Die effektivste 
Maßnahme besteht aus drei Schritten: 1. Ankauf der neu 
emittierten Staatsschuldtitel durch die EZB; 2. Umwand- 
lung der Staatsschulden in unbefristete, nicht rückzahlbare 
Schuldtitel und 3. Rückzahlung der von der EZB eingenom- 
menen Zinsen an die Mitgliedsstaaten (5). Durch diese 
Maßnahme entfällt die Belastung durch Staatsschulden 
(Zinsen und Tilgung). 


Angesichts der globalen Krise ist eine globale Umsteuerung 
erforderlich. Sowohl die Geld- als auch die Steuerhebel sind 
einzusetzen. Neben dem Geld müssen die Staaten ihr zwei- 
tes hoheitliches Instrument mobilisieren, um öffentliche 
Maßnahmen zu finanzieren und ihre Schulden abzubau- 
en: die Steuern, die in ihrer dreifachen Funktion der Finan- 
zierung Öffentlicher Maßnahmen, der Umverteilung und der 
Anreize eingesetzt werden müssen. Für Attac ist eine glo- 
bale Reform des Steuersystems notwendig, um die 
Hauptquellen der öffentlichen Defizite und Schulden zu 
beseitigen: Steuergeschenke an reiche Haushalte und 
multinationale Konzerne sowie Steuerflucht. 

Attac hat in einem 2017 veröffentlichten Bericht „Gib das 
Geld zurück!“ (6) gezeigt, dass die auf diese Weise freige- 
setzten jährlichen steuerlichen Ressourcen in der Größen- 
ordnung von 200 Milliarden Euro liegen könnten, was dem 
öffentlichen Defizit und der Anhäufung von Staatsschulden 
ein Ende setzen könnte und gleichzeitig die Finanzierung 
vorrangiger Öffentlicher Politik, insbesondere im Hinblick 
auf den ökologischen und sozialen Umbau, ermöglichen 
würde (7). 


Mobilisierung der Besteuerung: 
Attac schlägt einen CRDC vor 


Die Regierung hat erklärt, eine „Reorganisierung des 
Staatshaushalts nach Covid“ ohne Steuererhöhungen vor- 
nehmen zu wollen. Es stimmt nicht, denn sie hat beschlos- 
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sen, den Beitrag zur Tilgung sozialer Schulden (CRDS) bis 
2028 oder 2032 zu verlängern, statt der vorgesehenen Be- 
fristung bis 2024. Mit dieser Entscheidung möchte sie errei- 
chen, dass das in der Covid-Krise entstandene außerge- 
wöhnliche Defizit der Sozialkassen durch den sozialen 
Schuldentilgungsfonds (CADES) finanziert wird und somit 
der CRDS über 2024 hinaus beibehalten wird, um die CA- 
DES-Rückzahlungen zu finanzieren. 

Attac lehnt eine solche Entscheidung ab, denn der CRDS ist 
eine regressive Steuer, die Ungleichheiten vertieft: Der 
Steuersatz auf das Einkommen von Einzelpersonen beträgt 
0,5 %, unabhängig von dessen Höhe. Die Beibehaltung des 
CRDS ist nicht hinnehmbar, denn sie würde zu einer Verrin- 
gerung der Kaufkraft der Haushalte mit den geringsten Ein- 
kommen führen und die Last der Covid-Schulden denjeni- 
gen aufbürden, die von der Krise stark getroffen wurden. 


Attac schlägt eine alternative Steuerpolitik vor, deren Prio- 
riät die Gerechtigkeit wäre. 

Im Kontext der Covid-19-Krise bringt Attac die Idee eines 
„Beitrags zur Rückzahlung der Covid-Schulden“ (Contribu- 
tion au remboursement de la dette Covid, CRDC) in die De- 
batte ein. Dieser Beitrag könnte unter Respektierung des 
Ziels der Steuergerechtigkeit schnell eingesetzt werden. 
Der CRDS erhebt 7,6 Milliarden Euro von den Privatperso- 
nen (Zahl von 2019). Zum CRDC würden nur die reichsten 
Privatpersonen mit rund 8 Milliarden Euro beitragen. Von 
den Finanzunternehmen und anderen Unternehmen könnten 
selbst mit einem Steuersatz von 1 % auf den Umsatz 

10 Milliarden Euro erwartet werden. Der CRDC würde also 
mehr Einnahmen für den Staatshaushalt generieren als der 
CRDS, er wäre gerechter und könnte den CRDS ersetzen. 


Der CRDC würde mehrere Ziele verfolgen. Es wäre ein 
erster schneller Schritt in Richtung Steuerreform und 
gleichzeitig — mit dem vorrangigen Ziel, Austerität zu 
verhindern - eine „gezielte“ Antwort auf eine mögliche 
haushaltstechnische „Auslagerung“ der Covid-Schul- 
den. Darüber hinaus würde der CRDC die Armen, die Mit- 
telschicht und die KMU verschonen, also die große Mehr- 
heit der Wirtschaftsakteure nicht treffen, die gerade einen 
hohen Preis infolge der Haushalts- und Lohnkürzungsmaß- 
nahmen seit der Krise 2007/2008 bezahlt haben. 


Da der CRDC zur Rückzahlung der Covid-Schulden dienen 
soll, müssen sein Umfang und seine Höhe definiert werden 
(siehe Anhang). Wir gehen hier von 234,8 Milliarden Euro 
für die Covid-Schulden im Jahr 2020 aus (8). Hinzu kämen 
eventuell Schulden lokaler Behörden (wenn die Krise un- 
vorhergesehene Investitionen erfordert) und verschiedener 
zentraler Regierungsstellen. Wir müssen auch die Auswir- 
kungen dieser Krise auf das Jahr 2021 und die zukünftigen 
öffentlichen Haushalte berücksichtigen. 


Wie sollte der CRDC organisiert sein? 


Der CRDC würde nicht nur für Haushalte, sondern auch für 
Unternehmen gelten. Außerdem würde er im Interesse der 
Steuergerechtigkeit, die von der Bevölkerung sehr stark ge- 


6.März 2021 Seite 20 


wünscht wird, für die reichsten Haushalte und Unternehmen 
gelten. 

Was die Unternehmen betrifft, so könnte ein Beitrag einge- 
führt werden, der sich nach dem Umsatz berechnet und 
auf große Unternehmensgruppen abzielt, oberhalb eines 
Schwellenwerts, der es den KMU ermöglicht, von der 
Steuer befreit zu werden (50 Millionen Euro scheinen 
ein angemessener Schwellenwert zu sein). Damit wäre es 
zum Beispiel möglich, dass die GAFAM-Unternehmen ei- 
nen Beitrag leisten. Schließlich könnte die Einführung einer 
Abgabe auf die Ausschüttung von Dividenden in Erwägung 
gezogen werden. Es soll von den Unternehmen ein Beitrag 
eingefordert werden, die von der Krise profitieren. Der 
CRDC würde somit für rund 6.000 Unternehmen gelten, die 
in Frankreich etwa 60 % der gesamten Unternehmenswert- 
schöpfung ausmachen (9). 


Für Privatpersonen sollte eine Abgabe auf das Vermögen 
der Reichsten eingeführt werden, gemäß dem Vorschlag 
von Attac (10) oder Thomas Piketty (11), oder sogar eine 
zusätzliche Steuer als Ergänzung zur Abgeltungssteuer auf 
Kapitalerträge, deren Ersetzung durch einen allgemeinen 
progressiven Einkommenssteuertarif von Attac weiterhin 
gefordert wird. Davon betroffen wäre das reichste Prozent 
der Haushalte, das 16% des gesamten Vermögens der Haus- 
halte (12) besitzt. 


Der CRDC würde sich in zwei wesentlichen Punkten von 
dem Beitrag zur Tilgung sozialer Schulden (CRDS) unter- 
scheiden, der 1996 geschaffen wurde. 

Erstens betrifft der CRDC Privatpersonen und Unterneh- 
men, während der CRDS nur für Privatpersonen gilt. 
Zweitens ist der CRDC im Interesse der Steuergerechtigkeit 
ein progressiver Beitrag, der die bescheidensten Haus- 
halte entlastet, während der CRDS eine Steuer von 
0,5% auf das Einkommen von Privatpersonen darstellt, 
egal ob reich oder arm (Arbeitseinkommen, Altersrenten, 
Arbeitslosengeld, Invalidenrenten usw.). 

Die Regierung möchte, dass das durch die Covid-19-Krise 
entstandene außergewöhnliche Defizit der Sozialkassen 
durch den sozialen Schuldentilgungsfonds (CADES) finan- 
ziert wird und somit der CRDS über 2024 hinaus beibehal- 
ten wird, um die CADES-Rückzahlungen zu finanzieren. 
Mit anderen Worten: Statt einer Steuererhöhung oder einer 
Sonderabgabe der Vermögenden und der Großunternehmen 
will die Regierung den Einzelnen durch eine breit angelegte 
proportionale Abgabe zur Kasse bitten. 


Es ist auch möglich, den CRDC durch zusätzliche Vorgaben 
zu ergänzen, die den Grundstein für eine breitere Steuerre- 
form legen würden. Es ist dringend notwendig, dass die 
Herabsetzung des nominalen Körperschaftssteuersatzes für 
Unternehmen gestoppt wird. Darüber hinaus ist es möglich, 
die Steuerzahlungen von Großunternehmen (13) gezielt zu 
erhöhen, zum Beispiel durch die Erhöhung der Anteile, die 
der Staat auf Erträge aus dem Verkauf langfristiger Kapi- 
talanlagen erhebt, die im Rahmen der „Cope-Nische“ prak- 
tisch steuerbefreit sind (Einnahmeverlust von 7 Milliarden 
Euro im Jahr 2019), und auf die Zahlung von Dividenden 
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zwischen Unternehmen derselben Gruppe, die von der Mut- 
ter-Tochter-Regelung profitieren (Einnahmeverlust von 17,6 
Milliarden Euro im Jahr 2019). Für Privatpersonen kann 
auch ein Zuschlag auf die Grunderwerbssteuer ab einem be- 
stimmten Grundstückswert ins Auge gefasst werden, um 
den Verkauf und die Übertragung von erheblichen Vermö- 
genswerten zu besteuern. 


Die Vorteile des CRDC 


Die von der Regierung bevorzugten Lösungen zur Beglei- 
chung der 234,8 Milliarden Euro Covid-Schulden sind die 
traditionellen „neoliberalen Heilmittel“: die Reduzie- 
rung der öffentlichen Ausgaben und „Strukturrefor- 
men“, die die Effizienz des Staates und der Wirtschaft ver- 
bessern sollen. So wird der Staat laut Bruno Lemaire „seine 
Schulden erstens durch eine Rückkehr zum Wachstum zu- 
rückzahlen, zweitens durch die Kontrolle unserer laufenden 
Ausgaben und schließlich durch Strukturreformen wie die 
Rentenreform, die absolute Priorität haben muss“ (14). 
Diese Vorstellung einer Rückkehr zu einem „normalen“ 
Staatshaushalt ist inakzeptabel und völlig kontraproduktiv. 
Die Vergangenheit zeigt, was eine Rückkehr zur Haushalts- 
begrenzung und damit die Fortsetzung des Abbaus der öf- 
fentlichen Dienstleistungen bedeutet. Hat man denn nicht 
aus der Covid-19-Krise gelernt, die sich durch die Krise des 
öffentlichen Krankenhaus- und Gesundheitssystems auf- 
grund der Haushaltskürzungen verschärft hat? Wird sich der 
Rückstand Frankreichs in Bildung und Forschung, der 
durch unzureichende Mittel angesichts der steigenden Zahl 
von Studenten und der aktuellen technologischen Heraus- 
forderungen verursacht wird, weiter vergrößern? 


Der Vorschlag des CRDC hat einen doppelten Vorteil. 
Erstens vermeidet er die tödliche Logik der Haushaltskür- 
zungen, die jetzt völlig unangebracht ist: Die doppelte Kri- 
se, die die Bereiche Gesundheit und Ökologie betrifft, zeigt 
vielmehr die Notwendigkeit einer ehrgeizigen Öffentlichen 
Politik, um die Gesundheit der Franzosen zu sichern und 
der Klimakrise zu begegnen. 

Zweitens ist der CRDC Teil einer Logik der Steuergerech- 
tigkeit, indem er die reichsten Steuerpflichtigen nach dem 
republikanischen Prinzip „jeder nach seinen Möglichkeiten‘ 
zahlen lässt. 


c 


Für die Einrichtung des CRDC schlagen wir die Ernennung 
einer Kommission vor, die sich aus per Los bestimmten 
Bürger*innen und aus gewählten Vertreter*innen zusamm- 
ensetzt, so dass die Repräsentativität und Legitimität ihrer 
Mitglieder gesichert wird. Solche Bedingungen werden von 
der Arthuis-Kommission bei weitem nicht erfüllt. 


Über die Einrichtung eines CRDC hinaus, der nur ein Ziel 
verfolgt (Rückzahlung einer ausgesonderten Covid-Schuld), 
stellt sich die allgemeine Frage nach einer wirklichen Steu- 
erreform und nach einer Verschärfung des Kampfes gegen 
Steuerflucht und -betrug, wie sie von Attac (15) empfohlen 
werden. Diese notwendige und dringende Reform würde 
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darauf abzielen, das Steuersystem insgesamt progressiver 
zu gestalten, mit den Zielen, Ungleichheiten zu reduzieren, 
die Auswirkungen der Finanzialisierung der Wirtschaft zu 
neutralisieren, soziale, ökologische und wirtschaftliche Be- 
dürfnisse zu finanzieren und die Zustimmung zum Steuer- 
system zu stärken, die durch steuerliche Ungerechtigkeit 
untergraben wird. 


Anhang 
Wie hoch sind die Covid-Schulden? 


Um die Höhe der Covid-Schulden einschätzen zu können, 
ermitteln wir zunächst den Anteil der krisenbedingten Öf- 
fentlichen Defizite im Jahr 2020. Das öffentliche Defizit des 
Staates beläuft sich im vierten Nachtragshaushaltsgesetz auf 
222,9 Milliarden Euro für das Jahr 2020, während es im 
Haushaltsentwurf 2020 mit 93,1 Milliarden Euro veran- 
schlagt wurde, was einem Anstieg von 129,8 Milliarden 
Euro entspricht. 

Hinzu kommen die Defizite der Sozialversicherung: 

Das Finanzierungsgesetz der Sozialversicherung für das 
Jahr 2020 schätzte das Defizit der verschiedenen Zweige 
auf 5,4 Milliarden Euro. Mit der Covid-19-Krise dürfte es 
49 Milliarden Euro erreichen, ein Anstieg von 43,6 Milliar- 
den Euro. Allerdings wurden 136 Milliarden Euro an den 
CADES überwiesen, davon 31 Milliarden Euro für die De- 
ckung früherer Defizite, 13 Milliarden Euro für die Über- 
nahme von Krankenhausschulden (Gesetz „Ma sante 2022“) 
und 92 Milliarden Euro für die Deckung zu erwartender De- 
fizite infolge von Covid-19. Man kann also davon ausge- 
hen, dass 105 Milliarden Euro in direktem Zusammenhang 
mit der Covid-19-Krise stehen. 

Bei Veranschlagung von 43,6 Milliarden Euro werden für 
das Jahr 2020 insgesamt 173,4 Milliarden Euro an krisen- 
bedingten Defiziten für den Staat und die Sozialversiche- 
rung zu verzeichnen sein. Wenn wir jedoch die solidere Hy- 
pothese von 105 Milliarden Euro heranziehen, betragen die 
Covid-Schulden 234,8 Milliarden Euro. Dieser Betrag 
stimmt überein mit der Entwicklung der öffentlichen Ver- 
schuldung, die nach dem vierten Nachtragshaushaltsgesetz 
im Jahr 2020 119,8% des Bruttoinlandsprodukts (BIP) er- 
reichen würde, da die Krise sich auch auf das BIP auswirkt. 
Zum Vergleich: Im Haushaltsgesetz 2020 wurden 98,7 % 
angenommen. 


Die Schätzung bezieht sich auf die Situation am 31. Dezem- 
ber 2020. Die Auswirkungen der Krise werden jedoch im 
Jahr 2021 und wahrscheinlich darüber hinaus anhalten. Zu 
den 234,8 Milliarden Euro müssen also noch die Schulden 
addiert werden, die in Zukunft durch die Covid-19-Krise 
verursacht werden. Im Jahr 2021 würde das öffentliche De- 
fizit 8,5% des BIP erreichen und die öffentliche Verschul- 
dung wird voraussichtlich 122,4% erreichen. Die Progno- 
sen des Haushaltsgesetzes für das Jahr 2021 zeigten jedoch 
einen öffentlichen Saldo von 1,3% des BIP (1,5% im Jahr 
2022) und eine Öffentliche Verschuldung von 98,6% des 
BIP (97,7% im Jahr 2022) (17). Die Covid-Schulden wer- 
den in Zukunft wahrscheinlich stark ansteigen. 
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Notizen und Verweise 


(a) SIG-Redaktion: „durchschnittlicher Zinssatz“ = Verhält- 
nis zwischen der Gesamtsumme der zu zahlenden Zinsen und 
dem gesamten Schuldenstand des vorangegangenen Jahres. 


(1) Bericht des Kollektivs für einen Bürgeraudit über die 
Staatsverschuldung: Que faire de la dette? Un audit de la det- 
te publique en France, Mai 2014. Siehe SiG-Werkstatt für Nr 
139. 

(2) Attac Frankreich: En finance, qu’est-ce qu’un „haircut“?, 
Juli 2020. 

(3) Die von der EZB gehaltenen Staatsschulden abschreiben 
und die Kontrolle über unser Schicksal wiedererlangen, https:// 
annulation-dette-publique-bce.com/. 

(4) Geld im Dienst der Gesellschaft, Beitrag von Jean-Marie 
Harribey, Esther Jeffers et Dominique Plihon, April 2020 

(5) Diese Rückzahlung findet schon zum großen Teil statt, 
durch Dividendenausschüttung und Zahlung von Steuern auf 
Erträge durch die Zentralbanken an die Mitgliedsstaaten. So 
hat die Banque de France im Jahre 2018 5,6 Milliarden Euro 
an den französischen Staat gezahlt. 

(6) Attac: Gib das Geld zurück!, 

Kurzfassung in SiG 125, Seite 10. 

(7) Attac, 2017: Immer mehr für die Reichen — Manifest für 
eine gerechte Besteuerung. 

(8) Diese Berechnung stimmt überein mit den oben angegebe- 
nen 260 Milliarden Euro, die der französische Staat auf den Fi- 
nanzmärkten aufgenommen hat. 

(9) INSEE: Les entreprises en France, edition 2020. 

(10) Eine außerordentliche Steuer auf das Vermögen des 
reichsten Prozents erheben, Attac Frankreich Mai 2020. 

(11) Thomas Piketty: Que faire de la dette Covid-19?, Le 
Monde, 10. Oktober 2020. 

(12) INSEE: In Frankreich besitzen 10% der Haushalte fast 
die Hälfte des gesamten Vermögens, Dezember 2019. 

(13) Attac Frankreich: Die unnützen Steuernischen und die an- 
tiökologischen Steuerermäßigungen abschaffen, April 2020. 
(14) Le Figaro, 29. November 2020. 

(15) Oxfam: Das Ungleichheitvirus, Januar 2021. 


(16) Attac Frankreich: Maßnahmen zur Steuergerechtigkeit an- 
gesichts der Corona-Krise, Mai 2020. 


(17) Rapport economique, social et financier, Anhang zum 
Haushaltsgesetz 2020. 





Quelle: https://france.attac.org/IMG/pdf/note-dette-covid-v3- 
pajapaj.pdf - Übersetzung: SiG-Redaktion 





Attac Österreich u. a.: Lastenausgleich! Petition 
Das reichste 1 Prozent in Österreich besitzt über 40 Prozent 
des gesamten Privatvermögens. Die 40 reichsten Familien 
des Landes besitzen je über 1 Milliarde Euro. 

Ich fordere daher einen einmaligen Corona- 
Lastenausgleich der Reichsten. 

Vermögen ab 5 Millionen Euro soll mit 10 Prozent, 

Vermögen ab 100 Millionen Euro mit 30 Prozent und 
Vermögen ab einer Milliarde Euro je einmalig mit 60 Prozent 
einen Beitrag leisten. 

Das ergibt Einnahmen von 70 bis 80 Milliarden Euro, um 
die Corona-Krise solidarisch zu bewältigen. (...) 

Mehr — Unterstützende Organisationen — Demonstration 
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Frankreich - Autorenkollektiv 
Klima: „Wir brauchen das Geld jetzt“ 


Attac Frankreich - 14. Dezember 2020 - In einer Kolumne, die am Donnerstag, den 10. Dezember 2020 exklusiv in 
Le Monde veröffentlicht wurde, rufen mehrere führende Vertreter*innen von Umweltverbänden alle Bürger*innen 
und lokalen Mandatsträger*innen in Frankreich und Europa dazu auf, ihrer Stimme Gehör zu verschaffen und umge- 
hend die Einführung einer effektiven Finanztransaktionssteuer einzufordern, die der Union jedes Jahr 50 Milliar- 
den Euro einbringen würde. Diese 50 Milliarden Euro könnten bis 2028 ausschließlich für Klimaschutz, Beschäfti- 


gungspolitik und Gesundheit verwendet werden. 


— Gilles Berhault, geschäftsführender Direktor der Fonda- 
tion des transitions 

— Christophe Bouillon, Präsident des Vereins der franzö- 
sischen Kleinstädte und Bürgermeister von Barentin 

— Lucas Chabalier, Beauftragter für Klimaschutz 

— Christian Couturier, Präsident des Vereins NegaWatt 

— Nicolas Dufrene, Direktor des Rousseau-Instituts 

— Txetx Etcheverry, Klimaaktivist, Mitbegründer von Bizi 
und Alternatiba 

— Nicolas Girod, Landessprecher der Confederation pay- 

sanne (Bauernverband) 


Der Erfolg oder Misserfolg des Green Deals und damit des 
Klimaschutzprogramms entscheidet sich im Wesentlichen 
schon heute. Die am 10. und 11. Dezember 2020 im EU-Rat 
versammelten Staats- und Regierungschefs müssen der Eu- 
ropdäischen Union bis zum Jahr 2030 ein neues Ziel zur Re- 
duzierung der Treibhausgasemissionen vorgeben (die Kom- 
mission hat sich für 55% ausgesprochen). Aber wo sollen 
die Mittel herkommen? 


Mit der Vereinbarung, eine Gemeinschaftsanleihe in Höhe 
von 390 Milliarden für ein europäisches Konjunkturpro- 
gramm aufzunehmen, haben unsere Staats- und Regierungs- 
chefs im Juli 2020 einen historischen Schritt vollzogen. 
Dieser sogenannte Next-Generation-EU-Plan hat eine Lauf- 
zeit von 3 Jahren (2021-2023). Die Bedingungen für die 
Rückzahlungen, die im Jahr 2028 beginnen und über 30 
Jahre laufen, sind bereits in der Diskussion. 

Bei den Verhandlungen über den nächsten langfristigen 
Haushalt der Union, den Mehrjährigen Finanzrahmen 
2021-2027, konnten die Abgeordneten bei der deutschen 
Ratspräsidentschaft erreichen, dass das Next-Generation- 
EU-Darlehen (Kapital und Zinsen) durch die Einführung 
zukünftiger Eigenmittel, das heißt durch eine eigene EU- 
Besteuerung, zurückgezahlt wird. Daher ist ab 2028 weder 
eine Erhöhung der Beiträge der Mitgliedstaaten noch eine 
Kürzung der EU-Budgets angezeigt. 

Die neuen EU-Abgaben schließen eine Steuer auf nicht re- 
cycelte Kunststoffe ein, die am 1. Januar 2021 in Kraft tritt, 
eine Besteuerung digitaler Giganten und einen für 2023 ge- 
planten CO>-Anpassungsmechanismus an Europas Grenzen. 


Aber keine dieser Maßnahmen hat dieselbe Wirksamkeit 
wie eine Steuer auf Finanztransaktionen, deren Grund- 
konzept auch in die Vereinbarung vom 10. November 2020 
zwischen dem Parlament und dem deutschen Ratsvorsitz 
aufgenommen wurde. Sie soll im Jahr 2026 in Kraft treten. 
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— Jean Jouzel, Klimatologe 

— Philippe Laurent, Generalsekretär der Vereinigung der 
Bürgermeister Frankreichs, Präsident der französischen 
Vereinigung des Rates der Gemeinden und Regionen Europas 
und Bürgermeister von Sceaux 

— Sabine Rosset, Direktorin von BLOOM 

— Arnaud Schwartz, Vorsitzender von France Nature En- 
vironnement 

— Cedric Szabo, Direktor der Vereinigung der Bürger- 
meister des ländlichen Raums in Frankreich 

— Aurelie 'Trouve, Attac-Sprecherin 


Die Besteuerung von Finanztransaktionen ist kein wirklich 
neuer Vorschlag. 2011 hat die Barroso-Kommission sie so- 
gar ausdrücklich in einer Richtlinie festgehalten, nach 
Durchführung einer Impaktstudie. Ihrer endgültigen Umset- 
zung vor 2026, unter Umständen schon 2023 oder spätes- 
tens 2024, steht also nichts mehr im Wege. 

Diese Steuer, wie sie damals vorgesehen war (0,1% auf Ak- 
tien, 0,01% auf Anleihen und Derivate), würde nicht nur 
die Spekulation eindämmen, indem sie die Investitionstätig- 
keit ankurbelt, sie würde der Union auch jedes Jahr 50 
Milliarden Euro Einnahmen bescheren. Diese 50 Milliar- 
den Euro könnten bis 2028 ausschließlich für Klima, Be- 
schäftigung und Gesundheit verwendet werden. Mit ande- 
ren Worten: Sie würden uns helfen, die sich abzeichnende 
gesundheitliche, wirtschaftliche und soziale Krise zu über- 
winden. Wenn Europa im Jahr 2028 mit der Rückzahlung 
seiner Schulden in Höhe von 15 Milliarden Euro pro Jahr 
beginnt, wären immer noch 35 Milliarden übrig, um das 
ökosoziale Entwicklungsmodell zu fördern, für das nun alle 
Grundlagen vorhanden sind. 


Anfang Oktober 2020 stimmte das Europäische Parla- 
ment, sowohl die Linke als auch die Rechte, mit sehr gro- 
ßer Mehrheit (70%) zugunsten einer auf dieser Basis defi- 
nierten Finanzsteuer. Einzelne Staats- und Regierungs- 
chefs lehnen jedoch eine solche Regelung ab oder spre- 
chen sich, wie etwa Frankreich, für eine engere Aus- 
gangsbasis aus. Werden wir weitere 7 Jahre und den Mehr- 
jährigen Finanzrahmen 2028-2034 abwarten müssen, bis 
sich wieder die Gelegenheit ergibt, den Haushalt der Euro- 
päischen Union um eine solche Ressource zu erhöhen? 
Angesichts der außerordentlichen Bedeutung dieses Jahr- 
zehnts für den Kampf gegen den Klimawandel dauert das 
viel zu lange. Dieses Geld brauchen wir nämlich jetzt. 


Es geht um nicht mehr und nicht weniger als um die Ver- 
wirklichung der — für unser Überleben grundlegenden - 
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Umweeltziele, für die wir schon immer gekämpft haben, 
ohne dass wir jemals über die Mittel verfügt hätten, sie tat- 
sächlich in die Wege zu leiten. Um das Wachstum zu stüt- 
zen, das Deflationsgespenst zu bannen und akzeptable Kre- 
ditkonditionen für die Regierungen zu gewährleisten, hat 
die Europäische Zentralbank seit 2015 für massive Liqui- 
ditätsspritzen gesorgt und wird dies auch in Zukunft tun. 
Dies hat vor allem zur Folge, dass die Vermögenspreisinfla- 
tion an den Finanzmärkten weiter ansteigt. Es ist höchste 
Zeit, dass für diese Transaktionen selbst in sehr bescheiden- 


em Ausmaß eine Abgabe fällig wird. 


Deshalb rufen wir alle Bürger*innen und alle lokalen Man- 
datsträger*innen in Frankreich und in Europa mit größter 
Eindringlichkeit auf, sich in der Öffentlichkeit dafür stark 
zu machen, dass die Einführung einer effektiven Finanz- 
transaktionssteuer unverzüglich in Angriff genommen wird. 
Bei unseren Staats- und Regierungschefs müssen wir uns 
endlich Gehör verschaffen. Jetzt schlägt die Stunde der 
Wahrheit. Übersetzung: Gabriele Fois, SiG-Redaktion 





Rosalux - Neue Publikation zur Finanztransaktionssteuer 


Rosalux Die Europäische Linke und der Green New Deal 





L'Affaire du siecle - Der französische Staat wird wegen Untätigkeit 
in Sache KUIMASSMUFZ BERUNEENE 


- Der Aufruf von Dezember 
2018, dass viele Menschen den 
französischen Staat wegen Un- 
tätigkeit angesichts des Klima- 
wandels anklagen sollten | 
(Video), erhielt innerhalb von ä 
zwei Monaten über zwei Milli- E92. 
onen Unterschriften (Video): 9% 
- Die Klageschrift wurde am 
14.März 2019 dem Verwal- 
tungsgericht eingereicht. 

- 350 000 Menschen demons- 
trierten für das Klima am 
16.März 2019 — 

Bericht: Attac Frankreich 


Februar 2020: 
Eine "bahnbrechende" Entscheidung 
Das Urteil des Pariser Verwaltungsge- 
richts vom 3. Februar markiert aus meh- 
reren Gründen einen entscheidenden 
Wendepunkt im Kampf gegen die Kli- 
makrise (Video): 
Erstens entschieden die Richter, dass die 
Untätigkeit des Staates in Bezug auf den 
Klimawandel illegal ist. Dies ist ein gro- 
ßer Sieg für die Wahrheit. Bisher hat der 
Staat behauptet, er tue genug für das Kli- 
ma, trotz der Beweise (systematische 
Überschreitung der Kohlenstoffober- 
grenzen, Berichte des Hohen Klimarates 
USW.). 
Dann erkannten die Gerichte die Verant- 
wortung des Staates für den Klimanot- 
stand an. Mit anderen Worten: Die Untä- 
tigkeit des Staates trägt zur Verschlim- 
merung des Klimawandels bei; er hat 
deshalb eine Verpflichtung, gegen den 
Klimawandel vorzugehen! 
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Dies ist ein wesentlicher Punkt, der die 
Tür zu konkreten Maßnahmen öffnet: Im 
Fall der Grünalgen beispielsweise muss- 
te der Staat die Verantwortung für die 
Säuberung der betroffenen Strände über- 
nehmen. 

Schließlich stellte das Gericht fest, dass 
durch die Nichteinhaltung der Verpflich- 
tungen des Staates zur Verringerung der 
Treibhausgasemissionen ein "Ökologi- 
scher Schaden", d.h. eine ernsthafte 
Schädigung der Umwelt, verursacht 
wurde. Dies ist ein Novum im französi- 
schen Recht: Noch nie zuvor wurde der 
Staat oder eine Gebietskörperschaft für 
Umweltschäden haftbar gemacht. 

Die Anerkennung ökologischer Schäden 
ist vor allem entscheidend, um ein wirk- 
liches Handeln des Staates zu erreichen: 
Nach französischem Recht müssen öko- 
logische Schäden nämlich "in natura", 
d.h. konkret, behoben werden, wenn dies 
möglich ist. 

(...) Welche Maßnahmen muss der 
Staat ergreifen, um seine Klimaver- 
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pflichtungen endlich einzuhalten und 
die durch seine Untätigkeit entstande- 
nen Schäden zu beheben? 

Um diese Frage zu beantworten, nahmen 
die Richter die Untersuchung wieder auf 
und gaben der Vertretung von „Affaire 
du siecle“ und dem Staat zwei Monate 
Zeit, neue Argumente vorzubringen. 


a Es ist anzumerken, dass das Gericht aus- 


drücklich feststellt, dass es "die Maß- 
nahmen, die dem Staat aufzuerlegen 


e= sind, genau bestimmen" will (Absatz 39 
= der Entscheidung). Mit anderen Worten: 


un 
nn 


Die Klage der „Affaire du siecle“ sollte 
es durchaus ermöglichen, konkrete Maß- 
nahmen des Staates zur effektiven Redu- 
zierung der Treibhausgasemissionen 
Frankreichs zu erreichen. Dieses Urteil 
ist also alles andere als symbolisch, son- 
dern wird es im Gegenteil ermöglichen, 
den Staat zum Handeln zu zwingen! 


https://laffairedusiecle.net/actualites/ 





Klimareporter 
Niederlanden, Dezember 2019 
Oberstes Gericht verpflichtet 
Regierung zum Klimaschutz 

Ein halbherziges Ankämpfen gegen den 
Klimawandel bedroht das Wohl der 
Bürger und ist deshalb ein Bruch der 
Europäischen Menschenrechtskonventi- 
on, entschied das oberste Gericht der 
Niederlande. Das historische Urteil ver- 
pflichtet erstmals eine Regierung zum 
Klimaschutz. Die CO,-Emissionen müs- 
sen nun viel stärker gesenkt werden. 
Mehr 











Corona trifft Arme extra hart - Soforthilfen jetzt! 


Eine Allianz von mehr als 40 Sozialverbänden, Organisatio- 
nen und Gewerkschaften ruft Bürger*innen auf, mit ihrer 
Unterschrift unter den Appell “Corona trifft Arme extra hart 
- Soforthilfen jetzt!” politisch Druck zu machen 

„Die Covid-19-Pandemie mit all ihren wirtschaftlichen und 
sozialen Folgen ist eine Herausforderung für uns alle. Doch 
sie trifft die Ärmsten in der Gesellschaft besonders hart. Sie 
warten noch immer auf angemessene Unterstützung. 

Wir fordern daher ... 

° ... die bedarfsgerechte Anhebung der Regelsätze auf 
mindestens 600 Euro für alle Menschen, die auf existenz- 
sichernde Leistungen wie etwa Hartz IV angewiesen sind. 
Denn schon vor Corona fehlte es den Armen an Geld für 
eine ausgewogene, gesunde Ernährung und ein Mindestmaß 
an sozialer, politischer und kultureller Teilhabe. 

° ... für die Dauer der Krise einen pauschalen Mehrbe- 
darfszuschlag in der Grundsicherung von 100 Euro pro 
Kopf und Monat. Denn es entstehen durch Corona zusätz- 
liche Bedarfe durch wegfallende Schulessen, Preissteige- 
rungen bei Obst und Gemüse, Mehrausgaben für Hygiene- 
artikel und Masken oder Spielzeug und Bücher für Kinder 
im Lockdown. 

° ... für die Dauer der Krise ein Verbot von Zwangsräu- 
mungen und die Aussetzung von Kreditrückzahlungen, 
um einkommensarme Menschen vor Corona-bedingtem 
Wohnungsverlust und Existenznot zu schützen.“ 


Unterschrift: https://www.der-paritaetische.de/coronahilfe/ 


Ausführliche Stellungnahme vom SoVD (Sozialverband 
Deutschland) zum Gesetzentwurf der Koalition, der am 26.2. 
im Bundestag behandelt wurde. 


Pressemitteilung des Paritätischen Gesamtverbands: Corona- 


Einmalzuschuss für Arme reicht nicht — Aktuelle Umfrage zu 
Lebenshaltungskosten untermauert Kritik an zu geringen 


Leistungen in der Grundsicherung 





Der Putsch von ganz oben —- Ein Resumee nach 15 
Jahre Hartz IV und Agenda-Politik - Gewerkschaftsforum 


Christoph Butterwege: 19.1.2021 Warum die COVID- 
19-Pandemie zu mehr sozialer Ungleichheit führt 

















Attac Deutschland: 
Wohnen ist Gemeingut 


Vonovia enteignen — 
Aktion von Attac Köln 














Sand im Getriebe Nr. 140 


Corona: Kinderrechte mit Füßen getreten — Aber 
jetzt im Grundgesetz „verankert“ 

Auf der einen Seite wird in Deutschland den Kindern als 
Folge einer fragwürdigen Corona-Politik das Recht auf 
Bildung weitgehend verwehrt und werden ihnen Kultur, 
Sport und Kontakte mit Freunden vorenthalten, während die 
Industrie teils unbehelligt bleibt. Auf der anderen Seite 
schmücken sich die für diese skandalösen Entscheidungen 
verantwortlichen Politiker nun mit ihrem Vorhaben, 
Kinderrechte im Grundgesetz zu „verankern“. (...) 

Dass sozial benachteiligte Kinder durch den Fernunterricht 
endgültig abgehängt werden, das bringe fatale Spätfolgen 
mit sich, kritisiert “Arche”-Chef Bernd Siggelkow in der 
„Süddeutschen Zeitung“: “Drittklässler werden weder 
richtig lesen können noch die Buchstaben kennen“. 

Laut Europol hat der Kindesmissbrauch im Internet 
während der Coronakrise zugenommen. 

Und die Kinderkommission des Deutschen Bundestages hat 
im Herbst die Beschneidung von Kinderrechten während 
Corona scharf kritisiert: Die Corona-Krise sei mit einer 
massiven Beeinträchtigung der Rechte von Kindern und 
Jugendlichen einhergegangen.(...) NachDenkSeiten 


Der Luftfilter-Skandal: Wie das Umweltbundesamt den 
Einsatz der Geräte in Schulen schlechtredet -— und was 
dahintersteckt mehr 


Arbeiterkammer Wien 
9. Januar 2021: Fat Cat Day 


2.500.000 € 


2.202.287 € 


Fat Cat Day 
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Vorstandsvorsitzende 


Medianeinkommen eines 
Beschäftigten in O 


#FatCatD 
Der Fat Cat Day — Tag der fetten Katze ist jener Tag, an 
dem das jährliche Einkommen von Beschäftigten durch 
Vorstandsmitglieder bzw. Vorstandsvorsitzende verdient 
wurde. 


Als Einkommen der österreichischen Beschäftigten wird 
das Medianeinkommen laut Hauptverband der Sozialversi- 
cherungsträger herangezogen. Bei den Vorstandsbezügen 
wird die durchschnittliche Vorstandsvergütung der Vor- 
standsvorsitzenden in den 20 Unternehmen des Leitindex 
AIX (Austrian Traded Index) verwendet. (...) 


Bei einem Stundenlohn von 574 Euro muss ein Vorstands- 
vorsitzender lediglich 57 Stunden arbeiten, um das Jah- 
res-Medianeinkommen eines österreichischen Beschäf- 
tigten zu erreichen. Bei einem 12-Stunden Tag sind es im 
Schnitt fünf Arbeitstage. ATX Manager hat am 9. Januar 
bereits das Jahresgehalt eines Beschäftigten verdient 


https://www.arbeiterkammer.at/fatcatday 
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Gisela Notz 
Wir wollten Brot und Rosen - 


nicht arbeiten, nicht einkaufen, nicht höflich lächeln: 
Am 8. März 1994 haben rund eine Million Frauen gestreikt 





Wir wollten uns gegen den mit der Wiedervereinigung 
verbundenen Abbau von Erwerbsarbeitsplätzen und von 
Sozialleistungen und Selbstbestimmungsmöglichkeiten 
wehren. Im Herbst 1992 legten wir einen ersten Entwurf für 
einen Aufruf zum Frauenstreik: 


Auf der Unterschriftenliste des Streikaufrufs waren Ge- 
werkschafterinnen, Kirchenfrauen, autonome Feministin- 
nen, Migrantinnengruppen und viele andere vertreten, aus 
über 100 lokalen und regionalen Streikkomitees. 

Die meisten unserer Forderungen haben sich auch heute 
nicht erledigt. Der erhoffte Beginn einer starken gemeinsa- 
men deutsch-deutschen Frauenbewegung blieb aus. 
Dennoch gilt es, weiter über Strategien und Kampagnen 
nachzudenken, wie wir mit der Verwirklichung des guten 
Lebens im Hier und Jetzt beginnen können. Viele Beispiele 
aus der jüngsten Zeit zeigen, dass Frauen sich nicht mehr 
alles gefallen lassen. Ob Krankenpflegerinnen, Reinigungs- 
kräfte, Verkäuferinnen oder Erzieherinnen - in den vergan- 
genen Jahren haben ausgerechnet diese traditionell eher ge- 


„FRAUENSTREIK! Damit wollen wir gegen den Abbau 
von Grundrechten, gegen den Abbau von Sozialleistungen 
und die wachsende Armut von Frauen, gegen die Zurück- 
drängung bereits erreichter Frauenrechte, gegen die Zer- 
störung der Umwelt und gegen die Vorbereitung deutscher 
Kriegsbeteiligung protestieren. |[...] Frauen werden die 
Hausarbeit niederlegen; betriebliche Aktionen bis hin zum 
Streik durchführen; nicht einkaufen (Kaufstreik); nicht 
mehr höflich lächeln; nicht nett sein; keinen Kaffee kochen 
und die Kinder den Männern mit auf die Arbeit geben.“ 


werkschaftsfernen Beschäftigtengruppen beeindruckende 
Arbeitskämpfe geführt. WissenschaftlerInnen nennen das 
eine „Feminisierung des Arbeitskampfes“. Wahrschein- 
lich wird ein Tag im Jahr zukünftig nicht reichen (...) 


Aus: Gewerkschaftsforum 








Women's International League for Peace and Freedom: 
Feminist principles for an international post- 
COVID-19 settlement WILFP 


Weltweit Frauen für den Frieden - Chronologie 





Willi Hajek 


Brief aus Frankreich im Februar 2021 


Am 23.Februar war Prozesstermin von 
Jerome Rodrigues, eine Gelbweste aus 
Paris. Er wurde angezeigt vom Innenmi- 
nister Darmanin wegen Beleidigung der 
Polizei. Jerome hatte eine der großen Po- 
lizeigewerkschaften, die alle Polizeiüber- 
griffe verteidigt, als eine Bande von Na- 
zis bezeichnet. Bis heute behaupten die- 
se Vertreter der Polizeigewerkschaft, 
dass es in Frankreich keine Polizeigewalt 
gegeben hat. Für sie ist jedes polizei- 
staatliche Eingreifen egal wie brutal und 
ungerechtfertigt legitim. Jerome selbst ist 
Symbol dieser Polizeigewalt. Sein Auge 
wurde ihm ausgeschossen, gleichzeitig 
wurde dieses Tatgeschehen gefilmt. (1) 
Jerome und seine UnterstützerInnen wa- 
ren präsent und laut im Pariser Gerichts- 
gebäude. Das Urteil wird in zwei Mona- 
ten gesprochen. 

Einen Tag vorher war der Prozess von 
Farida, einer Krankenschwester, die zu- 
sammen mit ihren KollegInnen aus den 
Krankenhäusern in und um Paris im Juni 
2020 gegen die unzumutbaren Verhält- 
nisse im Gesundheitsbereich demons- 
trierten. (2) Sie wurde angezeigt von 
dem Polizeipräfekten wegen Gewalt und 


Sand im Getriebe Nr. 140 


Beleidigung gegenüber den polizeilichen 
Einsatztruppen bei der Demonstration im 
Juni 2020. 

Farida hatte einen Stein auf die Polizis- 
ten geworfen und Ihnen den Stinkefinger 
gezeigt. Daraufhin folgte ein brutales po- 
lizeiliches Vorgehen und 24 Stunden 
Schutzhaft. 

Das gesamte Geschehen wurde gefilmt 
und zeigt die ganze feige unangemessene 
und empörende Brutalität von mehreren 
Polizisten gegen Farida. 

Farida hat in mehreren Interviews (3) 
den Zusammenhang angesprochen zwi- 
schen den enormen Belastungen in ihrer 
Arbeit und der explosiven Aktion mit 
dem Steinwurf auf die Polizei, die diese 
Zustände schützt und verteidigt. Stein- 
wurf , der niemanden verletzt hat, und 
Stinkefinger sind Zeichen dieses Zorns, 
den sie heute im Moment des Prozesses 
genauso noch in sich trägt und der sie auf 
der Straße revoltieren lässt. (4) 

Viele waren zum Gericht in Batignolles 
gekommen, um Farida zu unterstützen. 
Die CGT und Sud-Solidaires Gewerk- 
schaften fordern ihre sofortige Freilas- 
sung. Eine Polizeigewerkschaft, die im 
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Gerichtssaal anwesend war, forderte da- 
gegen eine harte Bestrafung und erklärt, 
dass die soziale Situation keine Gewalt 
rechtfertigt. 

Die Filmszenen des gesamten Gesche- 
hens bei der Demo im Juni 2020 geben 
die Beweisgrundlage für Faridas gericht- 
liche Anzeige der beteiligten Polizisten. 
Der Prozess findet in den nächsten Wo- 
chen statt. 

Diese soziale Auseinandersetzung erklärt 
aber auch sehr anschaulich, warum das 
Macron-Regime das neue globale Sicher- 
heitsgesetz durch das Parlament verab- 
schieden lassen will. Das Regime und 
seine Polizei bekommt trotz allgemeiner 
Kameraüberwachung immer mehr Angst 
vor den wachen Blicken des revoltieren- 
den Volkes. 


(1) Dazu: midilibre ; über die Gelbwesten 
SiG 130-133; über die Polizeirepression 
https://desarmons.net/ , , Film von Dufresne 
„Un pays qui se tient sage“ 

(2) SiG Sondernummer Nr.3 ‚Leben in Zeiten 
des Corona-Virus , S. 19 

(3) z.B. in La-bas.org 

(4) „ Meine Hände verletzen nicht, sie pfle- 
gen und meine Worte trösten“ - la-bas 

(5) SiG 139 (S. 34) 








Europäische Bürgerinitiative (EBI) 
für ein Verbot biometrischer Massenuberwachung 


YOUR V FACE #4 


Die Zukunft muss von uns gestaltet werden. 

Regierungen, Sicherheitsbehörden und Unternehmen kön- 
nen und werden Gesichtserkennung gegen jede:n von uns 
einsetzen - basierend darauf wer wir sind und wie wir aus- 
sehen. 

Fordere unseren öffentlichen Raum zurück. Die Lösung: 
Ein Verbot biometrischer Massenüberwachung! 





Wir fordern die Europäische Kommission auf, den Ein- 
satz biometrischer Technologien streng zu regeln, um 
jegliche unzulässige Eingriffe in die Grundrechte zu verhin- 
dern. Insbesondere fordern wir die Kommission auf, die un- 
terschiedslose oder stichprobenartige Verwendung biometri- 
scher Daten, die zu einer unrechtmäßigen Massenüberwa- 
chung führen kann, in Gesetz und Praxis zu verbieten. 
Solche in die Privatsphäre eingreifenden Systeme dürfen 
weder entwickelt noch eingesetzt (auch nicht zu Testzwe- 
cken) oder von öffentlichen oder privaten Stellen genutzt 
werden, da sie zu unnötigen oder unverhältnismäßigen Ein- 
griffen in die Grundrechte der Menschen führen können. 
Es hat sich gezeigt, dass die Nutzung biometrischer Mas- 
senüberwachung in den Mitgliedstaaten und durch EU- 
Agenturen zu Verstößen gegen das EU-Datenschutzrecht 
geführt und die Rechte der Menschen, einschließlich ihres 
Rechts auf Privatsphäre, auf freie Meinungsäußerung, auf 
Protest und auf Diskriminierungsfreiheit, ungebührlich ein- 
geschränkt hat. 
Die weitverbreitete Nutzung von biometrischer Überwa- 
chung, Profiling und dazugehörigen Prognosen stellt eine 
Gefahr für die Rechtsstaatlichkeit und unsere wichtigsten 
Grundfreiheiten dar. 
In dieser Europäischen Bürgerinitiative (EBI) fordern 
wir die Kommission daher nachdrücklich auf, einen 
Rechtsakt vorzuschlagen, der auf den allgemeinen Ver- 
boten der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) 
und der Richtlinie zum Datenschutz bei der Strafverfol- 
gung (LED) aufbaut und diese uneingeschränkt achtet, 
um sicherzustellen, dass das EU-Recht die biometrische 
Massenüberwachung gezielt und ausdrücklich verbietet. 
Unt ® t https://reclaimvourface.eu/de/ 





Das Ziel: 1 Million Untershriften innerhalb eines Jahres 
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Damit die Bürger-innen-Initiative von #ReclaimYourFace 
erfolgreich ist, müssen innerhalb von einem Jahr EU-weit 1 
Millionen Unterschriften zusammen kommen. Die Regeln 
der EU verlangen außerdem, dass aus allen EU- 
Mitgliedsländern eine bestimmte Mindestanzahl von 
Unterschriften kommt. In Deutschland müssen mindestens 
67 680 Unterschriften gesammelt werden. 


In Deutschland unterstützen bisher der Chaos Computer 
Club, D64, Digitalcourage, Digitale Freiheit, die 
Gesellschaft für Informatik und kameras-stoppen.org die 
Bürgerinitiative und fordern Bürgerinnen und Bürger zum 
Unterschreiben auf. Wir freuen uns, wenn sich möglichst 
viele Organisationen und Personen anschließen. Also: 
Mitmachen, weitersagen, teilen! 





Beispiel: Gesichtserkennung in Sachsen 

Das neue Sächsische Polizeigesetz erlaubt der Polizei unter 
bestimmten Bedingungen, Menschen massenweise mit bio- 
metrischer Videoanalyse entlang der Grenze zu Polen und 
Tschechien in einem 30-Kilometer-Korridor zu überwa- 
chen. „Der Einsatz von Systemen zur Gesichtserkennung 
bedeutet, dass jede Person als potenziell verdächtig behan- 
delt wird,“ sagte Wojciech Klicki von der polnischen Pano- 
ptykon Foundation in unserer gemeinsamen 
Pressemitteilung 2018. „Die Erfassung von personenbezo- 
genen Daten kann nur in konkreten und begründeten Ein- 
zelfällen gerechtfertigt sein.“ Ende 2020 legte die Gesell- 
schaft für Freiheitsrechte schließlich 


Verfassungsbeschwerde gegen die Videoüberwachung im 


Sächsischen Polizeigesetz ein. 


Beispiel: Unternehmen Clearview AI: 

Das US-Unternehmen Clearview Al hat von Facebook, 
YouTube und anderen Quellen Porträtfotos von ca. drei 
Milliarden Menschen ohne deren Einwilligung gesammelt. 
Ohne rechtliche Grundlage waren auch Menschen in 
Deutschland davon betroffen. Die sensiblen Fotos sind in 
einer riesigen Datenbank des Unternehmens gelandet, wo 
sie automatisch ausgewertet und Behörden zur Verfügung 
gestellt werden. Dagegen reichte Matthias Marx vom Cha- 
os Computer Club beim Hamburgischen Beauftragten für 
Datenschutz und Informationsfreiheit Beschwerde ein und 
bekam Recht. (Mehr zum Fall bei noyb.eu.) Allerdings 
wurde dem Unternehmen nicht die Verwendung aller Bild- 
daten aller EU-Bürger.innen untersagt, sondern Clearview 
muss lediglich die Daten des Klagenden löschen. 


https://digitalcourage.de/blog/2021/reclaimyourface- 
biometrische-ueberwachung 








Alternativen im Internet 


https://digitalcourage.de 


https://degooglisons-internet.org/de/ 
https://justnetcoalition.org : The Just Net Coalition (INC) 
is a global network of civil society actors committed to an 
open, free, just and equitable Internet. Founding principles 





and objectives are contained in the Delhi Declaration. 
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Wolfram Elsner und Norman Paech 
Internationale Solidarität 


»Die Völker werden sich erinnern, wer ihnen in der Not geholfen hat« 


Über den Vorschlag, den kubanischen Henry-Reeve-Ärztebrigaden den Nobelpreis zu verleihen. 
Ein Gespräch mit Wolfram Elsner und Norman Paech - Interview: Volker Hermsdorf, JungeWelt 


13.Februar 2021 - Warum haben Sie das kubanische Hen- 
ry-Reeve-Ärztekontingent für den diesjährigen Friedensno- 
belpreis vorgeschlagen? 

Norman Paech: Seit 2005 schickt diese Organisation Tau- 
sende von Ärztinnen und Ärzten in die Welt, um bei Kata- 
strophen — ob Erdbeben, Orkane, Überschwemmungen oder 
Epidemien — medizinische Hilfe zu leisten. Wer weiß schon, 
dass im März 2020 zwei Delegationen von mehr als 50 Spe- 
zialisten in der Lombardei und Turin bei der Bekämpfung 
der Coronapandemie geholfen haben? Allein der Vorschlag, 
dieser Organisation den Preis zu geben, vermag vielleicht, 
diesem großen Beispiel internationaler Solidarität die ver- 
diente Öffentlichkeit zu geben. 

Wolfram Elsner: Ich beobachte die Aktivitäten der Henry- 
Reeve-Kontingente seit Jahren. Ihre Einsätze sind ein Sym- 
bol der Hoffnung in einer Welt, die sich in den letzten Jahr- 
zehnten in vielen Aspekten alles andere als zum besseren 
entwickelt hat, und ein Symbol für eine menschlichere, zivi- 
lisiertere Zukunft. 


Wie haben Sie die Nominierung gegenüber dem Komitee in 
Oslo begründet? 

Paech: Diese seit 15 Jahren ununterbrochen und weltweit 
geleisteten medizinischen Hilfen bedeuten einen außerge- 
wöhnlichen und nicht hoch genug einzuschätzenden Beitrag 
zum Frieden in der Welt. Trotz der nun schon über 60 Jahre 
andauernden Blockade hat die kubanische Gesellschaft den 
enormen Aufwand und große finanzielle Aufwendungen auf 
sich genommen, mit dem Henry-Reeve-Kontingent eine be- 
merkenswerte humanitäre und für den Frieden wichtige In- 
itiative zu ergreifen und zu organisieren. Es ist ein einzigar- 
tiges Beispiel gesellschaftlichen Engagements, das aus- 
schließlich der Rettung menschlichen Lebens und den fried- 
lichen Beziehungen in der Welt verpflichtet ist. 

Elsner: Das Henry-Reeve-Kontingent ist in der heutigen 
Welt der relativen Deglobalisierung, der sich verschärfen- 
den Armut, des sich ausbreitenden Hungers, der zunehmen- 
den Konflikte um Ressourcen, der Flüchtlingsbewegungen, 
sowie nun auch einer globalen Pandemie ein Inbegriff prak- 
tischen und effektiven humanitären Handelns geworden. 
Handeln direkt bei den Bedürftigsten, direkt von Mensch zu 
Mensch, ist der Inbegriff der vielbeschworenen internatio- 
nalen Solidarität, die Che Guevara als »Zärtlichkeit der Völ- 
ker« bezeichnet hat. Hier geht es nicht um eine der vielen 
isolierten Spendenkampagnen aus jeweils aktuellen Anläs- 
sen, die dann schnell wieder in Vergessenheit geraten. Hier 
geht es um jahrzehntelanges konsequentes und helfendes 
Handeln — etwas, was die Staaten dieser Welt gemeinsam 
noch nicht hinbekommen haben. Dieses Engagement sieht 
problemlos und wohlorganisiert aus, aber es kann nicht 
hoch genug geschätzt werden, was die einzelnen Mediziner 
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und Pflegekräfte auch persönlich während jeder Mission an 
Verzicht und persönlichem Risiko auf sich nehmen. Das ist 
— in aller Bescheidenheit eines seit Jahrzehnten internatio- 
nal tätigen und vernetzten Akademikers gesagt — wahres 
Heldentum. Und es ist auch bewundernswert, wie der kuba- 
nische Staat, trotz eigenen Mangels und ständigen Überle- 
benskampfes unter einem existenzgefährdenden, mittelalter- 
lichen Sanktionsregime, mit den bedürftigen Ländern der 
Welt, mit der UNO, der WHO und den Mitgliedern der Bri- 
gaden immer wieder Formen findet, diese Hilfe möglich zu 
machen. 


Und wie beurteilen Sie die Erfolgschancen für den Nobel- 
preis? 

Elsner: Gering bis nicht vorhanden. 

Paech: Es müsste wohl ein Wunder geschehen. Aber schon 
die Aufmerksamkeit, die die internationale Vorschlagskam- 
pagne für dieses humanistische Projekt haben kann, ist ein 
Erfolg. 


Frühere Preisträger wie Henry Kissinger, Barack Obama 
und die Europäische Union sind kritisch zu betrachten. 
Welche Bedeutung hat der Preis heute trotzdem noch? 
Paech: Der Preisstifter Alfred Nobel hat in seinem Testa- 
ment verfügt, dass der Preis denjenigen verliehen werden 
soll, »die im vergangenen Jahr der Menschheit den größten 
Nutzen erbracht haben«. Da sind schon viele falsche Ent- 
scheidungen getroffen worden, und der Preis hat darunter 
gelitten. Er könnte dringend eine Auffrischung vertragen, 
die mit der Verleihung an die Brigaden gelingen würde. 
Elsner: Der Preis könnte helfen, der Welt ein Gefühl von 
Einheit, von nichtteilbarer Natur, von gemeinsamem 
Menschheitserbe, gemeinsamen Herausforderungen und 
dem notwendigen gemeinsamen Handeln zu geben. Ge- 
sundheit, Frieden, auch in der Natur, und Gesundheit der 
Menschen gehen nur zusammen und nur global — man nennt 
es deshalb heute, nicht nur in den Wissenschaften, »Global 
Health«. Der Preis müsste allerdings politisch aus dem he- 
gemonialen System herausgelöst werden. 


Was sagen Sie zu dem Vorwurf, Kuba würde mit Entsen- 
dung der Henry-Reeve-Brigaden Menschenhandel betrei- 
ben? 

Paech: Das ist völlig absurd. Aber den Politikern eines Lan- 
des, welches seit 1945 eine Blutspur in der Welt von Viet- 
nam über Afghanistan, Irak bis Syrien gezogen hat, muss 
natürlich ein humanitäres Programm eines kleinen Landes, 
das man sowieso als Gefahr für das eigene System be- 
kämpft, ein Dorn im Auge sein. 

Elsner: In der Psychologie nennt man so etwas meines 
Wissens »Projektion«: Die eigenen tatsächlichen Schweine- 
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reien dem »anderen« als Absicht unterstellen. Anders ge- 
sagt: Der Brandstifter schreit »Feuer!«. Washington könnte 
sich einmal für die humanitären Katastrophen im eigenen 
Land interessieren: die Opioidkatastrophe, die zunehmen- 
den Suizide aus Verzweiflung, die sinkende Lebenserwar- 
tung des »White Trash«, insbesondere der weißen Männer 
mittleren Alters, der sich wieder ausbreitenden Hungersnot, 
von Arbeitssklaven in der US-Landwirtschaft und andern- 
orts ganz abgesehen. 


Republikanische US-Senatoren haben im Juni den Gesetz- 
entwurf »Cut Profits to the Cuban Regime Act« einge- 
bracht, der es Drittländern erschweren soll, die Dienste ku- 
banischer Mediziner in Anspruch zu nehmen. Staaten, die 
dagegen verstoßen, drohen Sanktionen. Wie bewerten Sie 
das? 

Elsner: Ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Mit dem 
Hinweis auf Verstöße gegen UN-Beschlüsse und gegen Völ- 
kerrecht oder mit extraterritorialer Rechtsanwendung - vul- 
go: Imperialismus — braucht man diesen Putschisten ja gar 
nicht erst zu kommen. Das verstehen sie schon rein intellek- 
tuell nicht und emotional sowieso nicht. Hegemoniales 
Business as usual. Die Erde ist trotzdem keine Scheibe, und 
sie dreht sich überraschenderweise weiter. Aber die USA 
dürfen sich natürlich in Bezug auf Sanktionen so lange 
selbst ins Knie schießen, bis sie an irgendeinem Punkt kol- 
labieren. 

Paech: Der Gesetzentwurf ist eine neue Waffe im Krieg ge- 
gen Kuba und wie die ganze 60jährige Geschichte des Boy- 
kotts völkerrechtswidrig. Gegenwärtig sind etwa 30.000 
medizinische Fachkräfte in 59 Ländern tätig. Mit Teilen ih- 
rer durchweg höheren Gehälter im Ausland wird das kosten- 
lose Gesundheitssystem finanziert, das wiederum dem im 
Ausland tätigen Personal eine hochqualifizierte Ausbildung 
bietet. Das soll blockiert werden. 


Kuba ist im Vergleich zu anderen Ländern bisher noch ver- 
gleichsweise glimpflich durch die Pandemie gekommen. 
Woran liegt das? 

Elsner: Kuba ist eine Gesundheitsweltmacht. Das hervorra- 
gende Gesundheitssystem, das vom ersten Tag der Revoluti- 
on an aufgebaut wurde, zusammen mit den Erfahrungen der 
Henry-Reeve-Kontingente, erzeugte irgendwann seine 
Rückwärtskopplung in Form der Entwicklung sogenannter 
generischer Arzneimittel. Bekannt wurde der Fall günstiger 
HIV/AIDS-Medikamente aus Kuba in den frühen 2000ern. 
Später dann die Rückwärtskopplung in Form eines der füh- 
renden biomedizinischen und pharmakologischen For- 
schungs- und Entwicklungscluster der Welt, das seit vielen 
Jahren eine große Zahl an biomedizinisch-pharmakologi- 
schen Patenten hervorbringt. Kein Wunder, dass der wan- 
kende Elefant im Abstiegskampf, der wieder Hegemon wer- 
den will, alles daran setzt, diesen Fortschritt zu zerstören. 
Paech: Nun, Kubas Insellage und Trumps Anordnung, dass 
weniger US-Bürger nach Kuba reisen können, mögen dabei 
hilfreich gewesen sein. Wesentlicher aber ist, dass in Kuba 
seit der Revolution ein Gesundheitssystem mit den meisten 
Ärzten pro Einwohner in der Welt und einer unvergleichlich 
dichten medizinischen Vorsorge aufgebaut wurde. Das Em- 
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bargo der USA hat zudem eine eigene pharmakologische 
Forschung und Produktion von internationalem Niveau her- 
vorgebracht. 


Auch bei der Verteilung der Impfstoffe will Kuba einen an- 
deren Weg einschlagen. Welche Bedeutung könnte das für 
die Bekämpfung der Pandemie haben? 

Elsner: Kuba geht hier einen Weg zusammen mit China 
und zum Teil mit Russland, die 2020 versprochen hatten, 
den ärmsten Ländern ihre Impfstoffe zur Verfügung zu stel- 
len. Konsequent, wenn man verstanden hat, dass die Pande- 
mie eine kollektive Menschheitsherausforderung ist und 
Gesundheit nur als kollektives Menschheitsgut geht. Vom 
Westen hört man in diesen Zeiten nichts über eine Vertei- 
lung an die Ärmsten, nur Gerangel um die Verteilung unter- 
einander. Nachdem sich die Polemiken um die Impfstoffe 
vielleicht einmal gelegt haben werden, wird sich die Impf- 
stofffrage als weitere Dimension der gegenwärtigen großen 
Zeitenwende herausstellen: Die Völker werden sich erin- 
nern, ähnlich wie 2020 in der ersten Pandemiewelle, wer ih- 
nen in der Not geholfen hat und wer nicht. 

Paech: Der im Finlay-Institut entwickelte Impfstoff »So- 
berana 02« hat die klinischen Tests der ersten beiden Phasen 
durchlaufen. Der Test der Phase drei findet im Iran statt, da 
es auf der Insel zu wenig Probanden gibt. Kuba arbeitet 
überdies mit Russland und China zusammen. Diese interna- 
tionale Kooperation stellt sicher, dass auch diejenigen Län- 
der Impfstoff erhalten werden, die nicht die Preise der gro- 
ßen Konzerne bezahlen können. 


Die US-Blockade schadet dem kubanischen Gesundheits- 
wesen und schränkt Möglichkeiten für Hilfseinsätze ein. 
Könnten Bundesrepublik und EU nicht mehr dagegen tun? 
Paech: Die EU hat sogar schon etwas getan und die europä- 
ischen Firmen aufgefordert, das Embargo nicht zu befolgen. 
Sollten die USA sie daraufhin sanktionieren, hat die EU 
Kompensation versprochen. Bisher aber nur mit mäßigem 
Erfolg — die Unternehmen fürchten die langfristigen Folgen 
von US-Sanktionen zu sehr. 

Elsner: Die Deutsch-EU träumte unter Trump von einer 
strategischen Eigenständigkeit gegenüber Washington. Da- 
für wäre es ein Zeichen, sich einmal nicht an den Amokläu- 
fen der Strafmaßnahmen Washingtons zu beteiligen. Aber 
mit der neuen transatlantischen Welle von Grünen, FDP, 
großen Teilen von CDU und SPD und inzwischen auch klei- 
neren Teilen der Linken fehlen hier der politische Wille und 
der Mut, die ökonomische Kraft dafür einzusetzen. Statt 
dessen sprießen Phantasien über eine neue, alte Freihandels- 
welt mit Bidens Washington. 

Warum bekommen Kuba und China die Pandemie besser in 
den Griff als etwa Brasilien und die Weltmacht USA? 
Elsner: »It’s the System, Stupid!« Wir sehen, wie die an- 
gelsächsischen Länder und einige ihrer neoliberal ruinierten 
Follower, wie etwa Brasilien oder Indien, kaum noch Öf- 
fentliche oder gesellschaftlich-kollektive Handlungskompe- 
tenzen besitzen. Statt dessen Handlungsunfähigkeit, -unwil- 
ligkeit und -chaos, Triage und vielfältige humanitäre Kata- 
strophen. Wenn wir auf China oder Kuba schauen, sehen 
wir, dass es aber nicht nur einfach hohe organisatorische 
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Handlungsfähigkeit ist, sondern der systemische Unter- 
schied sich auch im großen sozialen Vertrauen — gegenseitig 
und in staatliches Handeln — und in der massenhaften sozia- 
len Mobilisierung für den gemeinsamen Kampf beweist. 
Paech: Ein Blick auf die Rolle des sozialen Zusammen- 
halts, der sozialen Disziplin und Mobilisierung in den Ge- 
sellschaften von Kuba und China einerseits und die Bedeu- 
tung der Individualisierung, Privatisierung und Deregulie- 
rung aller gesellschaftlichen Bereiche in den kapitalistisch- 
neoliberalen Ländern andererseits erklärt vieles. Es steht au- 
ßer Zweifel und wird auch von WHO und UNICEF bestä- 
tigt, dass das Gesundheitssystem der Insel Vorbild in vielen 
Bereichen für die europäischen Staaten sein könnte. 


Was bedeutet das für künftige Pandemien, die - Prognosen 
zufolge — noch verheerendere Auswirkungen haben könnten 
als die derzeitige? 

Paech: Man sollte sich ruhig einmal die Organisation der 
Vorsorge und ärztlichen Versorgung vor Ort in Kuba an- 
schauen. Wer den Lockdown hier auch mit der Überlastung 
des Gesundheitssystems begründet, könnte dort Alternati- 
ven zur Entlastung finden. 

Elsner: Neue Pandemien könnten zum globalen Zerfall in 
parallele Welten führen: In eine Teilwelt, die den Kampf ge- 
gen Virusmutationen verliert, daher aufgibt und die resultie- 
renden hohen TIotenzahlen hinnehmen wird, und einen Teil 
der Welt, der sein gesellschaftliches und politisches Han- 
deln qualifiziert und international zu kooperieren lernt, der 
sich so die Chance erhält, im »Rüstungswettlauf« mit den 
Coronaviren in Forschung, Gesundheitswesen, sozialer Or- 
ganisation und bei sozialer Mobilisierung mitzuhalten und 
seine gesundheitliche Resilienz langfristig zu erhöhen. 


Wäre der Friedensnobelpreis für die Henry-Reeve-Briga- 
den in diesem Sinne auch eine Art Aufforderung zum globa- 
len Umdenken? 

Elsner: Genau das wäre Sinn und Kern dieses Friedensno- 
belpreises: ein symbolischer Auftakt für neues Denken, 
neue Strukturen und Prozesse, für umfassende kollektive 
Handlungskapazitäten, die umfassende Solidarität erst mög- 
lich machen. Sonst verlieren wir den Wettlauf mit dem Vi- 
rus, den Wettlauf um das globale Klima und um »Global 
Health«. Dann wäre ganz schnell Schluss mit dem kleinen 
Schlaumeier namens Homo sapiens. 

Paech: In der Tat, das gäbe ein unübersehbares Signal für 
ein neues Bewusstsein und eine Umkehr aus dem Dilemma 
profitgebundener Handlungsunfähigkeit. Solidarität, die von 
der Rendite großer Pharma- und Gesundheitskonzerne ab- 
hängt, ist eine gebremste Solidarität. Sie kann sich offen- 
sichtlich nur in gesellschaftlicher Verantwortung entfalten, 
wofür das Henry-Reeve-Kontingent ein eindrucksvolles 
Beispiel ist. 


Prof. Dr. Wolfram Elsner ist Professor für Volkswirtschafts- 
lehre an der Universität Bremen (i. R.) und war Leiter des Bre- 
mer Landesinstituts für Wirtschaftsforschung. Er ist Herausge- 
ber der internationalen Zeitschrift Review of Evolutionary Po- 
litical Economy. 

Norman Paech ist Mitglied der "Vereinigung demokratischer 
Juristinnen und Juristen" (VDJ), der "Freundschaftsgesell- 
schaft Vietnam-BRD", im Wissenschaftlichen Beirat von IALA- 
NA und IPPNW, bei Attac und im Auschwitz Komitee. 


PDF-Datei des Interviews: http://www.norman-paech.de/ 
SiG-Red: Infos über Kuba: https://amerika21.de/geo/kuba 


Noam Chomsky und Vijay Prashad 
Wir sollten alle empört sein, aber Empörung ist kein starkes Wort 


" Die Idee des öffentlichen Gesundheitswesens hat eine lan- 
ge Geschichte, aber bei den frühen Ansätzen ging es weni- 
ger um die Gesundheit der gesamten Bevölkerung als viel- 
mehr um die Ausrottung von Krankheiten. Wenn das bedeu- 
tete, dass die Armen die Hauptlast zu tragen hatten, dann 
war es eben so. Diese alte, hierarchische Vorstellung von öf- 
fentlicher Gesundheit besteht bis in unsere Zeit, besonders 
in Staaten mit bürgerlichen Regierungen, die mehr dem 
Profit als den Menschen verpflichtet sind. 

Aber die sozialistische Idee der öffentlichen Gesundheit — 
dass sich gesellschaftliche und staatliche Institutionen auf 
die Prävention von Krankheiten und die Unterbrechung der 
Infektionskette konzentrieren müssen — gewann ab dem 19. 
Jahrhundert an Kraft und kommt nun wieder auf den Tisch. 
(...) Die Länder der Dritten Welt, die 1961 die Bewegung 
der Blockfreien Staaten und 1964 den Block der 77 in den 
Vereinten Nationen gründeten, trieben die Agenda für ein 
internationales System der öffentlichen Gesundheit und für 
mehr Ressourcen für die öffentliche Gesundheit statt für die 
Privatisierung der Gesundheitsversorgung voran. 

Diese Debatte spitzte sich auf der Internationalen Konfe- 
renz über primäre Gesundheitsversorgung zu, die im Sep- 
tember 1978 in Alma-Ata (UdSSR) stattfand. 
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Die Deklaration von Alma-Ata enthält die beste Erklärung 
zur Verteidigung der öffentlichen Gesundheit, die jemals 
von einer Regierung verabschiedet wurde." (...) 

An der Alma-Ata-Deklaration gibt es nur wenig zu ändern. 
Sie muss wieder auf die Tagesordnung gesetzt werden. 


Die jüngste Entwicklung, die durch die gefährliche Mi- 
schung aus Privatisierung, Unfähigkeit und Gleichgültigkeit 
der Regierung verursacht wurde, sollte die Klage der bra- 
silianischen Gesundheitsgewerkschaften gegen Jair Bol- 
sonaro vor dem Internationalen Strafgerichtshof (ISt- 
Gh) im Juli untermauern. Es ist an der Zeit, ein Bürgertri- 
bunal einzuberufen, um das völlige Versagen der Regie- 
rungen von Boris Johnson, Donald Trump, Jair Bolsona- 
ro, Narendra Modi und anderen zu untersuchen und die 
Kette der Infektion mit COVID-19 zu unterbrechen. 

Ein solches Tribunal würde die faktischen Informationen 
sammeln und sicherstellen, dass wir diesen Staaten nicht er- 
lauben, den Tatort zu manipulieren; das Tribunal würde dem 
IStGH, sofern er sich nicht politisch abwürgen lässt, eine 
solide Grundlage für eine forensische Untersuchung dieses 
Verbrechens gegen die Menschlichkeit liefern.“ 

Quelle: Tricontinental, Übersetzung 
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Weltgesundheitstag am 7. April —— 
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PRESSEMITTEILUNG der People's Health Movement (PHM) Europe und des European 
Health Network zur Unterstützung der Europäischen Bürgerinitiative Right2Cure 
No profits on the pandemic! — https://noprofitonpandemic.eu/de/ 





4. Dezember 2020 - Eine breite Koalition aus Gewerk- 
schaften, NGOs, Aktivistengruppen, Studentenverbänden 
und Gesundheitsexperten hat am 30. November 2020 eine 
Europäische Bürgerinitiative gestartet. Ihr Ziel ist es, die 
Europäische Kommission zu veranlassen, Maßnahmen zu 
ergreifen, die sicherstellen, dass geistige Eigentumsrechte 
wie zum Beispiel Patente die Verfügbarkeit von Behandlun- 
gen und Impfstoffen gegen Covid-19 nicht einschränken. 
Zur Erreichung dieses Ziels werden innerhalb eines Jahres 1 
Million Unterschriften von europäischen Bürgern in min- 
destens 7 europäischen Ländern benötigt. 


Die Right2Cure-Initiative bringt in die laufende Diskussion 
über den Zugang zu neu entwickelten Impfstoffen und Be- 
handlungen eine zusätzliche Stimme ein, die von der Sorge 
geprägt ist, dass medizinische Produkte, die zur Bekämp- 
fung der Pandemie entwickelt wurden, aufgrund finanzieller 
und logistischer Barrieren nur für einen kleinen Teil der Be- 
völkerung verfügbar sein werden. Wenn es dem Pharmasek- 
tor erlaubt wird, wie gewohnt zu agieren und bestehende 
geistige Eigentumsrechte auszunutzen, um aus dieser Pan- 
demie Profit zu schlagen, ist zu erwarten, dass die Lasten 
der Krise wie immer von den Ärmsten und Schwächsten ge- 
schultert werden. Konkret lautet die Forderung der Initiati- 
ve, dass die EU Folgendes sicherstellt: Keine Profite aus der 
Pandemie durch den privaten Sektor; alle Ergebnisse, Da- 
ten, Gesundheitstechnologien werden öffentlich zugänglich 
gemacht und kontrolliert, da sie von der öffentlichen Hand 
bezahlt werden und um Covid-19-Lösungen als öffentliches 
Gut zu behandeln; auf Patente auf Forschung und Technolo- 
gien zur Bekämpfung der Pandemie wird verzichtet, um 
eine schnelle Verfügbarkeit und niedrige Preise zu gewähr- 
leisten; und schließlich Transparenz bei Verträgen mit dem 
Pharmasektor. 


Das Europäische Netzwerk gegen Kommerzialisierung und 
Privatisierung von Gesundheit und sozialer Sicherheit (Eu- 
ropean Health Network) und die PHM Europe unterstützen 
die Right2Cure-Initiative in ihrem Bestreben sicherzustel- 
len, dass Lösungen für die Covid-19-Pandemie schnell und 
im Geiste globaler Solidarität verbreitet werden. Jeder 
Mensch sollte Zugang zu sicheren und wirksamen Impfstof- 
fen und Therapien haben, unabhängig von seiner Zahlungs- 
fähigkeit oder dem Ort, an dem er lebt. Weder Patienten 
noch öffentliche Budgets für Gesundheit und soziale Si- 
cherheit sollten für die Gewinne von Big-Pharma-Aktionä- 
ren aufkommen. 
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Wir fordern die EU-Institutionen auf, öffentliche Gelder 
nicht für die privaten Profite von Big Pharma zu verwen- 
den, sondern sie für die Stärkung unserer Gesundheitssyste- 
me und die Verbesserung der Arbeitsbedingungen des Ge- 
sundheitspersonals einzusetzen. Die aktuelle Pandemie hat 
deutlich gemacht, dass das Gesundheitspersonal und andere 
wichtige Arbeitskräfte das Rückgrat unserer sozialen Siche- 
rungssysteme sind. Kein Impfstoff oder Medikament wird 
die derzeitige Krise allein lösen können; um das Beste dar- 
aus zu machen, brauchen wir öffentliche Gesundheitssyste- 
me, die personell angemessen ausgestattet und für alle zu- 
gänglich sind. 


Leider waren die Versuche, das Gesundheitspersonal wäh- 
rend der Covid-19-Pandemie in der EU zu unterstützen, 
meist unzureichend. Dies gilt sowohl für die Kern- als auch 
für die Peripherieländer der EU. Laut Aussagen von Kran- 
kenschwestern und Ärzten aus Kroatien hat es die Regie- 
rung versäumt, auch nur die grundlegendsten Maßnahmen 
zur Erleichterung der Last, die sie in den letzten 9 Monaten 
geschultert haben, einzuführen. Neben dem Versäumnis, zu- 
sätzliches Personal einzustellen, hat es die Regierung unter- 
lassen, Strategien zur langfristigen Verbesserung der Ar- 
beitsbedingungen in Erwägung zu ziehen, einschließlich ei- 
ner Anhebung der Gehälter des Gesundheitspersonals auf 
ein angemessenes Niveau. 


In Belgien mobilisieren die Beschäftigten des Gesundheits- 
wesens seit 2019 ihre Kolleg*nnen und die Bevölkerung, 
um die Regierung zu zwingen, zusätzliche Mittel dafür be- 
reitzustellen, die Arbeitsbedingungen zu verbessern und ei- 
nen echten Zugang zu Gesundheit für alle zu gewährleisten. 
Strukturelle Investitionen, Lohn- und Personalaufstockun- 
gen fehlen nach wie vor, und die Arbeit in der Pflege wird 
nach wie vor nicht ausreichend gewürdigt. Diese Probleme 
werden durch die institutionelle Zersplitterung des Landes 
und das Fehlen einer starken und einheitlichen Politik im 
Gesundheitssektor noch verschärft. 


Besonders prekär ist die Situation in Bulgarien, wo auf- 
grund sehr niedriger Löhne und unwürdiger Arbeitsbedin- 
gungen und der daraus resultierenden hohen Abwanderung 
von Gesundheitspersonal das gesamte System von sehr we- 
nigen Krankenschwestern und Ärzten geschultert wird. 


In Frankreich hat die Pandemie zwar die negativen Aus- 
wirkungen der Politik der Kommerzialisierung der letzten 
Jahre und die Untergrabung der Arbeitnehmerrechte deut- 
lich gemacht, aber die Regierung bleibt dabei, dass die Lö- 
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sung in der Verlängerung der Arbeitszeit und der Unterstüt- 
zung von Öffentlich-privaten Partnerschaften liege. Aus die- 
sem Grund, aber auch weil viele Beschäftigte im Gesund- 
heits- und Pflegebereich weiterhin der Gefahr von Infektio- 
nen und hohem Stress ausgesetzt sind, haben die Gewerk- 
schaften Aktionen für das Wochenende vom 5. bis 6. De- 
zember 2020 angekündigt. 


Das Europäische Netzwerk und die PHM Europe unterstüt- 
zen ihre Pläne und kündigen an, dass die Forderung nach 
einer Finanzierung des Gesundheitspersonals anstelle 
der Profite von Big Pharma im Mittelpunkt ihrer Aktio- 
nen am 7. April 2021 stehen wird, wenn der Internationa- 
le Aktionstag gegen die Privatisierung und Kommerzia- 
lisierung der Gesundheit begangen wird. 


Dies ist nicht die Zeit für private Geschäftemacherei. Je- 
der Mensch hat das Recht auf Heilung. Der einzige Weg, 
diese Pandemie zu überwinden, ist eine kollektive Lösung, 
bestehend aus Impfstoffen und Behandlungen, die für alle 
frei zugänglich sind und von einem bestens ausgerüsteten 
und anständig bezahlten Gesundheitspersonal verabreicht 
beziehungsweise durchgeführt werden. 


Wir rufen alle auf, die Europäische 
Bürgerinitiative Right2Cure zu unterstützen! 


Link zur Presseerklärung der ECI 





Europäisches Netzwerk: http://europe-health-network.net/ 


PHM Europe: www.phmovement.org 
Übersetzung: SiG-Redaktion 


Der Europäischer Gewerkschaftsverband für den Öffent- 
lichen Dienst ruft ebenfalls zum Aktionstag am 7.4.2021 
auf; weiterer Aktionstag am 23. Juni 2021 

Weitere Infos: Alter Summit 








Corporate Europe: When the market becomes deadly - 
How pressures towards privatisation of health and long- 
term care put Europe on a poor footing for a pandemic 
Download the full report. 














Europaische Bürgerinitiative (EBl 





Jeder hat das Recht auf Schutz vor Covid-19 
Kein Profit durch die Pandemie 





Unsere Forderungen 


1 — Gesundheit für alle 

Wir alle haben ein Recht auf Gesundheit. In einer Pandemie 
sollten Forschung und Technologien auf einer breiten Ebene 
schnell und weltweit miteinander geteilt werden. Ein priva- 
tes Unternehmen sollte nicht die Macht haben zu entschei- 
den, wer Zugang zu Behandlungen oder Impfstoffen hat 
und zu welchem Preis. Patente geben einem einzigen Unter- 
nehmen die Monopolkontrolle über wesentliche pharmazeu- 
tische Produkte. Dies begrenzt ihre Verfügbarkeit und er- 
höht ihre Kosten für diejenigen, die sie brauchen. 
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2 — Transparenz jetzt! 

Daten über Produktionskosten, öffentliche Beiträge sowie 
die Wirksamkeit und Sicherheit von Impfstoffen und Arz- 
neimitteln sollten Öffentlich sein. Verträge zwischen Öffent- 
lichen Behörden und Pharmaunternehmen müssen veröf- 
fentlicht werden. 


3 — Öffentliche Gelder, öffentliche Kontrolle 

Die SteuerzahlerInnen haben für die Forschung und Ent- 
wicklung von Impfstoffen und Behandlungen gezahlt. Was 
von den BürgerInnen bezahlt wurde, sollte auch in den Hän- 
den der BürgerInnen bleiben. Wir können nicht zulassen, 
dass große Pharmaunternehmen wichtige Gesundheitstech- 
nologien privatisieren, die mit öffentlichen Mitteln entwi- 
ckelt wurden. 


4 — Kein Profit durch die Pandemie 

Große Pharmaunternehmen sollten nicht auf Kosten der Ge- 
sundheit der Menschen von dieser Pandemie profitieren. 
Eine kollektive Bedrohung erfordert Solidarität, nicht priva- 
te Geschäftemacherei. Öffentliche Mittel sollten immer mit 
Garantien für Verfügbarkeit und Erschwinglichkeit der da- 
durch erzielten Ergebnisse verbunden sein. Es sollte großen 
Pharmaunternehmen nicht erlaubt sein, die Sozialversiche- 
rungssysteme zu plündern. 
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